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15. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau über deren
Tätigkeit vom 1. Januar 2004 bis 31. Dezember 2005
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Gemäß § 2 Abs.4 des Gesetzes über die Errichtung der Bremischen Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung
der Frau vom 16.12.1980 (Gesetzbl. der Freien Hansestadt Bremen vom 30.12.1980 Nr.55, S. 399) in der Fassung des Art.3
des Landesgleichstellungsgesetzes vom 20.11.1990 (Gesetzbl. der Freien Hansestadt Bremen Nr.46, S. 433) hat die Zentral-
stelle alle zwei Jahre dem Senat über ihre Arbeit zu berichten. Der Senat leitet den Bericht an die Bürgerschaft (Landtag).
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0Einleitung

In den Berichtsjahren 2004 und 2005
hat die Bremische Zentralstelle für die
Verwirklichung der Gleichberechtigung
der Frau gemäß ihrem gesetzlichen
Auftrag an der Durchsetzung von
Gleichberechtigung und Gleichstellung
mitgewirkt. Sie hat in ihren Arbeits-
schwerpunkten Arbeit und Wirtschaft,
F r a u e n f ö rd e rung im öff e n t l i c h e n
Dienst, Neue Medien, Familienpolitik
und Familienrecht, Mädchen im
E rziehungs- und Bildungswesen,
Gesundheit, Gewalt sowie Stadtent-
wicklung und Beteiligung zur
Verwirklichung der Gleichberechtigung
von Frauen beigetragen.

Der gesamte Berichtszeitraum wurde
von den arbeitmarktpolitischen Refor-
men durch die sog. Hart z - G e s e t z-
gebung und die anhaltende Diskussion
um ihre Auswirkungen geprägt. Die
Zentralstelle hat sich dafür eingesetzt,
dass möglichst keine Benachteiligungen
für Frauen entstehen sollten. Dies ist
nicht durchgängig erreicht worden. Die
Zentralstelle teilt die Einschätzung vieler
Frauen, dass die eigenständige
E x i s t e n z s i c h e rung von Frauen kein
Leitbild für die „Hartz-Reformen” war
und ist. Die Zentralstelle hat die berech-
tigte Sorge, dass Berufsrückkehrerinnen
zu den Arbeitslosengruppen zählen, die
als Verliererinnen der Reform bezeich-
net werden müssen. Gegen die stärke-
re Verweisung auf Partnereinkommen
und die Verschärfung der Zumutbar-
keitskriterien für die Annahme einer

Erwerbsarbeit sowie gegen den Wegfall
des Rechtsanspruchs auf Eingliede-
rungszuschuss ist aller Protest vergeb-
lich geblieben. 

Das Instrument der Arbeitsgelegen-
heiten, der sog. In-Jobs, wurde am
1.1.2005 neu eingeführt. Frauen wer-
den überwiegend auf „In-Jobs” in den
B e reichen Pflegehilfe und hauswirt-
schaftliche Dienstleistungen eingesetzt.
Aus Frauensicht besteht Anlass zu der
Befürchtung, dass die neu geschaffe-
nen Arbeitsgelegenheiten bestehende
Arbeitsplätze verdrängen. Ohnehin
arbeiten in prekären Beschäftigungs-
verhältnissen überproportional Frauen. 
Nach Ansicht der Zentralstelle zeigt sich
insgesamt ein dringender Handlungs-
bedarf für zusätzliche arbeitsmarktpoli-
tische Programme für Frauen von
Seiten des Landes Bremen.

Bei der Förderung von Existenzgrün-
dungen durch Frauen ist es gelungen,
im Lande Bremen mit verschiedenen
Maßnahmen und Programmen Impulse
zu setzen. Der Erfolg wird unter ande-
rem daran deutlich, dass beim Start-
hilfefonds Frauen weiterhin einen
hohen Anteil bei den Projektantrags-
zahlen haben.

Die Schwierigkeiten bei der Ve re i n-
barkeit von Beruf und Familie beein-
trächtigen noch immer die Erwerbs-
tätigkeit von Frauen. Wegen fehlender
K i n d e r b e t reuungsmöglichkeiten und
teilweise unflexiblen Arbeitszeiten müs-
sen Frauen immer noch häufig auf
ihren Arbeitsplatz verzichten und haben
anschließend Probleme, sich wieder in
den Arbeitsmarkt zu integrieren. Auch
im Land Bremen entspricht das

6

Ulrike Hauffe
Landesbeauftragte für Frauen



Angebot an Betreuungsplätzen für
unter Dreijährige sowie an Ganztags-
angeboten in Kindergärten und Schulen
bei weitem nicht dem Bedarf, jedoch
hat ein entscheidender Wandel in der
S e n s i b i l i s i e rung und Wa h rn e h m u n g
dieses Problems in Politik und Gesell-
schaft begonnen. Die Zentralstelle
begrüßt den Senatsbeschluss vom
Dezember 2005, in den nächsten
Jahren mehrere Millionen Euro für den
Ausbau der Betreuung von Kindern
unter drei Jahren im Land Bremen zur
Verfügung zu stellen. Damit soll die
Zielquote von 20 % Versorgungsanteil
bis zum Jahre 2010 erreicht werden.

Das Bremer Verbundprojekt Beruf und
Familie soll dazu beitragen, die Verein-
barkeit von Beruf und Familie zu
verbessern. Das Projekt stellt für Unter-
nehmen und Öffentlichkeit Informatio-
nen bereit und vernetzt Unternehmen,
Politik und Gesellschaft miteinander. Bis
zum Ende des Berichtszeitraums haben
sich 15 Unternehmen und Institutionen
in Bremen und Bre m e rhaven der
Auditierung durch die Hertie-Stiftung
unterzogen. Damit liegt Bremen deut-
lich über dem Bundesdurc h s c h n i t t .
Diese Erfolgsgeschichte ist nicht nur
eine gute Bremen-Werbung, sondern in
Zeiten drohenden Mangels an qualifi-
z i e rten Arbeitskräften ein wichtiger
Standortvorteil. 

Einen weiteren Schritt vorangekommen
ist Bremen bezüglich der Umsetzung
des Gender Mainstreaming in der
Landespolitik. Seit 2002 sind laut
Senatsbeschluss alle Ressorts aufgefor-
d e rt, die Geschlechterperspektive in
ihre jeweiligen Politik- und Tätigkeits-
felder sowie in ihr praktisches Verwal-

tungshandeln einzubeziehen. Die
inzwischen abgeschlossene zweijährige
Pilotphase hat verschiedene Modell-
p rojekte herv o rgebracht, die Gender
Mainstreaming in der Praxis erproben.
Die Zentralstelle nimmt dabei die
Aufgabe wahr, den Prozess mit ihrem
Erfahrungs- und Expertinnenwissen aus
25 Jahren Gleichstellungsarbeit zu
unterstützen. Neben der Bereitstellung
notwendiger finanzieller Ressourcen für
die Qualifizierung der Beschäftigten
sind für die Zukunft die Führungskräfte
gefordert, sich sichtbarer als bisher für
die Anwendung des Gender- M a i n-
streaming-Prinzips einzusetzen. 

Die Frauenförd e rung im öff e n t l i c h e n
Dienst wird inzwischen regelmäßig und
umfassend durch den Personal-
c o n t rolling-Bericht des Senators für
Finanzen erfasst und förd e rt Fort-
schritte, aber auch Schwachstellen bei
der Umsetzung des Landesgleich-
stellungsgesetzes zutage. Nach wie vor
besteht ein erheblicher Handlungs-
bedarf, z.B. zur Erhöhung des Frauen-
anteils in Leitungsfunktionen. 

Obwohl Medienkompetenz für den
überwiegenden Teil von Mädchen und
Frauen heute selbstverständlich ist,
besteht in der Gesellschaft noch immer
eine digitale Spaltung der Geschlechter
bei Zugang und Nutzung von
Computer und Internet. Dies wird unter
anderem sichtbar bei der deutlich zu
geringen Berufs- und Studienwahl im
Bereich Informatik und Elektronik durch
junge Frauen. Auch sind viele An-
gebote im Internet nicht geschlechter-
gerecht. Das Bremer Frauenportal und
Magazin gesche.online, das die
Zentralstelle mit Hilfe einer Anschub-

finanzierung aus dem Landesprogramm
Bremen in t.i.m.e ins Leben gerufen
hat, ist inzwischen zu einem wichtigen
Informations- und Interaktionsort in der
Region geworden. Die Zentralstelle
freut sich, dass die hohe Qualität dieses
erfolgreichen Portals inzwischen allge-
meine Anerkennung findet und sich die
Förderung durch Landesmittel als rich-
tig erwiesen hat: gesche.online konnte
inzwischen durch eine enge Verzah-
nung mit dem Informationssystem bre-
men.online verstetigt werden. 

Die Mädchenarbeit im Bildungswesen
und die Berufsorientierung von Mäd-
chen hat im Berichtszeitraum durch den
Girls’Day deutlich an Dynamik gewon-
nen. Bei der Zentralstelle konnte die aus
Bundesmitteln geförd e rte Landes-
koordinierungsstelle für den Girls’Day
angesiedelt werden. Bremen nimmt mit
der Beteiligung am Mädchenzukunfts-
tag bundesweit die Spitzenposition ein.
Der Bildungssenator unterstützt den
Girls’Day durch die Freistellung der
Mädchen und durch verschiedene
schulische Angebote.

Mit den Aktivitäten im Bereich Frauen-
gesundheit nimmt Bremen in vielerlei
Hinsicht eine überregional beachtete
Vorbildfunktion wahr. Das Bre m e r
F o rum Frauengesundheit, das die
Zentralstelle ins Leben gerufen hat und
leitet, hat als Netzwerk und Bündelung
interdisziplinärer Fachkompetenz wich-
tige Diskussionen und We i c h e n s t e l-
lungen initiiert, so bei der Begleitung
des Modellversuchs Mammografie
S c reening - keine leichte Aufgabe
angesichts kontroverser und teils emo-
t i o n a l i s i e rter Debatten um das
Screening. Inzwischen erkennen auch
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die Befürworter des Screenings die kri-
tischen Beiträge des Forums Frauen-
gesundheit als wichtig und konstruktiv
für die Qualität der bundesweiten
Einführung an. 

Nicht gelungen ist es, in Bremen die
Angebote für essgestörte Mädchen und
Frauen zu erhalten oder zu verbessern,
obwohl dies ausdrücklicher Auftrag der
K o a l i t i o n s v e re i n b a rung ist. Ebenso
wenig konnte verhindert werden, dass
die Kriseneinrichtung des Mädchen-
hauses schließen musste. Umso erfreu-
licher ist es, dass in der zweiten Jahres-
hälfte 2006 Verhandlungen aufgenom-
men wurden, mit dem Ziel, die Krisen-
einrichtung wieder zu eröffnen. Die
Bremer Frauen- und Mädchenprojekte
leisten trotz extremer Finanzknappheit
nach wie vor eine vorbildliche, vielfälti-
ge und auf unterschiedliche Lebens-
lagen zielgerichtete Arbeit. Damit lei-
sten sie für die Lebensqualität Bremens
einen Beitrag, der nicht ausreichend
gewürdigt wird. Es kann nicht sein, dass
diese Projekte sich ständig als Bittsteller
verhalten müssen, um diese Arbeit fort-
setzen zu können.

Im Bereich der Gewalt gegen Frauen
und Mädchen ist erfreulich, dass das
We g w e i s u n g s recht im Land Bre m e n
greift, das der Polizei ermöglicht, schla-
gende Partner aus der gemeinsamen
Wohnung zu verweisen. Gegen
Frauenhandel und Zwangsprostitution
war und ist es äußerst mühsam, die
geringen Mittel für die Beratung und
Betreuung von Opfern aufzubringen,
obwohl alle Politikbereiche ihre
Entschlossenheit zur Bekämpfung die-
ser Verbrechen zum Ausdruck bringen.
D u rch die Wi e d e rwahl der Landes-

beauftragten für Frauen im Jahr 2006
ist es gelungen, der Bremer Frauen-
politik eine wichtige Stimme in der
Landespolitik zu erhalten. Dies zeigt,
dass der Senat seinen gesellschaftlichen
Auftrag, die Gleichstellung von Frauen
zu verwirklichen, ernst nimmt. Allen,
die sich für die Weiterführung dieses
Amtes eingesetzt haben, sei an dieser
Stelle großer Dank ausgesprochen. 

Die Zentralstelle beging im Herbst 2005
ihr 25jähriges Bestehen und nahm dies
zum Anlass, bisher Erreichtes als auch
die kommenden Aufgaben der Bremer
Landespolitik aufzuzeigen. 2007
wählen Bremerinnen und Bremer ein
neues Landesparlament. Aus Frauen-
sicht ist - wie dieser Bericht zeigt - noch
ein großer Berg an Aufgaben anzuge-
hen. Die Zentralstelle wird  die Zeit nut-
zen, die Politik weiterhin mit Augen-
maß und Unbequemlichkeit im
Interesse der Frauenrechte in die Pflicht
zu nehmen. 

1Kurzfassung

Die Zentralstelle legt hiermit den
Tätigkeitsbericht über die in den Jahren
2004 und 2005 geleistete Arbeit vor.
Die Zentralstelle hat in den
Arbeitsbereichen Arbeit und Wirtschaft,
F r a u e n f ö rd e rung im öff e n t l i c h e n
Dienst, Informations- und Kommuni-
kationsmedien, Familienpolitik und
Familienrecht, Mädchen im Erziehungs-
und Bildungswesen, Gesundheit,
Gewalt sowie Stadtentwicklung und
Beteiligung gemäß ihrem gesetzlichen
Auftrag zur Ve rwirklichung der
Gleichberechtigung der Frauen beige-
tragen. Sie nahm auch ihre Funktion als
Anlauf- und Beratungsstelle für Frauen
w a h r. Die Zentralstelle arbeitete im
Berichtszeitraum entsprechend ihre m
Auftrag laut Errichtungsgesetz als
L a n d e s b e h ö rde. Zugleich nahm sie
Aufgaben für den Senator für Frauen
wahr. Die Anbindung der Zentralstelle
an das Ressort erfolgte durc h
Ausweisung der Abteilungsleiterin in
Personalunion als Referentin im Stab
der Senatorin.

1.1 Arbeit/Wirtschaft

Der gesamte Berichtszeitraum war
geprägt von den arbeitsmarktpoliti-
schen Reformen und den Diskussionen
um deren Auswirkungen auf Frauen,
die im Vorfeld geführt wurden. Die
Zentralstelle hat sich intensiv dafür ein-
gesetzt, dass möglichst wenig
Benachteiligungen für Frauen entste-
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hen. Dies ist nur teilweise gelungen. Im
Einzelnen hat die Zentralstelle folgende
Aktionsfelder bearbeitet:
• Sie sprach sich entschieden gegen die

Kürzungen bei den arbeitsmarktpoliti-
schen Frauenberatungsstellen aus,
weil nach den sog. Hartz-Gesetzen
eher ein höherer Beratungsbedarf von
Frauen zu erw a rten war. Die Bera-
tungsstellen “Frauen in Arbeit und
Wi rtschaft” in Bremen und “Frau und
B e ruf” in Bre m e rhaven konnten durc h
den Senator für Arbeit bis 12/2007
finanziell abgesichert werden. 

• Die Unterstützung von Frauen, die
sich selbständig machen wollen,
w u rde fortgesetzt. Beim Start h i l f e-
fonds haben Frauen weiterhin einen
hohen Anteil bei den Projektantrags-
zahlen. Die Zentralstelle beriet die
Gründungsleitstelle B.E.G.IN und die
K a m m e rn, unterstützte die Beratungs-
stellen für Frauen sowie die Projekt-
vorhaben „Frauen Einsteigen, Um-
steigen, Aufsteigen” und „Women
Exist” und führte verschiedene Infor-
mationsveranstaltungen für Existenz-
gründerinnen und Unternehmerinnen
durch.

• Großen Raum nahm in den Aktivi-
täten der Zentralstelle das Thema
Vereinbarkeit von Beruf und Familie
ein. Wegen fehlender Kinder-
betreuungsmöglichkeiten und teilwei-
se wenig flexiblen Arbeitszeiten müs-
sen Frauen immer noch häufig auf
i h ren Arbeitsplatz verzichten und
haben Probleme, sich wieder in den
Arbeitsmarkt zu integrieren. Die
Zentralstelle rief mit andere n
A k t e u ren eine „Initiative familien-
freundliche Stadt” ins Leben, weil es
immer notwendiger wird, die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen

stärker an die Lebensplanung junger
Frauen und Familien anzupassen. Die
Initiative setzte sich zum Ziel, ein
lokales Bündnis für Familie in Bremen
zu gründen. In diesem Bündnis arbei-
tet die Zentralstelle ebenfalls mit. Des
weiteren war die Zentralstelle Mit-
begründerin des Ve r b u n d p ro j e k t s
Beruf und Familie, das dazu beiträgt,
Unternehmen familienfreundlicher zu
gestalten und diese Umgestaltung
durch die Hertie-Stiftung auditieren
zu lassen. 

• Die Zentralstelle leitete federführend
die Arbeitskreise „Berufliche Perspek-
tiven von Frauen und Mädchen” in
Bremen und Bremerhaven.

• Auf überregionaler Ebene wurden für
die 14. und 15. Konferenz der Gleich-
stellungs- und Frauenministerinnen
und -minister (GFMK) die arbeits-
marktpolitischen Instrumente beglei-
tet und bewertet.

• Die Landesbeauftragte für Frauen ist
stellvertretendes Mitglied im Verwal-
tungsausschuss der Agentur für
Arbeit Bremen. Die Zentralstelle ist
Mitglied in den Aufsichtsräten der
Bremer Arbeit GmbH, der Bremer-
havener Arbeit GmbH und (bis
12/2004) des Arbeitsförd e ru n g s -
Zentrums im Lande Bremen GmbH
sowie im Regionalen Begleitaus-
schuss.

1.2 Gender Mainstreaming

Nach dem Beschluss des Senats zur
Einführung des Gender Mainstreaming
Ansatzes in der bremischen Verwaltung
im Juni 2003 begann eine zweijährige
Pilotphase, in der alle Ressorts Modell-
p rojekte erprobten. Die Zentralstelle

begleitete und unterstützte den
I m p l e m e n t i e ru n g s p rozess mit ihre m
E rf a h rungs- und Expert i n n e n w i s s e n
und leitete gemeinsam mit dem
Senator für Finanzen die ressortüber-
g reifende Arbeitsgruppe, die sich in
regelmäßigen Abständen trifft, um die
Planung und Durc h f ü h rung weitere r
Schritte bei der Einführung zu koordi-
nieren. Im Juni 2005 legte der Senat der
Bürgerschaft den ersten Bericht zum
Stand der Umsetzung des Gender
Mainstreaming-Prinzips in der Bremi-
schen Verwaltung vor. Der bisherige
P rozess wird von allen Pro j e k t-
v e r a n t w o rtlichen positiv gesehen.
Jedoch führte z.B. der enge finanzielle
Spielraum der bremischen Verwaltung
zu einer unzureichenden Entwicklung
von Genderkompetenz innerhalb der
Ressorts. Eine weitergehende Beurtei-
lung kann erst nach Auswertung der
Pilotphase erfolgen. 

Mit der Herausgabe des Datenreports
“Frauen im Lande Bremen” 2004 durch
das Statistische Landesamt Bre m e n
unter Mitarbeit der Zentralstelle haben
Ressorts, Institutionen und Organisa-
tionen eine Datenbasis als Grundlage
für eine gendersensible Politik- und Ve r-
waltungsarbeit an die Hand bekommen.

Die Landesbeauftragte für Frauen
wurde in der Bürgerschaft als Sach-
verständige zum Thema Gender Main-
streaming angehört. Sie transportierte
zudem als Vorsitzende des Frauen- und
Gleichstellungsausschusses und bera-
tendes Mitglied des Hauptausschusses
des Deutschen Städtetages das Thema
Gender Mainstreaming auf die Ebene
anderer Kommunen. Auf Bundesebene
unterstützte sie als Mitglied der Gender
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Commission, einer Arbeitsgruppe von
Genderexpertinnen und -experten, die
Entwicklung von Standardkriterien für
einen erf o l g reichen Umsetzungs-
prozess.

1.3 Frauenförderung im öffentlichen
Dienst / Umsetzung des
Landesgleichstellungsgesetzes

Nach wie vor musste die Zentralstelle
wiederholt in verschiedenen Ressorts
intervenieren, um auf die Einhaltung
des LGG zu drängen und die
Vervollständigung und Fortschreibung
der Frauenförderpläne anzumahnen.
Die Zentralstelle unterstützte die
Bemühungen zur Umsetzung des
Landesgleichstellungsgesetzes insbe-
sondere, indem sie 
• die Frauenbeauftragten in ihrer Arbeit

unterstützte, 
• bei Widersprüchen nach § 13 LGG

intervenierte,
• die Neuwahlen der Frauenbeauftrag-

ten mit Schulungsmaßnahmen beglei-
tete,

• im Dezember 2004 eine praxisgerech-
te Kurzkommentierung des Landes-
gleichstellungsgesetzes für die Dienst-
stellenleitungen, Personalentschei-
derInnen, PersonalrätInnen und
Frauenbeauftragten herausgab,

• bei der Besetzung von Gremien, für
die der Senat das Vorschlagsrecht hat,
e rf o l g reich darauf hinwirkte, dass
mehr Frauen vorgeschlagen wurden.

Im Berichtszeitraum wurden u.a. die
Krankenhäuser in Bremen mit einem
hohen Personalbestand und mit hohem
Frauenanteil privatrechtlich organisiert
und fallen damit nicht mehr unter den

Geltungsbereich des LGG. Die in den
neuen Tarifverträgen zur Frauenförde-
rung geregelten Rechte der Frauen-
beauftragten sind ein empfindlicher
Rückschritt im Ve rgleich zu ihre n
Rechten nach dem Landesgleich-
stellungsgesetz.

1.4 Informations- und
Kommunikationsmedien

Die Zentralstelle befasste sich insbeson-
dere damit, der „digitalen Spaltung”
zwischen Frauen und Männern entge-
genzuwirken. Das Landesportal und
I n t e rnetmagazin für Frauen
gesche.online setzte mit Hilfe einer
Anschubfinanzierung aus dem Landes-
programm bremen in t.i.m.e erfolgreich
seine Arbeit fort und konnte seine
Nutzungsraten kontinuierlich bis auf
monatlich 85.000 Seitenaufru f e
e rhöhen. Die Zentralstelle verstärkte
i h re Bemühungen, ein wirt s c h a f t l i c h
tragfähiges Konzept zu erstellen und
die Kooperation mit bremen.online zu
intensivieren. Inzwischen ist die inhaltli-
che und stru k t u relle Integration des
Frauenportals in bremen.de fest verein-
bart und wird im Laufe des Jahres 2006
umgesetzt. 

Im Herbst 2005 wurde damit begon-
nen, ein Konzept zur Umsetzung von
Gender Mainstreaming bei der Weiter-
entwicklung des Internetauftrittes, des
Intranets sowie der E-Govern m e n t -
Transaktionen der Bremer Verwaltung
zu erstellen und umzusetzen. Der
Senator für Finanzen hat dieses
Konzept, das unter der fachlichen
Leitung der Zentralstelle steht, bei bre-
men.online in Auftrag gegeben. 

Im Rahmen des LernNetzWerk Bremen
erarbeitete die Zentralstelle in Bremen
und Bremerhaven Schulungskonzepte
mit digitalen Medien für Multi-
plikatorinnen der Mädchenarbeit. 

1.5 Familienpolitik/Familienrecht

Die Zentralstelle war an der Prüfung
von Gesetzesentwürfen beteiligt und
gab Stellungnahmen des Landes Bre-
men für den Bundesrat ab. Sie arbeitete
weiterhin in der Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht und Familienpolitik der
14. und 15. GFMK mit. Hier beschäftig-
te sie sich mit folgenden Themen:
• G e s c h l e c h t e r- und familiengere c h t e

Ve rteilung von Belastungen im
Einkommenssteuerrecht;

• Umwandlung von Erziehungsgeld in
eine Lohnersatzleistung (Elterngeld);

• Bessere Berücksichtigung von Kinder-
e rziehung im Beitragsrecht der
Pflegeversicherung;

• Arbeitszeitreduzierung für pflegende
Angehörige.

1.6 Mädchen im Erziehungs- und
Bildungswesen

Die Zentralstelle setzte sich dafür ein,
dass die Einrichtungen und Ve rn e t-
z u n g s s t ru k t u ren der Mädchenarbeit
e rhalten bleiben. Die aufgestellten
Standards der in Bremen und Bremer-
haven verabschiedeten „Empfehlungen
zur Förderung der Mädchenarbeit” sind
nach wie vor Grundlage der Mädchen-
arbeit in beiden Städten; die Umset-
zung der formulierten Zielvorhaben zur
Arbeit in der Jugendförd e rung sind
allerdings noch lange nicht abgeschlos-
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sen. Erschwerend erweist sich die
P r i v a t i s i e rung der stadtbre m i s c h e n
Freizeiteinrichtungen. Die Zentralstelle
setzte in Kooperation mit dem Arbeits-
kreis Mädchenpolitik auf Landesebene,
der Mädchenkoordinatorin beim Amt
für Soziale Dienste Bremen und dem
„Runden Tisch Mädchenarbeit” in
B re m e rhaven ihre Bemühungen für
eine aktive Mädchenpolitik fort .
Wichtigstes Element dieser Bemüh-
ungen war die Berufsorientierung von
Mädchen. Der Girls’ Day - Mädchen-
zukunftstag konnte im Land Bremen im
Berichtszeitraum sehr erfolgreich veran-
kert und ausgebaut werden. Von den
Betrieben und Organisationen in
B remen und Bre m e rhaven wird der
Girls’ Day mit wachsender We rt-
schätzung wahrgenommen und durch-
geführt. 2004 waren es ca. 1.000 betei-
ligte Unternehmen (für 2005 liegen
keine gesicherten Daten vor). Es gelang
der Zentralstelle, ab dem Jahr 2005 für
drei Jahre Bundesmittel für die Ein-
richtung einer Landeskoord i n i e ru n g s-
stelle Girls’ Day zu akquirieren. 

1.7 Gesundheit

Die Zentralstelle intensivierte ihre
Bemühungen für ein geschlechterge-
rechtes Gesundheitswesen im Berichts-
zeitraum. Das von der Zentralstelle ins
Leben gerufene und geleitete Bremer
Forum Frauengesundheit konnte seine
inzwischen zehnjährige Arbeit in Bre-
men erfolgreich fortsetzen und befasste
sich mit einer Vielzahl von Themen.

Das Forum erarbeitete in Zusammen-
arbeit mit dem Institut für Public Health
und Pflegeforschung (IPP) an der

Universität Bremen einen Fragebogen
zur medizinischen Ve r s o rgung von
Brustkrebspatientinnen und verschaffte
sich damit einen Überblick über die
Q u a l i t ä t s s t a n d a rds aller Bremer und
Bremerhavener Frauenkliniken.

Die Zentralstelle und Mitglieder des
Bremer Forum Frauengesundheit waren
w ä h rend des Modellversuchs zur
E i n f ü h rung eines flächendeckenden
M a m m o g r a f i e - S c reenings als manda-
tierte Vertreterinnen der Frauen in den
Entwicklungs- und Implementierungs-
prozess eingebunden. Es wurden aus
der Praxis des Bremer Modells
Standards für die Einführung des bun-
desweiten Screenings entwickelt und
f o rm u l i e rt. Das Forum koord i n i e rt e
maßgeblich die Erstellung der Informa-
tionsbroschüre für Frauen “Brustkrebs
Früherkennung - Informationen zur
Mammographie. Eine Entscheidungs-
hilfe”, die inzwischen bundes- und EU-
weit sowie in den USA Beachtung fin-
det. Im Jahr 2005 konnte eine zweite
Broschüre für MultiplikatorInnen veröf-
fentlicht werden. Sie dient als Hilfe-
stellung bei der bundesweiten Ein-
führung des Mamma-Screenings.

Der Arbeitskreis Frauen und Sucht -
angegliedert an das Forum - arbeitete
an der Vernetzung der Einrichtungen
sowie an der Erarbeitung frauenspezifi-
scher Betreuungskonzepte und beein-
flusste hierdurch die Entwicklung der
Angebote in Bremen. Die Arbeit wurde
insbesondere durch Fragestellungen im
Bezug auf die neue Sozialgesetzgebung
und die Umstrukturierung des ambu-
lanten Bremer Drogenhilfesystems zum
01.01.2005 geprägt.

Im November 2005 wurde nach langer
Vorarbeit durch die Zentralstelle auch in
B re m e rhaven ein Forum Frauen-
gesundheit - mit maßgeblicher Hilfe
des Dezernenten für Gesundheit -
gegründet. Die Geschäftsführung liegt
beim Deutschen Paritätischen Wo h l-
fahrtsverband.

Auf Einladung der Landesbeauftragten
für Frauen kamen erstmals im Juni
2004 VertreterInnen von Wohlfahrts-
verbänden, Krankenkassen, des Medi-
zinischen Dienstes der Krankenkassen,
der Ärzte- und der Arbeitnehmer-
kammer zu einem „Runden Tisch Mut-
t e r- K i n d - K u ren” zusammen. Hinter-
grund war die - bundesweit festzustel-
lende - unbefriedigende Genehmi-
gungspraxis bei Vo r s o rge- und
Rehabilitationsmaßnahmen für Mütter.
Der Runde Tisch verfolgt das Ziel, die
Kommunikation und Zusammenarbeit
aller am Verfahren Beteiligten zu ver-
bessern, Probleme bei der Genehmi-
gungspraxis aufzuspüren und
Reibungsverluste abzubauen. 2005 hat
sich der Senat aufgrund einer Bürger-
schaftsanfrage mit der Situation der
Eltern-Kind-Kuren befasst.

Auf der Grundlage der stark gestiege-
nen Kaiserschnittraten regte die
Landesbeauftragte eine Gesprächs-
runde mit Krankenkassen an und konn-
te sie für das Thema auf Grund höherer
Kosten bei Geburten per Kaiserschnitt
interessieren. 

Auf Bundesebene arbeitete die Zentral-
stelle an Beschlüssen der Frauen- und
Gleichstellungsministerinnen und 
-ministerkonferenz GFMK zur Reform
der gesetzlichen Krankenversicherung
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und einer geschlechtergerechten Tarif-
gestaltung der privaten Kranken-
versicherung mit. 

1.8 Gewalt gegen Frauen

Die Zentralstelle begleitete die Um-
setzung der entwickelten Maßnahmen
gegen häusliche Beziehungsgewalt zum
Schutz der Frauen. Dies geschah unter
anderem durch die Federführung der
re s s o rt ü b e rg reifenden Arbeitsgru p p e
“Häusliche Beziehungsgewalt” sowie
durch die Organisierung von Fachtagen
gegen Gewalt an Frauen und Mädchen
in Bremen und Bremerhaven.
Der Internationale Gedenktag gegen
Gewalt an Frauen am 25. November
konnte für die Sensibilisierung der
Öffentlichkeit genutzt werden. 2005
beteiligte sich die Zentralstelle maßgeb-
lich an der Kampagne „Männer setzen
Zeichen”, deren Ziel es war, die Öffent-
lichkeit auf das Thema Frauenhandel
und Zwangsprostitution aufmerksam
zu machen und Freiern Wege aufzuzei-
gen, wie sie Betroffenen helfen können.
Des weiteren hat sich die Zentralstelle
für die finanzielle Absicherung der
Beratungsstelle BBMeZ - Betreuung für
Betroffene von Menschenhandel und
Z w a n g s p rostitution - eingesetzt. Die
Finanzierung konnte in einem sehr dor-
n e n reichen Prozess bis Ende des
Berichtszeitraums gesichert werd e n .
Die Finanzmittel werden vom Senator
für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend
und Soziales bis zur Realisierung einer
Gewinnabschöpfung bei Gerichts-
verfahren gegen Zuhälter vorfinanziert.
In Bremerhaven setzte die Zentralstelle
die Bemühungen zur Umsetzung des
Konzepts „Maßnahmen gegen häusli-

che Beziehungsgewalt” für die Stadt
Bremerhaven fort. Der bei der Zentral-
stelle angesiedelte Arbeitskreis „Gegen
sexuelle Gewalt an Kindern” befasste
sich insbesondere mit Gefahren und
Schutzmaßnahmen für Kinder und
Jugendliche beim Chatten im Internet. 

1.9 Stadtentwicklung und Beteiligung

Das erf o l g reiche Projekt Wohnen in
Nachbarschaften (WiN), das zum Ziel
hat, Bewohnerinnen und Bewohner zur
Gestaltung ihres Wohnumfeldes zu
aktivieren, wurde von der Zentralstelle
weiter begleitet, um vor Ort eine hohe
Beteiligung von Frauen, gezielt auch
von Migrantinnen und Mädchen, zu
fördern.

Das Projekt „Zeiten der Stadt”, in dem
die Zentralstelle ihre Mitarbeit fortsetz-
te, befasste sich schwerpunktmäßig mit
Arbeitszeitmodellen und mit der „Ini-
tiative familienfreundliche Stadt”, das
aus dem Projekt hervorgegangen ist.

Die Berücksichtigung von Frauen-
belangen in den Stadtteilkonferenzen
Bremerhavens wurde weiter verfolgt.
Unter Federführung der Zentralstelle
wurden frauenpolitische Themen über
den Runden Tisch „Frauen in den
Stadtteilkonferenzen” in die verschie-
denen Stadtteilkonferenzen transpor-
tiert.

1.10 Information, Beratung und Hilfe
in Einzelfällen

In wachsendem Umfang übte die
Zentralstelle ihre Funktion als Anlauf-

und Beschwerdestelle in Fällen
geschlechtsspezifischer Benachteiligung
aus. Frauen aus den unterschiedlichsten
gesellschaftlichen Schichten und
Lebenssituationen sowie verschiedener
Nationalitäten wandten sich an die
Zentralstelle.

Im Mittelpunkt standen insbesondere
rechtliche und finanzielle Fragen zu
Mutterschutz, Kinder- und Erziehungs-
geld sowie Eltern z e i t re g e l u n g e n ,
Trennungs- und Scheidungssituationen,
sowie Fragen zur beruflichen Situation
von Frauen, insbesondere zu den
H a rtz-Regelungen und zu Existenz-
gründung.

In Bremerhaven lag der Schwerpunkt
der Beratungen im Bereich Umsetzung
des LGG, Trennung und Scheidung,
Arbeitsplatz, aber auch Elternzeit sowie
Gewalt und Mobbing.

1.11 Öffentlichkeits- und
Informationsarbeit,
Veranstaltungen

In vielfältiger Form ging die
Zentralstelle im Berichtszeitraum mit
frauenpolitischen Fragestellungen an
die Öffentlichkeit und beteiligte sich
gemeinsam mit anderen Institutionen
an der Gestaltung frauen- und
mädchenpolitisch wichtiger Ereignisse.
Wie in den vergangenen Jahren gab sie
2004 und 2005 einen Veranstaltungs-
überblick zum Internationalen Frauen-
tag heraus. Sie organisierte 2004 und
2005 die Bre m e rhavener Frauen-
wochen. Sie inform i e rte zahlre i c h e
Gruppen und Einzelpersonen über die
Frauenpolitik des Landes Bremen und
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gab im Berichtszeitraum 8 Bücher,
B ro s c h ü ren und Inform a t i o n s b l ä t t e r
heraus. Viele aktuelle Inform a t i o n e n
verbreitete sie über ihre Website und
das Landesfrauenportal gesche.online.
Anlässlich ihres 25jährigen Bestehens
wendete sich die Zentralstelle mit einer
Zeitungsbeilage an die breite Öffent-
lichkeit und informierte über wichtige
frauenpolitische Themen. 

1.12 Die personelle Situation der
Dienststelle

Im Berichtszeitraum am 01.01.2004
arbeiteten in der Zentralstelle acht
Vollzeitkräfte und acht Teilzeitkräfte mit
insgesamt 11,85 Stellen. Im Berichts-
zeitraum traten vier Mitarbeiterinnen in
die passive Phase der Altersteilzeit. Drei
der Stellen wurden bis Ende 2005 nicht
wieder besetzt. 2004 und 2005 waren
insgesamt zwei Mitarbeiterinnen auf
der Basis von BSHG §19 in der
Zentralstelle beschäftigt.

2Arbeit/Wirtschaft

2.1 Arbeitsmarktsituation und
Veränderungen durch die Hartz-
Gesetze

Der gesamte Berichtszeitraum wurde
von den arbeitmarktpolitischen Refor-
men (Hartz I bis IV) und der anhalten-

den Diskussion um deren Auswir-
kungen für Frauen geprägt. Die
Zentralstelle hat sich in überregionalen
und regionalen Gremien und in vielen
Veranstaltungen zum Thema „Hart z
und die Frauen” dafür eingesetzt, dass
möglichst keine Benachteiligungen für
Frauen entstehen sollten.

Die Hartz-Gesetze, die 2003 und 2005
in Kraft traten, brachten starke Ein-
schränkungen für die Erw e r b s l o s e n .
Nicht nur, dass der Zugang zu
Maßnahmen im Rahmen des SGB III
wie z.B. Bildungsgutscheine, die
Bindung an eine erwartete Verbleibs-
quote von 70 %, anders organisiert
wurde, auch die verschiedenen Kürzun-
gen, insbesondere die verstärkte
A n rechnung von Part n e re i n k o m m e n
und Ve rmögen, z.T. Wegfall des
Unterhaltsgeldes sowie des Anschluss-
unterhaltsgeldes, wirkten sich negativ
aus. Gleichzeitig gab es „Anreize” für
Mini-Jobs und Ich-AG´s, die sich lang-
fristig für die Beschäftigung von
Frauen, insbesondere im Zusammen-
hang mit dem durch Hartz IV verschärf-
ten Zwang, jede zumutbare Arbeit
annehmen zu müssen, ebenfalls nicht
positiv auswirken. 
D u rch die kritische Diskussion der
Hartz-Gesetze III und IV wurde mit und
von den Frauenorganisationen immer-
hin noch erreicht, dass Beru f s r ü c k-
k e h rerinnen weiterhin an We i t e r-
bildungsmaßnahmen im Rahmen des
SGB III part i z i p i e ren können. Auch
Erwerbslose, die aufgrund der höheren
A n rechnung des Part n e re i n k o m m e n s
keinen Anspruch auf Leistungen nach
dem Arbeitslosengeld (ALG) II haben,
sollen weiterhin Zugang zu aktiven
Maßnahmen erhalten. Gegen die

Kürzung der Lohnersatzleistungen und
die stärkere Verweisung auf Partner-
einkommen und zumutbare Arbeit
sowie gegen den Wegfall des Rechts-
anspruchs auf Eingliederungszuschuss
ist aller Protest vergeblich geblieben. 

In der Arbeitslosenstatistik gab es
g rundlegende Ve r ä n d e rungen. Die
Zahlen bis Ende 2004 sind mit denen ab
1.1.2005 nicht mehr vergleichbar, weil
sie auf unterschiedlichen Gesamtheiten
beruhen. Seit Januar 2005 werden alle
erwerbsfähigen Mitglieder von Bedarfs-
gemeinschaften, die  dem Arbeitsmarkt
zur Ve rfügung stehen, als arbeitslos
re g i s t r i e rt. Infolge des bundesweit
rasanten Anstiegs der Hilfebedürftigen
nach dem SGB II gegenüber den
B e z i e h e rn von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe (BSHG) wuchs auch die Zahl
der Arbeitslosen. Durch die Zusammen-
legung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe (Hartz IV) zu Arbeitslosen-
geld II (SGB II) wurde die tatsächliche
Arbeitslosigkeit von Frauen deutlicher.
Der Frauenanteil stieg stark an, weil
Frauen, wenn sie keine Sozial- oder
Arbeitslosenhilfeleistungen erh a l t e n
und sich keine Ve rm i t t l u n g s c h a n c e n
durch die Arbeitsagenturen ausgerech-
net haben, sich oft nicht arbeitslos
gemeldet haben. Frauen die jetzt ALG II
Leistungen erhalten und erwerbsfähig
sind, müssen sich in höherem Maße
arbeitslos melden als vor dem
01.01.2005. 

Entsprechend ist die Anzahl der arbeits-
losen Frauen im Lande Bremen von
16.115 (2003) auf 20.879 gestiegen.
Der Anteil der Frauen an allen Arbeits-
losen stieg im Land Bremen von 38,1 %
auf 42,9 %, in Bremen von 38,9% auf
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43,2%, in Bremerhaven von 35,5 %
auf 43,3 % (jeweils Ende 2005). Die
Arbeitslosenquote von Frauen stieg von
11,7 % auf 15,2 % im Dezember 2005
an, in Bremen beträgt diese Quote
1 4 ,1%, in Bre m e rhaven 21,2 % (12/05). 
In Bremerhaven ist die Arbeitsmarkt-
situation insgesamt und für Frauen eher
als dramatisch zu bewerten. Die vorlie-
genden Zahlen verdeutlichen, dass
19,4 % der Gesamtbevölkerung Bre-
merhavens von Leistungen nach SGB II
und 13,1 % der weiblichen Bevölke-
rung von ALG-II-Leistungen abhängig
sind. Damit steht Bre m e rhaven im
Vergleich zu anderen Städten in der
BRD mit an der Spitze. Da sich das
Angebot an Arbeitsplätzen nicht erwei-
t e rt hat, ist eine Ve r b e s s e rung der
Arbeitsmarkt - und Beschäftigungs-
situation nicht abzusehen.

Insgesamt hat sich die Beschäftigungs-
situation von Frauen gegenüber der
letzten Berichtsperiode in absoluten
Zahlen leicht verschlechtert. Die vorlie-
genden Zahlen können nicht ab-
schließend bewertet werden, da ver-
schiedene Faktoren von ALG II, wie z.B.
Gründe für den nach wie vor starken
Anstieg der Bedarf s g e m e i n s c h a f t e n
oder die hohe Zahl der noch nicht
abgeschlossenen Wi d e r s p ruchs- bzw.
Gerichtsverfahren, noch nicht detailliert
untersucht wurden.

Die Arbeitsmarktre f o rm mit dem
Anspruch, den Schwerpunkt auf die
Ve rmittlung auf den ersten Arbeits-
markt zu legen, führte dazu, dass die
Teilnahme an den arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumenten zur Bekämpfung
von Arbeitslosigkeit sich stark veränder-
te. So sind die Zahlen bei Umschu-

lungen und Eingliederungszuschüssen
z.B. rückläufig, während bei Trainings-
maßnahmen eine Zunahme zu beob-
achten ist. Hinzu kommt, dass die
Dauer vieler Maßnahmen drastisch ver-
k ü rzt und der Umschulungsanteil
zugunsten kürzerer Einzelmodule ge-
senkt wurde. 

Allein im ersten Quartal 2005 haben
wir bei den Berufsrückkehrerinnen nach
SGB III bei den Weiterbildungs- und
Trainingsmaßnahmen einen Rückgang
von 56,5 % im Ve rgleich zum
Vorjahresquartal 2004 zu verzeichnen.
Dieser (bundesweite) Trend setzte sich
fort, auch wenn zum Ende des Jahres
von Seiten der Regionaldire k t i o n
Hannover festgelegt wurde, dass bei
den Teilnehmenden ca. 10 % Nicht-
LeistungsempfängerInnen sein sollen.
Im Rahmen der Einführung der neuen
Gesetze am Arbeitsmarkt hat die
Zentralstelle ihre Sorge vermittelt, dass
Berufsrückkehrerinnen zu den Arbeits-
losengruppen zählen, die als Verliere-
rinnen bezeichnet werden müssen.
Nach Ansicht der Zentralstelle zeigt sich
hier dringender Handlungsbedarf für
(zusätzliche) arbeitsmarktpolitische
P rogramme von Seiten des Landes
Bremen.

Das Instrument der Arbeitsgelegen-
heiten (1-¤-Jobs; SGB II) wurde am
1.1.2005 neu eingeführt, ist in beiden
Städten sofort umgesetzt worden, um
ein ausreichendes temporäres Beschäf-
tigungsangebot anbieten zu können. In
der Stadt Bremen, dort werden die
Arbeitsgelegenheiten Integrationsjobs
genannt, versucht die bremer arbeit
gmbh mittels Intere s s e n b e k u n d e n
möglichst zielgru p p e n g e rechte und

q u a l i f i z i e rte Anbieter zu gewinnen.
Über eine Prüfung der Zusätzlichkeit
der einzelnen Arbeitsgelegenheiten und
die Veröffentlichung aller zu besetzen-
den Arbeitsangebote sollen Verdrän-
gungseffekte zu Lasten von Beschäfti-
gungsverhältnissen auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt minimiert und der
Vermittlungsprozess in Arbeitsgelegen-
heiten optimiert werden. 

A r b e i t s b e s c h a ff u n g s m a ß n a h m e n
haben an Bedeutung verloren. Zum
einen wird dies damit begründet, dass
sie keine Ansprüche der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer an die Arbeits-
losenversicherung (SGB III) begründen.
Zum anderen sind die finanziellen
Anreize zur Schaffung von ABM für die
Träger gering und gleichzeitig das unter
dem Strich verf ü g b a re Haushalts-
einkommen für die Te i l n e h m e r i n n e n
und  Teilnehmer oft nicht höher als in
Arbeitsgelegenheiten.

Trotz dieser Argumente sollte bei der
F o rt s c h reibung der Arbeitsmarktpro-
gramme in beiden Arbeitsgemein-
schaften darauf geachtet werden, auch
die Angebote sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigungsförd e rung weiter
zu entwickeln, um Hilfebedürf t i g k e i t
auch mit Hilfe dieses Instru m e n t e s
( v o r ü b e rgehend) zu beenden, wenn
a n d e re Integrationschancen nicht
gegeben sind.

Die mit der Einführung des SGB II
(Hartz IV) neu geschaffenen Strukturen
- bagis Bremen und ARGE Job-Center
B re m e rhaven - müssen die Themen
Geschlechtsspezifik, Gender Main-
streaming und Frauenförderung noch
bearbeiten und zur Umsetzung brin-
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gen. Zum Ende des Berichtszeitraums
sind z.B. noch keine differenzierten, ge-
schlechtsspezifisch ausgerichteten
Statistiken verfügbar, was eine Gesamt-
einschätzung der veränderten Lage von
Frauen am Arbeitsmarkt unmöglich
macht. Allerdings ist darauf hinzuwei-
sen, dass dies ein bundesweites
Problem ist, das u.a. aus der noch nicht
befriedigenden Entwicklung der den
ARGEn zur Verfügung stehenden DV-
Ve rf a h ren re s u l t i e rt. In der bagis
Bremen ist seit Frühjahr 2005 zumin-
dest eine Genderbeauftragte bestellt, in
Bremerhaven kann hier die Beauftragte
für Chancengleichheit der Agentur für
Arbeit nur eingeschränkt Einfluss neh-
men. Die Zentralstelle setzt sich ständig
dafür ein, dass die oben genannten
Grundforderungen umgesetzt werden.

Zu den Konsequenzen für die Pro-
grammentwicklung für Beschäftigungs-
maßnahmen im Rahmen von ESF und
EFRE wurde verschiedentlich Stellung
genommen. Die Förderperiode reicht
noch bis zu den Jahren 2006/7. Der
Senator für Arbeit hat die Frauenanteile
im ESF-Programm einzeln nach Teil-
nehmerinnen und Mitteln ausgewiesen
und der Deputation darüber berichtet.
Die Zentralstelle hat sich immer wieder
gegen die Kürzungen bei den arbeits-
marktpolitischen Frauenberatungs-
stellen ausgesprochen, weil sie nach
den sog. Hartz-Gesetzen eher einen
höheren Beratungsbedarf von Frauen
e rw a rtet hat. Zum einen wurd e n
B e ru f s r ü c k k e h rerinnen in ihre n
Ansprüchen eingeschränkt, zum ande-
ren wurden Sozialhilfeempfängerinnen
zusätzlich zu Leistungsempfängerinnen
der Agentur für Arbeit gemacht. Im
ersten Schritt gelang jedoch nur eine

A b s i c h e rung bis Ende 2005, im
Frühjahr bzw. Sommer 2005 konnten
beide Beratungsstellen “Frau und
Beruf” in Bremerhaven und “Frauen in
Arbeit und Wirtschaft” in Bremen bis
12/2007 finanziell abgesichert werden.
Beide Beratungsstellen erhalten eine
Mischfinanzierung; in Bremerhaven zog
sich die Agentur für Arbeit gänzlich aus
der Förderung zurück.

Die Zentralstelle hat die Hartz-Gesetze
zum Anlass genommen, in verschiede-
nen Zusammenhängen umfassend über
die Folgen für Frauen zu informieren,
u.a. in eigenen oder Kooperations-
veranstaltungen in der Arbeitnehmer-
kammer Bremen und Bremerhaven, in
der Bürgerschaft sowie zum Interna-
tionalen Frauentag in beiden Städten.

Das Büro Bremerhaven der Zentralstelle
hat während der Bre m e rh a v e n e r
Frauenwochen 2004 und 2005 das
Thema aufgegriffen und in Kooperation
mit der Beratungsstelle “Frau und
B e ruf” im November 2005 eine
Veranstaltung zum Thema “Agenda
2010 für Frauen - Arbeitmarkt und
Alterssicherung” durchgeführt, um auf
die Arbeitsmarktveränderungen unter
dem Aspekt der eigenständigen
Existenzsicherung von Frauen hinzu-
weisen und die Konsequenzen für das
Alter aufzuzeigen sowie die Arbeits-
marktgesetze in den Gesamtzusam-
menhang der Agenda 2010 zu stellen. 

A u ß e rdem nahm die Zentralstelle
zusammen mit der Arbeitnehmer-
kammer verschiedene Gesetzesände-
rungen zum Anlass, zu den Themen
Mutterschutz und Elternzeit sowie
Teilzeitarbeit Inform a t i o n s v e r a n s t a l-

tungen für Betriebs-, Personalräte und
Frauenbeauftragte in Bremen und
Bremerhaven durchzuführen.

Die Landesbeauftragte für Frauen ist
Mitglied im Verwaltungsausschuss der
Agentur für Arbeit Bremen und tritt
dort dafür ein, dass die Anteile von
Frauen an den arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen mindestens ihrem Anteil
an den Arbeitslosen entsprechen. Sie
achtet darauf, dass die Maßnahmen
„frauengerecht” gestaltet werden, z.B.
indem möglichst auch Te i l z e i t-
maßnahmen angeboten werden, und
dass keine speziellen Zielgruppen wie
z.B. Berufsrückkehrerinnen ausgegrenzt
werden. Durch die Neustrukturierung
der Agenturen für Arbeit und die
Neubesetzung des Ve rw a l t u n g s a u s-
schusses ist die Zentralstelle in
B re m e rhaven leider im Ve rw a l t u n g s-
ausschuss der Agentur für Arbeit nicht
mehr vertreten.

Die Zentralstelle ist auch Mitglied in
den Aufsichtsräten der Bremer Arbeit
GmbH, der Bre m e rhavener Arbeit
GmbH und (bis 12/2004) des Arbeits-
förderungs-Zentrums im Lande Bremen
GmbH. 

Unterstützung fand ein neues arbeits-
marktpolitisches Projekt, das der
Frauen-, Erwerbs- und Ausbildungs-
v e rein (FEAV), das Expert i n n e n -
Beratungsnetz (ebn), Frau & Arbeit im
kirchlichen Dienst in der Arbeitswelt,
die Bremer Arbeitslosenselbsthilfe
(BRAS), Quirl und belladonna gemein-
sam im Rahmen des Qualifizierungs-
programms Pro-Win-Qu des Senators
für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend
und Soziales gestartet haben. Ziel-
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gruppe des Projekts sind Frauen mit
P roblemen bei der Arbeitsmarktinte-
gration und beim beruflichen Aufstieg,
bei denen weitere Maßnahmen des
C ross-Mentoring statt finden sollen.
Erstmalig kooperieren in diesem Projekt
sechs verschiedene Frauenweiter-
bildungsträger mit ihren jeweiligen
Kompetenzschwerpunkten miteinan-
der.

2.2 Förderung der Existenzgründung
von Frauen 

Die Selbständigkeit von Frauen ist im
Zusammenhang mit einer eigenständi-
gen Existenzsicherung ein wichtiges
frauenpolitisches Thema. Dabei ist es
gelungen, im Lande Bremen Impulse zu
setzen. Der Erfolg wird unter anderem
daran deutlich, dass beim Starthilfe-
fonds Frauen weiterhin einen hohen
Anteil bei den Pro j e k t a n t r a g s z a h l e n
haben. Im Jahre 2004 lag der Anteil der
Frauen bei den Anträgen bei 55,7 %,
bei den bewilligten allerdings nur bei
33 %. Dagegen stiegen die Zahlen im
Jahre 2005 wieder an. So wurden von
insgesamt 258 Anträgen 148 (57,4 %)
von Frauen gestellt. Bei der Förderung
lag der Frauenanteil bei 42,7 %,
erreichte damit aber nicht wieder die
hohen Anteile wie in den Jahre n
2002/2003.

In Bremen und Bremerhaven werden
ratsuchende Existenzgründerinnen
neben der B.E.G.IN Gründungsleitstelle
und den Kammern hauptsächlich durch
die Beratungsstelle Frauen in Arbeit
und Wi rtschaft e.V. - früher: Ko-
ordinierungs- und Beratungsstelle Frau
und Beruf (ZIB) und Migrantinnen-

Berufsorientierungsberatung und -pla-
nung (MiBoP) -, das Expert i n n e n-
beratungsnetz ebn und in Bremerhaven
durch die Existenzgründungsberatung
für Frauen von “Frau und Beruf”, auch
für Migrantinnen, im Dienstleistungs-
zentrum Grünhöfe beraten. 

Positiv herv o rzuheben ist, dass die
Absolventinnen der Coachingreihen zu
Existenzgründung für Frauen, durchge-
f ü h rt von belladonna und von der
Zentralstelle politisch geford e rt und
unterstützt, eine hohe Gründungsquote
aufweisen. Damit ist mittlerweile aner-
kannt, dass diese Coachings sinnvoll
sind und langfristig zur Steigerung des
Frauenanteils bei Gründungen beitra-
gen.

In Bremen unterstützte die Zentralstelle
die Starterlounge - ein Gründungstreff
für Frauen, u.a. durch die Moderation
einer Podiumsdiskussion durch die
Landesbeauftragte zu Marketing und
Präsentation, sowie die Veranstaltungs-
reihe für Existenzgründerinnen von bel-
ladonna und die jährlichen Informa-
tionsbörsen von ebn. 
Das Bildungszentrum für Wi rt s c h a f t
und das Institut für Arbeit und
Wirtschaft der Universität Bremen star-
teten gemeinsam ein Projekt, das die
unterschiedlichen Zugangsvoraus-
setzungen von Frauen bei der Planung
i h res beruflichen We rdegangs, die
g l e i c h b e rechtigte Beteiligung an
F ü h rungspositionen und Existenz-
gründungen bzw. ihre durc h
geschlechtsspezifische Zuschreibungen
und Erw a rtungen geprägten We g e
erforschen soll. Das Projekt will mit sei-
nen Ergebnissen dazu beitragen, dass
insbesondere Entscheider in Wirtschaft,

Verbänden und bei Kreditanstalten -
bislang sind es eben vor allem Männer
- von den Vorteilen bei Gründungen
durch Frauen und den Kompetenzen
von Frauen überzeugt werden. 

Angesichts der Tatsache, dass das
Gründerinnenpotential in Deutschland
noch bei weitem nicht ausgeschöpft ist
und das Klima für Gründerinnen in
Deutschland eher negativ beurt e i l t
wird, unterstützt die ZGF das Projekt-
v o rhaben „WomenExist” (Tr ä g e r :
B i l d u n g s z e n t rum der Wi rtschaft im
U n t e rw e s e rgebiet e.V./Institut für
Arbeit und Wirtschaft der Universität
B remen): Unter der Maßgabe der
Verwirklichung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern auf dem
Arbeitsmarkt soll im Rahmen dieses
Vorhabens ein multimediales Qualifi-
zierungskonzept für Frauen entwickelt
und zugleich mit der Umsetzung der
Strategie des Gender Mainstreaming
Lösungswege aufgezeigt werden, die
helfen, die Strukturen, die Zugangs-
voraussetzungen und -bedingungen für
Existenzgründerinnen zu verändern
und zu verbessern. 
Speziell für Unternehmerinnen startete
die Zentralstelle in Bre m e rh a v e n
zusammen mit der IHK Bremerhaven in
loser Folge Unternehmerinnenabende,
um für diese Zielgruppe ein betriebsbe-
zogenes Angebot zu machen. Der erste
Unternehmerinnenabend fand im Juni
2005 zum Thema “Führen, nachhaltig
m o t i v i e ren und gleichzeitig Kosten
begrenzen” mit der Referentin Prof. B.
Wolff von der Universität Magdeburg
statt, besucht von ca. 30 Unternehme-
rinnen aus Bremerhaven und umzu. 
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2.3 Vereinbarkeit von Beruf und
Familie

Die Schwierigkeiten bei der Ve re i n-
barkeit von Beruf und Familie beein-
trächtigen noch immer die Erwerbs-
tätigkeit von Frauen. Wegen fehlender
K i n d e r b e t reuungsmöglichkeiten und
teilweise nicht genügend flexiblen
Arbeitszeiten müssen Frauen immer
noch häufig auf ihren Arbeitsplatz ver-
zichten und haben anschließend
P robleme, sich wieder in den
Arbeitsmarkt zu integrieren.

So gab und gibt es noch viel zu viele
Zeiten, in denen die Kinderbetreuung
individuell organisiert werden muss. Es
fehlen ausreichend Plätze für Kinder
unter drei Jahren, für Schulkinder nach
dem Schulunterricht, es fehlen Ganz-
tagsplätze und Betreuung während der
Ferienzeiten. Durch die Hartz-Gesetze
wurde eine Entlastung der Kommunen
angestrebt, die diesem Sektor zugute
kommen soll. Leider ist es bislang nicht
zu dem gewünschten Ausbau gekom-
men (Versorgungsquote der unter 3-
Jährigen in Bremen: 6,2 %, in Bremer-
haven: 2,6 %; Stand 2005). Sehr zu
begrüßen ist in diesem Zusammenhang
der Senatsbeschluss vom Dezember
2005, in den nächsten Jahren mehrere
Millionen Euro für den Ausbau der
B e t reuung von Kindern unter dre i
J a h ren für das Land Bremen zur
Verfügung zu stellen. Damit soll die
Zielquote von 20 % Versorgungsanteil
bis zum Jahre 2010 erreicht werden. 

2.3.1 Verbundprojekt Beruf und
Familie

Im Dezember 2003 wurde das
Verbundprojekt Beruf und Familie für

Unternehmen im Land Bremen gegrün-
det, hervorgegangen aus der „Initiative
familienfreundliche Stadt” und getra-
gen von der Zentralstelle, der Arbeit-
n e h m e r k a m m e r, dem Kirc h l i c h e n
Dienst in der Arbeitswelt der
Bremischen Evangelischen Kirche, dem
DGB und in Kooperation mit der
Handelskammer Bremen und der IHK
Bremerhaven. Wissenschaftlich beglei-
tet wird das Projekt durch das Institut
Arbeit und Wirtschaft (IAW) an der
Universität Bremen. Dort ist seit Juli
2004 auch die Geschäftsstelle angesie-
delt, die aus Mitteln des ESF und des
Senators für Arbeit gefördert wird. 

Die beteiligten Unternehmen und
Institutionen unterziehen sich dem
Audit Beruf & Familie der Hert i e -
Stiftung, um familienfreundlicher (be-
zogen auf die Erziehung von Kindern
und Pflege von Angehörigen) zu wer-
den und nach der Grundzertifizierung
i h re selbst gesteckten Ziele in dre i
J a h ren umzusetzen. Handlungsfelder
der Auditierung sind u.a. Arbeitszeit,
Kommunikation, Führu n g s k r ä f t e ,
Arbeitsorganisation, Kinderbetreuungs-
möglichkeiten, Personalentwicklung
und -förderung. Die Auditierung richtet
sich nach den betrieblichen Bedürf-
nissen und bezieht die MitarbeiterInnen
in Projektgruppen mit ein.

Das Projekt stellt Unternehmen und
Öffentlichkeit Informationen bereit und
e r ö ffnet Handlungsoptionen, bildet
Gesprächsplattformen, vernetzt Unter-
nehmen, Politik und zivilgesellschaftli-
che AkteurInnen miteinander und kop-
pelt die Ergebnisse in die Unternehmen
zurück. Dies geschieht insbesondere
durch einen regelmäßigen Jour fixe mit

den Unternehmen, ein ca. alle dre i
Monate stattfindender Workshop, bei
dem sich alle Beteiligten austauschen
und fortbilden. Der Jour fixe dient der
Vernetzung und ist ein Gesprächsforum
über Unternehmens-, Branchen- und
Interessensgrenzen hinweg.

Bis zum Ende des Berichtszeitraums
haben sich 15 Unternehmen und
Institutionen in Bremen und Bremer-
haven der Auditierung unterzogen und
das Grundzertifikat der Hertie-Stiftung
erhalten. Die ersten fünf Unternehmen
w u rden in einem Festakt mit dem
Wirtschaftssenator im April 2005 im
Rathaus geehrt; eine zweite Runde mit
den zehn weiteren Unternehmen hat
im Februar 2006 stattgefunden.

Das Verbundprojekt bemüht sich der-
zeit in einer weiteren Förderphase um
eine Verstetigung der Geschäftsstelle
bzw. um eine weitere Professionalisie-
rung/Ausweitung hin zu einem
Kompetenzzentrum Beruf und Familie.

2.3.2“Initiative familienfreundliche
Stadt”

Zu Beginn 2004 rief die Zentralstelle
zusammen mit der Arbeitnehmer-
kammer, dem Kirchlichen Dienst in der
Arbeitswelt der Bremischen Evangeli-
schen Kirche, dem DGB und dem
„Forum Zeiten:der:Stadt” eine „Initia-
tive familienfreundliche Stadt” ins
Leben, weil es immer notwendiger
wird, die gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen stärker an die Lebens-
planung junger Frauen und Familien
anzupassen. Die verschiedenen Aktivi-
täten haben dazu geführt, dass in
Bremen ähnlich wie auch in anderen
Großstädten im Frühjahr 2004 ein loka-
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les Bündnis für Familie unter der
S c h i rm h e rrschaft der Bürg e rm e i s t e r
Scherf und Perschau in Anwesenheit
von Bundesfamilienministerin Renate
Schmidt und der Parlamentarischen
S t a a t s s e k retärin Marie Luise Beck
gegründet wurde, das sich bemüht die
Hansestadt familienfreundlicher zu
gestalten.

Dem Bündnis steht ein Kuratorium vor,
das einmal im Jahr tagt. Außerdem
wurde ein Arbeitsstab gebildet, in dem
u.a. die „Initiative familienfreundliche
Stadt” die Agentur für Arbeit, alle
Ressorts, sowie drei Kammern vertreten
sind. Dort wurde im Januar 2004
zunächst gemeinsam mit über 30 fami-
lienpolitisch engagierten Bremer Insti-
tutionen in dem Thesenpapier “Anfor-
derungen an eine Politik der Familien-
freundlichkeit im Lande Bremen” die
langfristige Zielsetzung erarbeitet. Auf
dieser Basis wurden Gespräche mit
P a rteien und SenatorInnen über die
Perspektiven Bremens als familien-
freundliche Stadt geführt.

In Bre m e rhaven wurde im Frühjahr
2005 das Forum “Familienfreundliches
Bremerhaven” unter der Federführung
des zuständigen Dezernenten und
unter Einbeziehung aller re l e v a n t e n
gesellschaftlichen Gruppen, Organisa-
tionen und Kammern gegründet. Bis
zum Ende des Berichtszeitraums infor-
mierte sich das Forum umfassend über
die Situation bei der Kinderbetreuung.

Das unter anderem vom Büro Bremer-
haven der Zentralstelle initiierte Projekt
“Frauen in der Elternzeit - modulares
Lernen für Frauen in der Elternzeit”
w u rde von 1/2003 bis 4/2005 aus

Mitteln des Europäischen Sozialfonds
und bremischen Landesmitteln geför-
dert. Es bietet Qualifizierung für kleine
und mittlere Unternehmen und richtet
sich sowohl an Frauen, die sich in der
E l t e rnzeit weiterbilden oder ihre
Berufsrückkehr vorbereiten wollen, als
auch an Betriebe, die ihre Mitarbeite-
rinnen in der Elternzeit qualifizieren und
zusätzlichen Personalbedarf in Spitzen-
zeiten oder bei Vertretungen abdecken
wollen. Der Schwerpunkt liegt in der
Verknüpfung der Interessen von Frauen
in der Elternzeit mit den betriebswirt-
schaftlichen Anforderungen der Unter-
nehmen. Das Projekt soll 2006 voraus-
sichtlich in der Trägerkooperation von
Wi rtschafts- und Sozialakademie,
Volkshochschule Bre m e rhaven und
K reishandwerkerschaft Bre m e rh a v e n -
Wesermünde fortgesetzt werden.

2.4 Chancengleichheit im Betrieb

Nach den Betriebsratswahlen gab es
aufgrund der Quotierungsregelung im
neuen Betriebsverfassungsgesetz mehr
Frauen bei den Betriebs- und Personal-
räten. Dies führte zu einem erhöhten
B e d a rf an Informationen, dem von
Gewerkschaftsseite durch die Bildung
des Netzwerkes Kollegin.net, eines
I n t e rn e t - I n f o rm a t i o n s a u s t a u s c h e s ,
Rechnung getragen wurde. Auch hier
hat die Zentralstelle mitgewirkt und mit
dem Landesfrauenportal gesche-online
unterstützt.

Das Thema Chancengleichheit in der
P r i v a t w i rtschaft wird von vielen
Frauenorganisationen in der öffentli-
chen Debatte gehalten. Nach wie vor
liegt dazu kein Gesetz vor; dieses wird

von der Bundesre g i e rung und den
Wi rtschaftsverbänden abgelehnt. Die
Bundesregierung hat Anfang 2006 die
2. Bilanz über die Erfolge veröffentlicht,
die die freiwillige Ve re i n b a rung von
2001 zwischen der Bundesre g i e ru n g
und den Spitzenverbänden der Wirt-
schaft erbracht hat. Die Zentralstelle
wird sich weiterhin an der Diskussion
um Chancengleichheit in der Privat-
wirtschaft beteiligen.

Konkret konnte die Landesbeauftragte
aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der
J u ry für die Ve rgabe des Unter-
nehmenspreises in Bremen-Nord in die
Kriterien für die Preisvergabe explizit
Maßnahmen zur betrieblichen Frauen-
förderung einbringen.

2.5 Weitere Aktivitäten im Bereich
berufliche Beratung und
Informierung von Frauen 

Gemäß ihrer gesetzlichen Aufgabe ist
die Zentralstelle mit Fragen, Beschwer-
den und Anregungen zu Problemen der
G l e i c h b e rechtigung im Erw e r b s l e b e n
befasst. Nach wie vor ist die Zentral-
stelle Anlaufstelle für ratsuchende
Frauen auf dem Gebiet des Arbeits-
förderungsrechts. Die Zentralstelle hat
vielfach auf die neuen Bestimmungen
des re f o rm i e rten Arbeitsförd e ru n g s-
rechts hingewiesen und kritisch zu den
Änderungen Stellung genommen. Auf
die beschriebenen Probleme, die an die
Zentralstelle insbesondere bei den
Berufsrückkehrerinnen, aber auch bei
Mini- und Midi-Jobs herangetragen
w u rden, wurde in der eigenen
Beratungsarbeit wie im Rahmen der
Arbeit im Ve rwaltungsausschuss der
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Agentur für Arbeit eingegangen. Zum
anderen wurden sie in die überregiona-
le Diskussion mit den Arbeitsmarkt-
re f e rentinnen der anderen Bundes-
länder eingebracht. 

Die Beratungsstellen für Migrantinnen
und Berufsrückkehrerinnen wurden in
Bremen unter dem Dach des Vereins
„Frauen in Arbeit und Wirtschaft” zu-
sammen geschlossen. Die Zentralstelle
hat sich immer wieder für ihren Erhalt
eingesetzt und den Prozess des
Zusammenwachsens begleitet. Die
Beratungsstellen in Bremen und
Bremerhaven sind ein unverzichtbarer
Bestandteil des Frauenberatungs-
systems.

2.6 Arbeitskreise 
“Berufliche Perspektiven von
Frauen und Mädchen”

Der AK „Berufliche Perspektiven von
Frauen und Mädchen in Bremen”, ein
seit 18 Jahren bestehendes Netzwerk
aus rd. 80 Ve rt reterinnen fast aller
Bildungs- und Beschäftigungsträger,
setzte seine erfolgreiche Zusammen-
arbeit fort. Die Zentralstelle koordinier-
te größtenteils die monatlichen Treffen
und gewann dafür Referentinnen und
Referenten. Themen der Zusammen-
künfte waren u.a. Kindertagesbetreu-
ung, Neustru k t u r i e rung der Arbeits-
marktpolitik, die neuen Arbeitsmarkt-
gesetze sowie neue Instrumente und
i h re Wirkungen (Ich-AGs, 1-¤- J o b s ) ,
Gender Mainstreaming, neue Projekte:
EQUAL-Maßnahmen, Qualifizierungs-
maßnahmen usw. Dabei wurden nicht
nur Informationen gesammelt und ver-
tieft, sondern es wurden auch Konse-

quenzen für die Frauenpolitik daraus
abgeleitet und in Schreiben an die
D e p u t i e rten Maßnahmen für Frauen
auf folgenden Gebieten gefordert:

- Beratung von Mädchen und Frauen
- Berufsorientierung für Mädchen und

Frauen, insbesondere Beru f s r ü c k-
kehrerinnen, Migrantinnen

- außerbetriebliche Ausbildung und im
Verbund 

- b e rufliche Weiterbildung, die auch
aus der Sicht der neuen Arbeitsmarkt-
politik besser auf die Beschäftigungs-
fähigkeit von Frauen mit Kindern
zugeschnitten sind (Teilzeit, maßnah-
mebezogene Kinderbetreuung) 

- Weiterbildung für Zuwanderinnen
(mit Berufsvorbereitung und beglei-
tenden Sprachangeboten)

- Umschulung (einschl. Gesundheits-
bereich und Berufsfachschulen)

- in Teilzeit und Modulen (z.B. Gabel-
staplerschein) auch im gewerblich-
technischen Bereich

- Ve r b e s s e rung qualifizierter Kinder-
betreuung für Ganztagsplätze und für
unter 3jährige 

- Weiterbildung während der Elternzeit
- Weiterbildung für ältere Frauen 
- Anpassungsqualifizierung und Quali-

fizierung für den beruflichen Aufstieg
- uneingeschränkte Aus- und Weiter-

bildung in der Altenpflege
- b e s s e re Ausstattung für Beschäfti-

gungsangebote bzw. Arbeitsgelegen-
heiten, die mit Angeboten zur Quali-
fizierung verbunden werden sollten

- öffentliche Beschäftigung auch wei-
terhin im Rahmen von sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhältnissen

- Unterstützung bei der Existenzgrün-
dung (Kurse, Coaching, „Nach-
sorge”)

- finanzielle Unterstützung für Berufs-
rückkehrerinnen, auch zum Lebens-
unterhalt

Der Arbeitskreis “Berufliche Perspek-
tiven für Frauen in Bre m e rh a v e n ”
schloss sich diesen Forderungen an. 

Schwerpunkte im Berichtszeitraum in
Bremerhaven waren die neue Gesetz-
gebung für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt, insbesondere Hartz
IV mit 1-¤-Jobs, Frauenförderung und
Gender Mainstreaming; außerdem die
Agenda 2010, die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie, das LernNetzwerk
Bremen sowie die arbeitsmarktpoliti-
schen Programme des Landes Bremen. 

2.7 Hartz-Gesetzgebung und
Frauenhäuser

Die Frauenhäuser wurden in Bremen
seit Jahren nicht mehr institutionell son-
dern über Regelsätze nach dem BSHG
f i n a n z i e rt. Zum 01.01.2005 ist das
BSHG außer Kraft getreten. Hilfe-
bedürftige Personen im Alter zwischen
16 und 65 erhalten stattdessen das
sogenannte Arbeitslosengeld II gem.
dem Sozialgesetz II (SGB II), wenn sie
erwerbsfähig sind. Für einen ganz über-
wiegenden Teil der Frauen, die in einem
Frauenhaus Zuflucht suchen, richten
sich die Ansprüche nach dem SGB II.
Voraussetzung der dort gewährt e n
Leistungen ist es, dass die Anspruchs-
berechtigten jede Erwerbsarbeit anneh-
men, wenn eine Arbeitsaufnahme
zumutbar ist. Ziel der Leistungen nach
SGB II ist es, Hemmnisse, die einer
E rwerbstätigkeit entgegenstehen, zu
beseitigen. „Fördern und Fordern” ist
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das populäre Schlagwort für die
Intention dieser Hilfegewährung.

Diese an eine vorrangig intendiert e
Arbeitsvermittlung gekoppelte Gewäh-
rung von Unterhaltsgeld geht prinzipiell
an den unmittelbaren Bedürfnissen und
der Situation einer in ein Frauenhaus
geflüchteten Frau vorbei. Die Situation
der Frau, die häufig mit ihren Kindern in
ein Frauenhaus flüchtet, ist geprägt
d u rch Misshandlungserf a h rung, öko-
nomische Abhängigkeit vom Miss-
handler, Angst um sich und die Kinder,
einer ungewissen Zukunftsperspektive.
Die Frauen fliehen häufig ohne die
Gelegenheit, Papiere und die notwen-
digen Dinge des täglichen Bedarfs für
sich und die Kinder mitnehmen zu kön-
nen und verfügen über keine Barmittel.
Alle an der Umstellung der Leistungs-
gewährung vom BSHG auf Leistungen
nach SGB II Beteiligten waren von der
Bereitschaft getragen, die Frauenhaus-
f i n a n z i e rung zu sichern. Gleichwohl
b e d u rfte es einer Vielzahl von Ge-
sprächen, um zu praktikablen Lösungen
zu gelangen. Es musste eine Ve r-
f a h rensweise gefunden werden, die
sicherstellt, dass eine Kostenübernahme
ab dem ersten Tag im Frauenhaus
erfolgt. Wegen der Regelsatzfinanzie-
rung sind die Frauenhäuser darauf
angewiesen, da sie andernfalls system-
bedingte Defizite aufweisen würden.
Dies bereitete Schwierigkeiten, weil die
Arbeitsgemeinschaft (inzwischen
BAgIS) zunächst auf einer persönlichen
Antragstellung bestand und die Her-
gabe aller erforderlichen Ausweise und
P a p i e re erw a rtete. Die sofort i g e
K o s t e n ü b e rnahme für die Zuflucht
suchenden Frauen ist häufig nicht mög-
lich, weil sie, wenn sie aus einer ande-

ren Kommune kommen, keine Melde-
bestätigung aus Bremen und andere
erforderlichen Papiere vorweisen kön-
nen, und weil häufig Tage zwischen der
Ankunft im Frauenhaus und der näch-
sten Öffnungszeit der BAgIS liegen, z.B.
wenn die Frau am Freitag im Frauen-
haus eintrifft. Es war also zu vereinba-
ren, dass ein Antrag zur Fristwahrung
per Fax gestellt wird und dass Gelegen-
heit besteht, die erforderlichen Unter-
lagen nachzureichen. Ein andere s
Problem ergab sich, als von der BAgIS
verlangt wurde, dass am Tag der
Antragstellung ein Ve rm i t t l u n g s-
gespräch zu führen sei. Die häufig mit
ihren Kindern ins Frauenhaus geflüch-
tete Frau benötigt Schutz und Ruhe,
um Entscheidungen für ihr zukünftiges
Leben zu treffen. Ein Gespräch über
eine mögliche Arbeitsaufnahme oder
dergleichen unmittelbar nach Eintreffen
im Frauenhaus ist sinnlos und nicht
zumutbar. Das soll nicht heißen, dass
für diesen Personenkreis eine Arbeits-
aufnahme nicht möglich sein könnte. Es
ist den Frauen aber nicht abzuverlan-
gen, eine solche Entscheidung mög-
lichst am Tag des Eintre ffens im
Frauenhaus zu fällen.

Inzwischen sind die Probleme im
Wesentlichen ausgeräumt und es wur-
den Ve rf a h rensabsprachen getro ff e n ,
die für die Frauen, die BAgIS und die
Frauenhäuser akzeptabel sind.

Für die Beschäftigten der BAgIS war der
Umgang mit Personen in einer sozialen
Notlage häufig ein berufliches Novum.
Die Umstellung auf das SGB II hat
ihnen ohnehin die extrem schnelle Ein-
arbeitung in ein neues rechtliches und
ein neues EDV-Verfahren abverlangt.

Für die Zukunft wird es hilfreich sein, in
den Schulungen auch auf die Problem-
lagen der Frauen im Frauenhaus einzu-
gehen, damit nicht verabredete Ver-
fahrensweisen mit jedem neuen Mit-
arbeiter und jeder neuen Mitarbeiterin
neu getroffen werden müssen.

2.8 Überregionale Zusammenarbeit

Für die Berichte der Arbeitsmarkt-
referentinnen der Bundesländer an die
14. und 15. Konferenz der Gleich-
stellungs- und Frauenministerinnen und
-minister (GFMK) hat die Zentralstelle
Beiträge und zu den Anträgen Ände-
rungsvorschläge und Stellungnahmen
g e l i e f e rt. Die arbeitsmarktpolitischen
I n s t rumente wurden begleitet und
b e w e rtet. Die Zentralstelle beteiligte
sich intensiv an der Erarbeitung von
Beschlüssen der GFMK zu den Aus-
wirkungen der Hartz-Gesetze und zur
Kinderbetreuung und brachte gemein-
sam mit Nord rh e i n - Westfalen einen
Antrag zur Chancengleichheit von
Frauen und Männern in der Umsetzung
des SGB II ein.

Soziale Sicherung von Minijobberinnen 
In einem von der Minijob-Zentrale der
Bundesknappschaft in Auftrag gegebe-
nen Gutachten über die „Aspekte der
Entwicklung der Minijobs” hat das
R h e i n i s c h - Westfälische Institut für
Wi rtschaftsforschung im November
2004 dargelegt, dass nur 10% der im
Rahmen der Studie repräsentativ be-
fragten geringfügig Beschäftigten von
der Möglichkeit der fre i w i l l i g e n
Aufstockung von Rentenbeiträgen
Gebrauch machen und dass fast 20%
diese Möglichkeit nicht kennen.
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Die GFMK hat deshalb die Bundes-
regierung gebeten, darauf hinzuwirken,
dass die Minijob-Zentrale geringfügig
Beschäftigte gezielter auf ihre Rechte
hinweist. Sie sollen insbesondere einge-
hend darüber informiert werden, dass
bei Ve rzicht auf die Ve r s i c h e ru n g s-
freiheit aus den Pauschalbeiträgen nor-
male Pflichtbeitragszeiten entstehen,
die zur Erfüllung sämtlicher Anspruchs-
voraussetzungen für die Renten (ein-
schließlich des Aufbaus und der
E rhaltung des Anspruchs auf eine
E rw e r b s m i n d e ru n g s rente) beitragen
und dass hierdurch auch Ansprüche auf
Leistungen zur Rehabilitation erworben
werden.

3Gender
Mainstreaming

Gleichstellung der Geschlechter bedeu-
tet nicht nur formale Chancengleich-
heit, sondern gleiche Teilhabe von
Frauen und Männern im wirtschaftli-
chen, politischen, sozialen und kulturel-
len Leben. Um eine solche de facto
Gleichstellung zu erreichen, muss in
allen Politikbereichen das re a l e
G e s c h l e c h t e rv e rhältnis in den Blick
genommen werden und auf den Abbau
von Benachteiligungen eines Ge-
schlechts hingewirkt werden.

Mit Beschluss vom 19.02.2002 hat der
Senat die Grundlage für die Implemen-

t i e rung des Gender Mainstre a m i n g
Ansatzes in die Bremer Landespolitik
gelegt. Er forderte die Ressorts auf, die
Geschlechterperspektive in ihre jeweili-
gen Politik- und Tätigkeitsfelder sowie
in ihr praktisches Verwaltungshandeln
einzubeziehen. Eine ressortübergreifen-
de Arbeitsgruppe konstituierte sich im
September 2002 und erarbeitete unter
der Federführung der Zentralstelle und
des Senators für Finanzen ein Konzept
zur Implementierung des Gender Main-
streaming Ansatzes in der bremischen
Verwaltung. Dieses Konzept wurde am
06.05.2003 vom Senat beschlossen. 

In Bremerhaven hat der Magistrat die
Einführung von Beauftragten für die
Wa h rnehmung von Gender Main-
streaming abgelehnt und festgestellt,
dass es sich um eine Aufgabe der jewei-
ligen Amtsleitungen handelt.
Die Implementierung begann mit einer
zweijährigen Pilotphase, die in etwa mit
dem Zeitraum dieses Berichtes zusam-
menfällt. Fast jedes Ressort wählte ein
oder mehrere Modellprojekte aus, um
die Anwendung des Gender Mainstrea-
ming Prinzips in der Praxis zu erproben.
Bei der Initiierung der Pilotpro j e k t e
wurden unterschiedliche Wege einge-
schlagen, was zur Folge hatte, dass in
den jeweiligen Ressorts zu unterschied-
lichen Zeitpunkten mit den Projekten
begonnen wurde. Zum jetzigen Zeit-
punkt können einige Modellprojekte als
abgeschlossen betrachtet werd e n ,
a n d e re befinden sich noch in der
Durchführungsphase. 

Die Aufgabe der Zentralstelle ist es, den
I m p l e m e n t i e ru n g s p rozess mit ihre m
Erfahrungs- und Expertinnenwissen aus
25 Jahren Gleichstellungsarbeit zu

begleiten und zu unterstützen. Sie
organisiert und leitet die ressortüber-
g reifende Arbeitsgruppe, die sich in
regelmäßigen Abständen trifft, um die
Planung und Durc h f ü h rung weitere r
Schritte im Implementierungsprozess zu
koordinieren. Durch den weiteren Aus-
bau der ExpertInnendatei im Berichts-
zeitraum hält die Zentralstelle umfang-
reiches allgemeines und für die einzel-
nen Fachpolitiken spezifisches Informa-
tionsmaterial zu Gender Mainstreaming
in Form von Expertisen, Broschüren,
Arbeitshilfen, Leitfäden, Checklisten
und Literatur zum Abruf bereit. Die
Zentralstelle arbeitet in der Bund-
L ä n d e r- A r b e i t s g ruppe mit und stellt
aktuelle Informationen zum bundes-
weiten Genderprozess, Materialien und
Arbeitshilfen sowie Hinweise zu gen-
derbezogenen Veranstaltungen den
R e s s o rt v e r a n t w o rtlichen für Gender
M a i n s t reaming und den Pro j e k t b e-
teiligten zur Verfügung. 

Am 21. Juni 2005 legte der Senat der
B ü rgerschaft den von den Ressort s
unter Federf ü h rung der Zentralstelle
und des Senators für Finanzen erstell-
ten Ersten Bericht zum Stand der
Umsetzung des Gender Mainstre a-
ming-Prinzips in der Bre m i s c h e n
Verwaltung vor.

Ziel der Pilotphase war es zu erfahren,
ob Planungen, Entscheidungen und die
daraus resultierenden Ergebnisse von
Verwaltungshandeln durch die Berück-
sichtigung der Geschlechterperspektive
qualitativ verbessert und für die betrof-
fenen Zielgruppen von größere m
Nutzen sein können. Inwieweit sich die
E rf a h rungen und Ergebnisse der
Modellprojekte mit diesen Erwartungen
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decken, kann erst nach Auswertung der
Pilotphase beurteilt werden. Obwohl
die offenen Faktoren in der bisherigen
B e w e rtung überwiegen, haben alle
P ro j e k t v e r a n t w o rtlichen zu diesem
Zeitpunkt die Berücksichtigung der
Geschlechterperspektive bei ihre r
Facharbeit als sinnvoll angesehen. 

Doch neben diesen positiven Aspekten
gab es auch Schwierigkeiten bei der
Initiierung und Umsetzung der Pilot-
projekte. So führte z.B. der enge finan-
zielle Spielraum der bremischen Ver-
waltung zu einer unzure i c h e n d e n
Entwicklung von Genderkompetenz
innerhalb der Ressorts. Dies ist jedoch
unabdingbare Voraussetzung, um die
A k t e u re und Akteurinnen auf Fach-
ebene in die Lage zu versetzen, fachpo-
litische Zusammenhänge mit gleichstel-
l u n g s relevanten Fragestellungen ver-
knüpfen zu können. Gendersensible
Lösungen und geschlechterg e re c h t e
E rgebnisse können nicht ohne ein
angemessenes Maß an Genderwissen
und Methodenkompetenz erzielt wer-
den.

Neben der Bereitstellung notwendiger
finanzieller Ressourcen für die Quali-
fizierung der Beschäftigten und eventu-
ell erforderlicher Expertisen sind auch
die Führungskräfte gefordert, sich ver-
stärkt und sichtbarer als bisher für die
Anwendung des Gender Mainstre a-
ming Prinzips einzusetzen. Es muss eine
deutliche Umkehrung des Recht-
f e rt i g u n g s d rucks von denen, die
Gender Mainstreaming in ihrer Arbeit
anwenden zu denen, die es nicht
anwenden, erfolgen. Dieses Ziel lässt
sich nur erreichen, wenn die Führungs-
kräfte die Berücksichtigung der

Geschlechterperspektive als unverzicht-
baren Qualitätsaspekt jeder fachlichen
Arbeit einfordern.

Im Dezember 2005 org a n i s i e rte die
Zentralstelle gemeinsam mit dem Aus-
und Fort b i l d u n g s z e n t rum AFZ einen
Workshop zum Erf a h ru n g s a u s t a u s c h
auf Projektebene. Zu dieser Veranstal-
tung waren neben den Pro j e k t-
beteiligten der Bremischen Verwaltung
ReferentInnen aus Sachsen-Anhalt ein-
geladen, um einen Einblick in die Er-
fahrungen mit Gender Mainstreaming
Projekten aus einem anderen Bundes-
land zu erhalten. Darüber hinaus diente
der überregionale Austausch dazu,
Anregungen für den Übergang von der
Pilotphase zur regulären Anwendung
des Gender Mainstreaming in den
Fachpolitiken zu gewinnen. 

Mit der Herausgabe des Datenreports
“Frauen im Lande Bremen” 2004, der
vom Statistischen Landesamt Bremen
unter Mitarbeit der Zentralstelle erstellt
wurde, haben die Ressorts und alle an
Gleichstellungsarbeit intere s s i e rt e n
Institutionen und Organisationen eine
Datenbasis als Grundlage für eine gen-
dersensible Politik- und Verwaltungs-
arbeit an die Hand bekommen. Der
Datenreport enthält geschlechtsspezi-
fisch aufbereitete Eckdaten aus ver-
schiedensten gesellschaftlichen Bere i-
chen wie Bildung, Arbeitswelt, Gesund-
heitswesen, Haushalt und Familie bis
hin zur Politikbeteilung und zum
Wahlverhalten.

Für den Berichtszeitraum lässt sich eine
wachsende Inanspruchnahme der
Zentralstelle als Gender-Expertin fest-
stellen. Zunehmend fragen Einrichtun-

gen außerhalb der Kern v e rw a l t u n g
Genderwissen nach. So hat die Bremer
Innovationsagentur BIA Überlegungen
zur Implementation des Gender Main-
streaming in ihre Geschäftspolitik ange-
stellt und einen Verfahrensweg dafür
festgelegt. Die Kassenärztliche Vereini-
gung und bremische Gesellschaften
haben sich beraten lassen, und in der
Führungsakademie der Bundeswehr hat
die Zentralstelle Offiziere der inneren
F ü h rung zu Gender Mainstre a m i n g
geschult.

Die Landesbeauftragte für Frauen
wurde in der Bürgerschaft erstmalig
und mit großer Resonanz als Sach-
verständige angehört.

Sie transportiert zudem als Vorsitzende
des Frauen- und Gleichstellungsaus-
schusses und als beratendes Mitglied
des Hauptausschusses des Deutschen
Städtetages das Thema Gender Main-
streaming durch Vortragsarbeit auf die
kommunale Ebene anderer Städte. Auf
Bundesebene unterstützt sie als
Mitglied der Gender Commission, einer
Arbeitsgruppe von Genderexpertinnen
und -experten, die Entwicklung von
S t a n d a rdkriterien für einen erf o l g re i-
chen Umsetzungsprozess.

Im Berichtszeitraum hat die Zentral-
stelle regelmäßig Fort b i l d u n g s v e r a n-
staltungen zu Gender Mainstreaming
im Rahmen der Führu n g s k r ä f t e f o rt-
bildung des Senators für Finanzen und
des AFZ und des Trainee-Programms
für den Nachwuchspool durchgeführt.
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4Frauenförderung im
öffentlichen Dienst /
Umsetzung des
Landesgleichstellungs
gesetzes (LGG)

Der Personalcontrolling-Bericht des
Senators für Finanzen 2003/2004 gibt
in Zweijahresabständen den Stand der
F r a u e n f ö rd e rung wieder. Er umfasst
neben dem Personalhaushalt des
Landes Eigenbetriebe und Sonderhaus-
halte sowie die Stadtgemeinde Bremer-
haven und die nicht bundesunmittelba-
ren Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts. Er
ist jedoch im Vergleich zum Bericht
2000/2002 weiterentwickelt word e n
und enthält teilweise Vergleichsdaten
über den Zeitraum von 1998 bis 2004.
Die Zentralstelle hat - wie zu den vor-
angegangenen Berichten auch - eine
Stellungnahme abgegeben. Diese ist
wiederum nicht zum Bestandteil des
Berichts gemacht worden, obwohl die
Zentralstelle den Senator für Finanzen
b e reits zum letzten Bericht daru m
gebeten hatte. In der Stellungnahme
der Zentralstelle werden folgende
Aspekte hervorgehoben bzw. kritisiert:
Seit dem letzten Bericht hat sich die
Anzahl der erfassten Dienststellen
bedingt durch Umstrukturierungen und
P r i v a t i s i e rungen von 134 auf 120
Dienststellen verringert.

Unter anderem wurden die Kranken-
häuser in Bremen in gemeinnützige
GmbHs umgewandelt, die einen hohen
Personalbestand mit hohen Frauen-
anteil haben. Sie fallen damit nicht
mehr unter den Geltungsbereich des

LGG. Frauenförderung in diesem Be-
reich unterliegt damit auch nicht mehr
der regelmäßigen Kontrolle durch die
Bürgerschaft, da sie nicht mehr unter
die Berichtspflicht nach dem LGG fällt.
Für die Krankenhäuser wie auch für
a n d e re privatisierte Bereiche wurd e n
Tarifverträge geschlossen, deren Rege-
lungen zur Frauenförderung nicht dem
Standard des LGG entsprechen. Insbe-
sondere die Rechtsposition der Frauen-
beauftragten hat sich verschlechtert.

Zu den von dem Bericht erf a s s t e n
Bereichen lässt sich insgesamt feststel-
len, dass der in Teilbereichen gering zu
v e rzeichnende Anstieg des Frauen-
anteils häufig auf Umstrukturierungen
oder Personaleinsparungen zurückzu-
führen ist und nicht auf Frauenförde-
rungsmaßnahmen. Beispielsweise wird
im Bericht angegeben, dass der Frauen-
anteil im Zeitraum 2002 bis 2004 um
1%-Punkt angestiegen ist. Der Grund
liegt in dem stärkeren Absinken der
Anzahl der männlichen gegenüber dem
der weiblichen Beschäftigten, 766
Männer gegenüber 25 Frauen. 

Nach wie vor lassen sich deutliche
geschlechtsspezifische Komponenten
bei den Personalgruppen feststellen.
Überhälftige Frauenanteile sind bei den
P e r s o n a l g ruppen mit sogenannten
frauentypischen Berufsbildern zu ver-
zeichnen: Raumpflegerinnen 99 %,
E rziehungs- und Betre u u n g s p e r s o n a l
88 %, Gesundheitspflege 87 %, Ver-
waltungspersonal einschl. Textverarbei-
tung 61 %, Lehrpersonal 53 %. Unter-
durchschnittlich sind Frauen vertreten
beim Forschungspersonal 39 % (528
M ä n n e r, 334 Frauen), beim techni-
schen Personal 28 % (1.189 Männer,

459 Frauen) bei der Polizei 14 %
(2.487 Männer, 411 Frauen), im Straf-
vollzug 19 % (230 Männer, 55 Frauen)
und bei der Feuerwehr mit 2 % (724
Männer, 11 Frauen). Der Frauenanteil
stieg seit 2002 beim Forschungs-
personal um 5%-Punkte, bei der Polizei
um 2 %-Punkte und im Strafvollzug
sowie bei der Feuerwehr um jeweils
1 %-Punkt. Die Zentralstelle hat in ihrer
Stellungnahme zum Personalcontro l-
ling-Bericht begrüßt, dass die vorge-
nannten Dienststellen trotz der Einspar-
quoten und unter erschwerten Haus-
haltsbedingungen ihre Frauenanteile
erhöhen konnten. Gleichwohl hat die
Zentralstelle aber weiterhin einen
erheblichen Nachholbedarf im Hinblick
auf Frauenförderung festgestellt, da die
absoluten Zahlen sichtbar machen, dass
in diesen Personalgruppen Frauen noch
zu gering vertreten sind.

Von allen im Geltungsbereich des LGG
beschäftigten Männern sind 53,9 %
verbeamtet, bei den Frauen beträgt der
Anteil nur 31,7 %. In Bremerhaven sind
60,6 % der beschäftigten Männer ver-
beamtet, bei den Frauen sind es 32,4
%. Betrachtet man nur die Gruppe der
beamteten Beschäftigten in sich, so
sind 40 % der Beamten weiblich und
60 % männlich. Vergleicht man die
Zahlen der männlichen und der weibli-
chen Beamten, ist seit 1998 ein konti-
nuierlicher Anstieg der weiblichen
Beamten um 5,6 % zu verzeichnen.

In den Leitungsfunktionen sind Frauen
nach wie vor deutlich geringer vertre-
ten als Männer. In dem Bericht sind drei
Leitungsebenen dargestellt. Zur ersten
zählen z. B. Amts-/Dienststellenleitun-
gen, Schulleitungen und Geschäfts-
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leitungen, zur zweiten Abteilungs-
leitungen und die Geschäftsbereichs-
leitung eines Betriebes und zur dritten
Referats-/Sachgebietsleitungen, Te i l-
anstaltsleitungen der JVA und Bereichs-
leitungen der Betriebe.

In der Leitungsebene 1 liegt der Frauen-
anteil bei 34 %. Allerdings ist er nur
deshalb so „hoch”, weil in den Angaben
die Schulleitungen (42%), stv. Schul-
leitungen (59%) und die Amts-/Dienst-
leitungen (11%) enthalten sind. Ohne
diese beträgt der Frauenanteil nur noch
10 %. Dem Senator für Bildung ist es -
auch mit unterstützenden Maßnahmen
- gelungen, den Frauenanteil bei den
Schulleitungen um 5 Prozentpunkte zu
erhöhen. Bei der zweiten und dritten
Leitungsebene (Frauenanteil 23 % bzw.
30%) ist der Frauenanteil mit 0,5 bzw.
3 Prozentpunkte nur geringfügig ange-
stiegen. In den Betrieben (Bere i c h s-
leitungen) ist er seit 2002 sogar um 2
Prozentpunkte gesunken. Die Zentral-
stelle hat in ihrer Stellungnahme zum
Personalcontrolling-Bericht darauf hin-
gewiesen, dass es hier noch erheblicher
Anstrengungen und gezielter Frauen-
f ö rd e rmaßnahmen bedarf, um die
Unterrepräsentanz von Frauen in den
Leitungsfunktionen abzubauen.

Aus der in dem Personalcontrolling-
Bericht enthaltenen Tabelle über die
Teilzeitquoten nach Familienstand lässt
sich feststellen, dass die Teilzeitquoten
von Frauen, die verheiratet oder
geschieden sind, am höchsten sind. Die
Zentralstelle hat angeregt, beim näch-
sten Bericht in die Tabelle Angaben
über die Gründe für die Teilzeittätigkeit
aufzunehmen, wie z. B. Kinderbe-
treuungsgründe und hier Angabe des

Alters der Kinder bzw. Altersstufen so-
wie der Grund „Betreuung von
Angehörigen”, um die Auswertung die-
ser Erkenntnisse für gezielte Frauen-
fördermaßnahmen nutzbar zu machen. 

Bezüglich der Entsendung von Frauen
in Gremien wird in dem Personalcon-
trolling-Bericht festgestellt, die Daten-
lage habe sich erheblich verbessert. Die
Zentralstelle hat in ihrer Stellungnahme
gebeten, diesen Bereich zu erweitern
und zukünftig auch Daten und
A u s w e rtungen über die Entsendung
von Frauen und Männern in die
Geschäftsführungen und Aussichtsräte
der zum Konzern Bremen gehörenden
Gesellschaften aufzunehmen. Aus einer
Antwort des Senats auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion der SPD der
Bremischen Bürgerschaft zu „Frauen in
G e s c h ä f t s f ü h rungen und Aufsichts-
räten des Konzern Bremen” vom
24.06.05 ist ersichtlich, dass der Frauen-
anteil der vom Senat entsandten Be-
schäftigten nur sehr gering ist. Zwar
dürfte der überwiegende Teil der durch
den Senat erfolgten Entsendungen in
die Geschäftsführungen und Aufsichts-
räte bzw. Vorstandpositionen Beschäf-
tigte betreffen, die “Kraft Amtes” aus-
gewählt wurden. Da sich diese
Beschäftigten häufig in Hierarc h i e-
ebenen befinden, in denen Frauen
noch unterrepräsentiert sind, würden
statistische Kenntnisse aus dem
Blickpunkt der Geschlechterperspektive
Aufschluss darüber geben können,
inwieweit Frauenförd e rung in den
Dienststellen auch in diesem Bereich zu
Veränderungen führt.

Bei der Besetzung von Gremien, für die
der Senat oder andere Stellen das

Vorschlagsrecht hat, ist es der Landes-
beauftragten in einigen Fällen gelun-
gen, die vorschlagsberechtigten Stellen
davon zu überzeugen, statt eines
ursprünglich benannten Mannes eine
Frau vorzuschlagen.

Laut Personalcontrolling-Bericht 2004
gab es in 78 Dienststellen (von 118
erfassten Dienststellen) Frauenförder-
pläne. Obwohl die Zentralstelle und die
Frauenbeauftragten, die sich hier zum
Thema Frauenförderpläne beraten
ließen, stets auf die Notwendigkeit von
Ziel und Zeitvorgaben in den Frauen-
förderplänen hingewiesen haben, ent-
hielten die Frauenförderpläne von nur
52 Dienststellen auch Zeitvorgaben.

Aus der Praxis - insbesondere durch
Beschwerden der Frauenbeauftragten -
ist der Zentralstelle bekannt, dass zwar
in vielen Dienststellen Frauenförd e r-
pläne existieren, dass aber in einigen
Dienststellen die Beschäftigungs-
strukturanalysen teilweise nicht jährlich
f o rtgeschrieben wird. Die Frauen-
f ö rderpläne sind zum Abbau der
U n t e rrepräsentation aufzustellen und
basieren auf einer jährlich fortzuschrei-
benden Analyse. Ohne Fortschreibung
der Analyse lässt sich aber nicht fest-
stellen, in welchen Bereichen die
Frauenanteile erhöht werden sollen, um
U n t e rrepräsentanzen von Frauen zu
beseitigen. Die Zentralstelle hat daher
in ihrer Stellungnahme zum Personal-
controlling-Bericht angeregt, zukünftig
bei den Dienststellen auch den Stand
der Fortschreibung der Beschäftigungs-
strukturanalysen abzufragen.

In Bremerhaven setzt sich der öffentli-
che Dienst aus dem Magistrat der
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Seestadt Bre m e rhaven einschließlich
seiner Eigenbetriebe sowie einzelnen
Dienststellen/Außenstellen des Landes
B remen sowie Körperschaften und
Stiftungen des öffentlichen Rechts
zusammen. Im Rahmen der Zusam-
menarbeit mit den Frauenbeauftragten
werden auch die in Bremerhaven ange-
siedelten Bundesdienststellen beraten
und deren Frauenbeauftragte unter-
stützt. Im Berichtszeitraum waren 23
Frauenbeauftragte und ihre Stellvertre-
terinnen (soweit vorhanden) vertreten.
Davon waren sieben Frauenbeauftragte
mit verschiedenen Freistellungskontin-
genten sowie sieben Stellvertreterinnen
beschäftigt. Insgesamt betrug der
Freistellungsrahmen 3,45 Stellen. 

Auch nach der Neuwahl der Frauen-
beauftragten im März 2004 sind wie-
d e rum in sieben Dienststellen bzw.
Körperschaften des öffentlichen Rechts
mit geringen Beschäftigtenzahlen sowie
einer mit großer Beschäftigtenzahl
keine Frauenbeauftragte vertreten; in
allen diesen Dienststellen bzw. Körper-
schaften existiert auch kein Frauen-
förderplan. Im Berichtszeitraum kam es
in einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts zu einer Privatisierung, so dass
es hier neben einem erh ö h t e n
Beratungsbedarf für die amtierenden
Frauenbeauftragten auch zu Ge-
sprächen mit der Geschäftsleitung kam.
Es konnte nicht erreicht werden, dass
die Frauenbeauftragten dieselben
Rechte nach LGG in der neu gegründe-
ten Privatgesellschaft erhielten. Die
Zentralstelle konnte den beschäftigten
Frauen auch nicht positiv zuraten, eine
Frauenbeauftragte zu wählen, da der
Kündigungsschutz für die Frauenbeauf-
tragte in der neuen Gesellschaft

w ä h rend ihrer Amtszeit von der
G e s c h ä f t s f ü h rung nicht garantiert
wurde. Die Frauenbeauftragte und ihre
Stellvertreterin waren in einer Über-
gangsfrist bis Ende 2005 sowohl für die
Körperschaft als auch für die private
GmbH zuständig. Nach Auslaufen die-
ser Übergangsfrist wird ab 2006 auch in
der Körperschaft keine Frauenbeauf-
tragte mehr vertreten sein.

Nach wie vor besteht im Bereich des
Magistrats der Konflikt, dass die
Frauenbeauftragten nicht an den
Bewertungskommissionen für Beamte
und Angestellte beteiligt werden. Die
Aufforderung der Zentralstelle - Büro
Bremerhaven aus dem Jahre 2003 an
den Magistrat, § 13 Abs. 3 LGG ent-
sprechend anzuwenden und Frauen-
beauftragte zu beteiligen, hat bislang
keine positive Wirkung gezeigt. Die
Frauenbeauftragten im Magistrat
haben sich zum Ende des Berichtszeit-
raums juristisch beraten lassen und prü-
fen zur Zeit, ob sie deswegen Klage
erheben sollten.

4.1 Arbeit der 
Frauenbeauftragten

Die Zentralstelle unterstützte die
Frauenbeauftragten mit folgenden
Dienstleistungen:
• Rechtsberatung:

- hinsichtlich ihrer mit dem Amt der
Frauenbeauftragten verbundenen
persönlichen Rechtsstellung,

- zum Beteiligungsrecht nach dem
LGG und zur Begründung von
Widersprüchen, 

- zur Vereinbarung von Freistellungs-
regelungen,

- zu Fragen des Öffentlichen Dienst-
rechts,

- zu Fragen des Mutterschutzes und
der Elternzeit,

- zu tariflichen und gesellschaftsver-
traglichen Möglichkeiten der Frauen-
förderung bei Privatisierungen von
Bereichen des öffentlichen Dienstes.

• Hilfestellung bei der Prüfung bzw.
Ergänzung von Frauenförderplänen

• in Zusammenarbeit mit dem Senator
für Finanzen und dem Gesamt-
personalrat die Erstellung und Um-
setzung eines Konzepts zur Fort-
bildung der Frauenbeauftragten in
Kleingruppen (siehe 4.4).

Die Landesbeauftragte hat in re g e l-
mäßigen Jour Fixes mit den Senatorin-
nen und Senatoren den Stand der
Umsetzung des LGG und anstehende
Probleme der Frauenbeauftragten bzw.
von diesen kritisierte Maßnahmen erör-
tert und sich für Lösungen eingesetzt.
Neu ins Amt gewählte Senatoren hat
sie über mögliche Frauenförd e rm a ß-
nahmen beraten.

Die Zentralstelle musste, obwohl es sich
aus dem LGG eindeutig ergibt, in meh-
reren Ressorts die Einhaltung des Be-
teiligungsverfahrens anmahnen, näm-
lich dass bei allen Maßnahmen
zunächst die Frauenbeauftragte zu
beteiligen ist und das personalvertre-
t u n g s rechtliche Ve rf a h ren erst nach
Abschluss des LGG-Verfahrens beginnt. 

Obwohl die Landesbeauftragte wegen
einer fehlenden Regelung im LGG mit
allen Ressorts vereinbart hat, dass diese
ihr Erwiderungsfristen in Fällen von ab-
gelehnten Widersprüchen der Frauen-
beauftragten einräumen und das perso-
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nalvertretungsrechtliche Verfahren erst
nach Ablauf dieser jeweils vereinbarten
Fristen beginnen soll, haben sich einige
Ressorts nicht an diese Vereinbarung
gehalten und die Personalräte beteiligt,
ohne die Stellungnahme der Landes-
beauftragten abzuwarten.

Zu den im Berichtszeitraum von den
Frauenbeauftragten nach LGG einge-
legten Widersprüchen gegen Maß-
nahmen ihrer Dienststellenleitungen
hat sich die bereits im letzten Berichts-
zeitraum festgestellte Tendenz fortge-
setzt, dass es den Frauenbeauftragten
gelingt - auch gemeinsam mit den
Personalräten - in Fällen, in denen sie
das LGG nicht angemessen beachtet
sehen, Kompromisslösungen mit ihren
Dienststellenleitungen zu finden. Zur
Vo r b e reitung der Gespräche werd e n
weiterhin die Beratungsangebote der
Zentralstelle in Anspruch genommen. 

In Fällen, in denen keine Einigung
erzielt werden konnte, hat die Landes-
beauftragte auf abgelehnte Wi d e r-
sprüche der Frauenbeauftragten z. B. in
Stellenbesetzungs- und Beförderungs-
verfahren mit ihren Stellungnahmen an
die zuständigen Senatore n / S e n a t o r i n
versucht, eine Lösung zugunsten der
unterlegenen Frauen herbeizuführe n .
Obwohl in diesen Fällen gewichtige
Argumente für eine zumindest gleiche
Qualifikation der Bewerberinnen spra-
chen, haben die zuständigen Ressorts
i h re Entscheidungen jedoch nur in
wenigen Ausnahmefällen revidiert.

In Bremerhaven hat die Zentralstelle
zum Ende des Jahres 2005 bei den
Frauenbeauftragten eine Umfrage hin-
sichtlich der Wi d e r s p ru c h s v e rf a h re n

sowie der Beteiligung am Personal-
controllingbericht durchgeführt. Hierbei
musste sie feststellen, dass die Frauen-
beauftragten bis auf zwei Ausnahmen
nicht beteiligt wurden, als ihre Dienst-
stelle die Daten für das Personal-
controlling des Senators für Finanzen
zusammenstellten.

Die im fünften Personalcontro l l i n g-
bericht für das Jahr 2004 zusammenge-
stellten Zahlen zu den Widersprüchen
der Frauenbeauftragten nach § 13 Abs.
2 LGG wurden wiederum von der
Zentralstelle angezweifelt. Dieses
wurde durch eine Umfrage bestätigt:
Insgesamt legten fünf Frauenbeauf-
tragte in Bre m e rhaven fünf Wi d e r-
sprüche ein. Davon wurde zweien
abgeholfen und ein Wi d e r s p ruch in
weiteren Verhandlungen gelöst.

Erstmals hat eine Bremer Frauenbeauf-
tragte geklagt. Die Frauenbeauftragte
des Amtes für Soziale Dienste hat einen
Anspruch auf volle Freistellung von ih-
ren hauptamtlichen Tätigkeiten vor dem
Arbeitsgericht geltend gemacht und in
vollem Umfang Recht bekommen. 

Die Zentralstelle hat im Dezember 2004
mit „Landesgleichstellungsgesetz - eine
H a n d reichung” eine praxisgere c h t e
Kurzkommentierung des Landesgleich-
stellungsgesetzes als Hilfestellung für
die Dienststellenleitungen, Personal-
rätInnen und Frauenbeauftragten her-
ausgegeben.

4.2 Positive Ergebnisse

Die gemeinsamen Bemühungen der
Zentralstelle und der Frauenbeauf-

tragten, die Dienststellenleitungen dazu
zu motivieren, die Frauen im öffentli-
chen Dienst zu förd e rn, haben zu
einem Umdenken der Dienststellen-
leitungen geführt und zeigen vermehrt
positive Folgen:
Dass Frauenfördermaßnahmen auch in
m ä n n e rd o m i n i e rten Berufen Erfolge zei-
gen, wird daran deutlich, dass von den
60 Polizeikommissaranwärt e rn I n n e n
42 % Frauen sind. Dasselbe gilt für die
Besetzung von Schulleitungsfunktionen.
Der Frauenanteil bei den Schulleitun-
gen liegt jetzt bei 42 %, bei den stell-
vertretenden Schulleitungen bei 59 %. 

Bei den Auszubildenden liegt der
Frauenanteil bei 60 %, in Bremerhaven
sogar bei 71%. Diese Entwicklung
kann dazu beitragen, dass sich zukünf-
tig der Frauenanteil in den Leitungs-
funktionen erhöht. Zur Zeit wird häufig
der geringe Frauenanteil bei der
Besetzung von Leitungsfunktionen dar-
auf zurückgeführt wird, dass es nicht
genug weiblichen Nachwuchs gäbe. 

Bei den Aufstiegslehrgängen in den
höheren Dienst ist der Frauenanteil in
absoluten Zahlen von 4 auf 51 gestie-
gen, womit belegt ist, dass frauenmoti-
vierende Maßnahmen Wirkung zeigen,
aber auch weiterhin erforderlich sind,
um einen hälftigen Frauenanteil zu er-
reichen.

Bei der Besetzung von Gremien, für die
der Senat oder andere Stellen das
Vorschlagsrecht hat, ist es der Landes-
beauftragten in einigen Fällen gelun-
gen, die vorschlagsberechtigten Stellen
davon zu überzeugen, statt eines
ursprünglich benannten Mannes eine
Frau vorzuschlagen.
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In Bremerhaven ist das Alfred-Wege-
n e r-Institut für Polar- und Meere s-
forschung (AWI) besonders hervorzu-
heben. Es schrieb im Jahre 2005 seinen
Frauenförderplan bis zum Jahre 2009
fristgerecht fort. Positiv zu vermerken
ist, dass die Frauenförderung eine acht-
prozentige Steigerung bei den wissen-
schaftlichen MitarbeiterInnen zwischen
2000 und 2004 erbracht hat. Im
F r a u e n f ö rderplan neu aufgenommen
sind eine Pro j e k t i e rung für double
career couples, ein Wiedereinstiegspro-
gramm (nach Bedarf) für beurlaubte
MitarbeiterInnen und die Festlegung
darüber, wie sie zum AWI Kontakt hal-
ten wollen. Außerdem legt das AWI ein
Exzellenzprogramm mit Mentoring auf,
das weibliche Beschäftigte und Füh-
rungskräfte schulen wird. Im neuen
F r a u e n f ö rderplan abgesichert ist zu-
dem, dass die Frauenbeauftragte nun-
mehr an allen Berufungsverfahren teil-
nimmt, die das AWI betreffen.

4.3 Neuwahlen und Freistellung der
Frauenbeauftragten

Im März 2004 die Neuwahlen der
Frauenbeauftragten und ihrer Stell-
v e rt reterinnen stattgefunden. In
Zusammenarbeit mit dem Senator für
Finanzen, vertreten durch das Aus- und
F o rt b i l d u n g s z e n t rum AFZ hat die
Zentralstelle im Vo rfeld der Wa h l e n
zwei Veranstaltungen organisiert, um
über die Aufgabenstellung der Frauen-
beauftragten zu inform i e ren und
Frauen zu motivieren, sich als Kandida-
tinnen zur Verfügung zu stellen. Die
Zentralstelle hat in Bremen - hier in
Zusammenarbeit mit dem AFZ - und in
B re m e rhaven Schulungen der Wa h l-

vorstände durchgeführt. Das Informa-
tionsblatt der Zentralstelle: „Wissens-
wertes über das Amt der Frauenbeauf-
tragten” diente der Motivierung für das
Amt und war insbesondere für Frauen,
die sich mit der Absicht trugen zu kan-
didieren, eine große Hilfestellung.

In Bremen wurden in 92 Dienststellen
von insgesamt 118 in dem Personal-
c o n t rolling-Bericht 2004 erf a s s t e n
Dienststellen 98 Frauenbeauftragte und
75 Stellvert reterinnen gewählt. Die
Anzahl der Dienststellen, in denen
Frauenbeauftragte gewählt wurd e n ,
hat sich seit der letzten Wahl von 65 %
auf 78 % erhöht. 

60 Frauenbeauftragte erhielten keine
Befreiung von ihrer dienstlichen Tätig-
keit. Bei 23 Frauenbeauftragten erfolg-
te eine Freistellung durch Stunden-
reduzierung und 15 Frauenbeauftragte
w u rden durch organisatorische Ve r-
änderungen von ihrer hauptamtlichen
Tätigkeit freigestellt. Von den 75
gewählten Stellvertreterinnen wurden
vier durch Stundenreduzierung und drei
durch organisatorische Veränderungen
vom Dienst befreit.

Die Freistellungen der Frauenbeauf-
tragten zeigen, dass es leider immer
noch den Frauenbeauftragten überlas-
sen bleibt, wie sie das Amt der Frauen-
beauftragten neben ihren hauptamtli-
chen Tätigkeiten org a n i s i e ren. Die
Zentralstelle hat dies in ihrer Stellung-
nahme zum Personalcontrolling-Bericht
2004 kritisiert und an die Dienststellen-
leitungen appelliert, zukünftig den
Forderungen vieler Frauenbeauftragter
nach klaren Freistellungsregelungen zu
entsprechen.

In Bremerhaven kamen mit der Wahl im
März 2004 insgesamt neun Frauen-
beauftragte zusammen mit ihren Stell-
vertreterinnen neu ins Amt. Von den
Stellvertreterinnen trat eine zu Beginn
des Jahres 2005 zurück; es wurden
keine Neuwahlen durchgeführt. In den
anderen Landesdienststellen sowie den
Körperschaften des öffentlichen Rechts
wurde wie in der Wahlperiode vorher
entsprechend gewählt. Im AWI steht
wieder ein Frauenbeauftragtenteam mit
insgesamt drei Frauen zur Verfügung,
die sich gegenseitig vertreten können.
Die Frauenbeauftragte des AWI hat
mittlerweile eine volle Freistellung in
Teilzeit. 

Bis auf fünf Ausnahmen haben zum
Ende des Berichtszeitraums alle Frauen-
beauftragten eine Stellvertreterin. Von
den insgesamt 20 gewählten Frauen-
beauftragten befanden sich im
Berichtszeitraum bzw. nach der Wahl
ab April 2004 fünf in voller Freistellung
(Teil- und Vollzeit), alle übrigen haben
eine stundenweise Freistellung oder
eine Freistellung nach Bedarf.

4.4 Zusammenarbeit und Fortbildung
der Frauenbeauftragten

Für alle neugewählten Frauenbeauf-
tragten wurden vom Senator für
Finanzen mehrtägige Fort b i l d u n g e n
angeboten, in denen Gru n d l a g e n-
wissen für Frauenbeauftragte vermittelt
wurde. Diese wurden in Zusammen-
arbeit mit der Zentralstelle konzipiert
und durchgeführt. Sie werden ergänzt
durch Fortbildungsveranstaltungen zu
einzelnen Themenkomplexen, z.B.
„Beteiligung am Auswahlverf a h re n ”
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oder „Das Widerspruchsverfahren nach
dem LGG”: Im Auftrag des Senators für
Finanzen werden vom AFZ in Bremen
kontinuierlich zwei Arbeitskreise ange-
boten, in denen - bei Bedarf auch mit
Unterstützung der Zentralstelle - ein
Austausch über wiederkehre n d e
Probleme in der Arbeit der Frauen-
beauftragten stattfinden kann. 

Im Berichtszeitraum nahmen die neu-
gewählten Frauenbeauftragten und
zum Teil auch ihre Stellvertreterinnen
zunächst an den Schulungen des Aus-
und Fortbildungszentrums teil, im An-
schluss wurden im Arbeitskreis weitere
Details des LGG geschult. Da ein erheb-
licher Teil der Frauenbeauftragten neu
gewählt ist, setzte sich der Arbeitskreis
schwerpunktmäßig im Berichtszeitraum
mit den Themen Gender Mainstrea-
ming, Hartz IV und seine personalpoliti-
schen Auswirkungen, Auswahlverf a h re n
und Aufgabe der Frauenbeauftragten,
P r i v a t i s i e rung im öffentlichen Dienst und
Anwendung des LGG auseinander. In-
formationen wurden insbesondere zum
neuen Tarifvertrag ArbeitnehmerInnen
im öffentlichen Dienst, Beratungsinsti-
tutionen in Bremerhaven, sexuelle Dis-
kriminierung und Mobbing gegeben.

Der nunmehr seit 15 Jahren bestehen-
de Arbeitskreis „Frauenbeauftragte
nach dem Landesgleichstellungsgesetz”
in Bremerhaven wendet sich auch an
die Frauenbeauftragten nach dem
Bundesgesetz zur Durchsetzung der
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern. Im Rahmen des Arbeitskreises
führt die Zentralstelle Schulungen für
die Frauenbeauftragten durch und bie-
tet einzelne Fortbildungsinhalte zu
Schwerpunktthemen an. 

5Informations- und
Kommunikations-
medien

Dass der Umgang mit digitalen Medien
zu einer Schlüsselqualifikation gehört,
die alle Lebensbereiche umfasst, ist
inzwischen allgemein anerkannt. Um so
mehr muss die Tatsache Beachtung fin-
den, dass die digitale Spaltung nach wie
vor auch entlang der Geschlechterlinie
verläuft. Laut der re p r ä s e n t a t i v e n
Umfrage des (N)onliner-Atlas von TNS
Infratest waren 2005 im Bundesland
Bremen 42,5 % aller Frauen gegenüber
67,4 % der Männer online. Damit liegt
Bremen bei der Nutzung durch Frauen
im unteren Drittel der Bundesländer
und auch deutlich unter dem
Bundesdurchschnitt, im Gegensatz zu
der Nutzung durch die männlichen
Bremer, die über dem Bundesdurch-
schnitt liegen. Besonders gravierend ist
der „Absturz” der Zahlen bei Frauen
über 50 und bei Frauen mit geringem
Bildungs- und Ausbildungsstand. Und
obwohl bei Schülerinnen und Schülern
in der Internetnutzung pauschal kaum
noch Unterschiede festzustellen sind,
hat eine aktuelle Untersuchung der
OECD erbracht, dass 15jährige Mäd-
chen seltener einen PC besitzen und
nutzen und sich nach wie vor weniger
Medienkompetenz zutrauen. Software-
programmierung bleibt weiterhin eine
Jungendomäne. Besonders krass sind
entsprechend die Zahlen zum Berufs-
wahlverhalten von Mädchen bezüglich
der Berufe im IuK-Bereich: Hier liegen
die Anteile von jungen Frauen z.T.
unter 5 % der Auszubildenden. Für die

Zentralstelle sind diese Fakten Grund
genug, sich für die Gleichstellung von
Frauen und Mädchen in diesem
zukunftbezogenen Bereich einzusetzen.

5.1 Das Bremer Frauenportal und
Internet-Magazin gesche.online

Das Landesportal und Internet-Maga-
zin wurde von der Zentralstelle ins
Leben gerufen, um zum Erwerb der
Medienkompetenz von Frauen beizu-
tragen, Frauenthemen im Intern e t
deutlicher sichtbar zu machen, die Be-
teiligung von Bürgerinnen am gesell-
schaftlichen Leben der Region zu för-
dern und die Vernetzung von Frauen
über das Internet zu fördern. Das Portal
bietet aktuelle Informationen in einem
Magazinteil, Service über den direkten
Zugang zu Einrichtungen und Gruppen
mit Angeboten für Frauen und insbe-
sondere die Möglichkeit der aktuellen
Beteiligung an der Gestaltung von
gesche.online. Die Redaktionsarbeit
wird von freiwilligen Redakteurinnen
und von Fachfrauen aus unterschiedli-
chen Einrichtungen und Arbeitsfeldern
geleistet und von den hauptamtlichen
Mitarbeiterinnen koordiniert und ange-
leitet.

Das Portal hat im Berichtszeitraum eine
rasante Entwicklung genommen. 265
AutorInnen verfassten über 1100
A rtikel und arbeiteten kontinuierlich
oder punktuell mit. Der monatliche
Newsletter ging an rund 1.500 Nut-
zerInnen. Auch der Ve r a n s t a l t u n g s-
kalender von gesche.online ist kontinu-
ierlich gewachsen. Im Berichtszeitraum
w u rden rund 1.800 Ve r a n s t a l t u n g e n
veröffentlicht. 
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Im Laufe der letzten beiden Jahre gin-
gen mehre re redaktionelle Schwer-
punkte ans Netz, an deren sich zahlre i-
che Autorinnen beteiligt haben: „Ge-
s u n d h e i t s w i rtschaft”, „Frau.Macht.
Geld”, „Frauen finden Kultur” im Rah-
men der Bewerbung Bremens als
K u l t u rhauptstadt, „Die Europa” mit
und über Frauen in den neuen Beitritts-
l ä n d e rn, „Leistung.Spannung.Wi d e r-
stand” zu Frauen in Naturw i s s e n s c h a f t
und Technik, „Ein Hartz für Frauen”
über die Ve r ä n d e rungen durch die Hart z -
R e f o rmen sowie „um_zu_bewegen”
über frauenbewegte Zeiten in Bre m e n
und Bre m e rhaven. Im Dezember 2005
v e rzeichnete gesche.online 85.000
S e i t e n z u g r i ffe (Page Impressions). 

Das Projekt ruft eine große Resonanz in
Bremen und Bremerhaven hervor. Viele
Frauen haben ein Interesse daran,
Medienkompetenz im Zusammenhang
mit digitalen Medien zu erwerben und
nutzen den speziellen Service, den das
Portal als Plattform zur eigenen Präsen-
tation, als Informationsquelle und zur
Vernetzung bietet. Die Rückmeldungen
der Nutzerinnen zeigen uns, dass
gesche.online weit über die Landes-
grenzen Bremens hinaus bekannt ist. So
nutzen Frauen aus den Umlandgemein-
den die Möglichkeit, eigene Ve r a n-
staltungen und Artikel zu veröffentli-
chen. Damit zählt gesche.online im
Vergleich mit anderen Landesfrauen-
p o rtalen bundesweit zu den Erf o l g-
reichsten und hat sich als Informations-
medium für Frauen in Bremen, Bremer-
haven und der Region etabliert. 

Im Berichtszeitraum betreute die Re-
daktion Studentinnen und Schülerinnen
in mehrwöchigen Praktika und gab

Mädchen während des Girls’ Days
einen Einblick in die Online-Redaktion. 
Das Projekt wird gefördert aus einer
Anschubfinanzierung aus dem Landes-
programm „bremen in t.i.m.e.”, die im
Berichtszeitraum noch einmal verlän-
gert wurde, um die finanzielle Selbst-
ständigkeit des Projekts zu erreichen.
Seit 2005 bemüht sich die Zentralstelle
intensiv um Ve rm a r k t u n g s s t r a t e g i e n
und Finanzierungsmodelle. Einnahmen
wurden bereits erzielt durch die Be-
ratung eines Forschungsvorhabens der
Hans-Böckler-Stiftung zum Thema In-
tegration von Online-Elementen in
Verfahren der BürgerInnenbeteiligung,
in dem gesche.online seine Erfahrungen
mit einer geschlechtergerechten Gestal-
tung digitaler Medien weiterg e b e n
konnte.

Die Zusammenarbeit mit dem Stadt-
i n f o rmationssystem bre m e n . o n l i n e
wurde im Berichtszeitraum intensiviert.
Neben der gemeinsamen Nutzung von
Stammdaten - den Visitenkarten bei
bremen.online - wird auch Inhalt aus-
getauscht. Die Seite „Bremen für
Frauen”, die bei bremen.de zu finden
ist, wird seit März 2005 mit den aktuel-
len Artikeln auf der Startseite von
gesche.online bestückt. Bremen.de ist
d e rzeit dabei, einen gemeinsamen
Veranstaltungskalender für alle Forma-
te zu entwickeln, der nur an einer Stelle
gepflegt werden muss. Ein wichtiger
Schritt zur Nachhaltigkeit des Frauen-
portals wurde im Herbst 2005 eingelei-
tet mit der Planung, gesche.online in
bremen.online zu integrieren und die
Ve rmarktungsbemühungen zu bün-
deln. Das Kooperationsmodell ist 2006
gemeinsam definiert und vert r a g l i c h
festgeschrieben worden.

5.2 Gender Mainstreaming 
und E-Government 

Ebenfalls entstanden aus den Kompe-
tenzen von gesche.online ist das
Projekt, ein Konzept zur Umsetzung
von Gender Mainstreaming bei der
We i t e rentwicklung des Intern e t-
auftrittes, des Intranets sowie der E-
Government-Transaktionen der Bremer
Verwaltung zu erstellen und zu erpro-
ben. Der Senator für Finanzen hat die-
ses Konzept, das unter der fachlichen
Leitung der Zentralstelle steht, bei bre-
men.online in Auftrag gegeben. Als
erster Schritt wurden dazu Kriterien
entwickelt, um den zukünftigen ein-
heitlichen Behördenauftritt der bremi-
schen Verwaltung nicht nur barrierefrei
sondern auch geschlechtergerecht zu
gestalten.

5.3 Mitarbeit im LernNetzWerk
Bremen

M e d i e n k o m p e t e n z e rwerb von Multi-
plikatorinnen der Mädchenarbeit steht
im Mittelpunkt der Mitarbeit der
Zentralstelle im LernNetzWerk Bremen,
einer Initiative unter der Federführung
der Arbeitnehmerkammer. In diesem
aus dem Bundesprogramm „Lernende
Regionen” geförderten Bremer Projekt
k o o p e r i e ren unterschiedliche We i t e r-
b i l d u n g s t r ä g e r. Die Zentralstelle ist
gemeinsam mit der Stadtbibliothek und
dem Zentrum für Schule und Beruf
Bestandteil des Kooperations- und
Beratungsnetzwerks für Intern e t-
zugangs- und Lernorte KUB. Wissen-
schaftlich begleitet wird das KUB vom
Institut für Inform a t i o n s m a n a g e m e n t
B remen ifib. Eng an das Port a l
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gesche.online geknüpft entwickelt die
Zentralstelle Lerneinheiten für Pädago-
ginnen der Mädchenarbeit in Bremen
und Bremerhaven und stellt diese nach
der Erprobung zur Verfügung.

Im Berichtszeitraum wurden im
Te i l p rojekt der Zentralstelle folgende
Arbeitsvorhaben umgesetzt: 
• In Bremen und Bremerhaven wurde

bis zum Frühjahr 2004 eine Evalua-
tion vorgelegt, die den Stand der PC-
E i n f ü h rung und -nutzung in den
Freizeiteinrichtungen der Städte wie-
dergibt sowie die Nutzung durch die
Mädchen und die Qualifikation der
Pädagoginnen in der Mädchenarbeit
darstellt. 

• Zum Auftakt der Schulungsangebote
für die Entwicklung des Qualifizie-
rungskonzepts für Multiplikatorinnen
in der Mädchenarbeit wurde im
Februar 2005 ein Fachtag angeboten
mit dem Titel „Mädchen ran an die
neuen Medien - warum ist Medien-
arbeit mit Mädchen heute notwen-
dig?”. Die Pädagoginnen der
Mädchenarbeit konnten in Wo r k-
shops praktische Arbeit am PC erler-
nen und erstes Know-how für die all-
tägliche Arbeit mitnehmen. 

• Die Auswertung dieser ersten Quali-
fizierung erbrachte die Entwicklung
von Baustein-Modulen, die in Bremen
und Bre m e rhaven 2005 jeweils in
einem Schulungsangebot mit insge-
samt neun Modulen und 18
Unterrichtsstunden mit insgesamt 19
Pädagoginnen aus der Mädchen-
arbeit erfolgreich durchgeführt wur-
den. Die Module reichen von
“Einführung in die Arbeit mit dem
I n t e rnet”, über “Text- und Bild-
bearbeitung” bis hin zu Video- und

Musikpräsentationen. Die Multiplika-
torinnen in der Mädchenarbeit sollen
damit in die Lage versetzt werden, für
Mädchen vor Ort Angebote für den
Umgang mit PC, Internet und den
verschiedenen Techniken im virtuellen
B e reich machen zu können. Die
Schulungsmodule sind auf dem
Landesfrauenportal gesche.online, im
virtuellen Mädchenhandbuch und auf
der Info-Seite des Servicebüro Inter-
nationale Jugendkontakte Bre m e n
einsehbar und abrufbar. Diese Bau-
s t e i n reihe wurde wissenschaftlich
begleitet. Ein wesentliches Ergebnis ist
der Bedarf an Vertiefungsschulungen
für einzelne Module. Die Zentralstelle
kooperierte bei der Durchführung der
Schulungen mit dem Amt für Soziale
Dienste und dem Magistrat Bremer-
haven. Für die Nachhaltigkeit des
Angebots ist es sinnvoll und notwen-
dig, dass das Curriculum in das
Regelangebot der Fortbildung für die
außerschulische Jugendarbeit über-
nommen wird. Entsprechende Ge-
spräche finden 2006 statt.

Eines der Grundhemmnisse für die
praktische Umsetzung medienpädago-
gischer Angebote ist die unzureichende
personelle und vor allem technische
Ausstattung der Fre i z e i t e i n r i c h t u n g e n
mit Hardware und technischem Sup-
port. Hier müssen auf Behörden- bzw.
Tr ä g e rebene weitere Anstre n g u n g e n
unternommen werden, damit Medien-
pädagogik in den Alltag der Mädchen-
arbeit integrierbar ist.

Gleichzeitig hat die Zentralstelle im
L e rn N e t z Werk die Aufgabe, den
Gender Mainstreaming-Ansatz zu
implementieren und zu begleiten sowie

bei den beteiligten Projekten darauf zu
achten, dass den spezifischen Lebens-
bedingungen der Adressatinnen und
A d ressaten der Bildungsangebote
Rechnung getragen wird. Dazu hat im
Herbst 2005 eine intensive Gender-
Beratung für das LernNetzWerk insge-
samt und die einzelnen Projekte bzw.
Teilprojekte begonnen. Im KUB-Netz-
werk bedeutet dies eine Sensibilisierung
für die mädchen- und jungenspezifi-
schen Herangehensweisen an die
neuen Medien. Um das Interesse von
Mädchen an Computer/Internet zu
wecken, ist eine besondere mädchen-
pädagogische Vo rgehensweise erf o r-
derlich, die gerade in außerschulischen
Jugendeinrichtungen geleistet werden
kann. Anzustreben ist daher neben der
Durchführung ausschließlicher Medien-
projekte für Mädchen die Integration
medienpädagogischer Angebote in her-
kömmliche Angebotsbereiche im
F re i z e i t b e reich, wie z. B. Kochen,
Basteln oder Töpfern. Dabei haben die
Pädagoginnen in der Mädchenarbeit
Vorbildfunktion.
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6Familienpolitik/
Familienrecht

Die Zentralstelle war an der Prüfung
von Gesetzesentwürfen beteiligt und
gab Stellungnahmen des Landes
Bremen für den Bundesrat ab. Sie arbei-
tete in der Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht und Familienpolitik der
14. und 15. GFMK mit. 

6.1 Geschlechter- und 
familiengerechte Verteilung 
von Belastungen im
Einkommenssteuerrecht

Auch in diesem Berichtszeitraum hat
sich die AG Familienre c h t / F a m i l i e n-
politik der GFMK unter Federführung
Bremens mit Fragen einer gerechteren
Ve rteilung der Belastungen im Ein-
k o m m e n s s t e u e rrecht befasst. Die
Koalitionsvereinbarung von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen hatte eine
Umgestaltung der Lohnsteuerklassen-
kombination III/V in Aussicht gestellt.
Im Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
w u rde in Zusammenarbeit mit dem
F r a u n h o f e r-Institut ein Modell des
Anteilsverfahrens entwickelt, das vor-
sieht, die Aufteilung der monatlichen
Lohnsteuer entsprechend der Anteile
am gemeinsamen Bruttolohn des
Ehepaares vorzunehmen, was für die
geringer verdienende Person (ca. 94 %
Frauen) einen höheren monatlichen
N e t t o v e rdienst bedeuten würde. Die
Koalitionsvereinbarung für die laufende

Legislaturperiode sieht die Umsetzung
der Anteilbesteuerung vor.

Einen weiteren Schwerpunkt der Arbeit
der AG Familienre c h t / F a m i l i e n p o l i t i k
bildete die Auseinandersetzung mit
dem Pro b l e m k reis Ve reinbarkeit von
Beruf und Familie.

Im Juni 2004 hat die Bundesregierung
den Bericht zur In-Anspruchnahme der
zum 01.01.2001 novellierten Elternzeit
vorgelegt. Die wesentlichen Ergebnisse
dieses Berichts sind:

- Bei der Entscheidung eines Paares,
wer Elternzeit in Anspruch nimmt,
ü b e rwiegen traditionelle Rollenver-
teilungen: im ersten Lebensjahr des
Kindes gehen 77 % der Mütter keiner
E rwerbstätigkeit nach, im zweiten
Lebensjahr 60 %, während die Väter
voll erwerbstätig sind. Dieses traditio-
nelle Modell wird jedoch nach der
Bertelsmann Studie nur von 5,7 %
der Elternpaare gewünscht.

- Bei der zweiten großen Gruppe, näm-
lich 32 % der Paare, ist die Mutter
während der Elternzeit (mind. ein hal-
bes Jahr) Teilzeit beschäftigt, während
der Vater in Vollzeit erwerbstätig ist.

- In 4,7 % der Fälle nehmen Mutter
und Vater innerhalb der ersten zwei
Lebensjahre die Elternzeit gleichzeitig
oder zeitversetzt in Anspruch. Außer-
dem sind beide Partner (gleichzeitig
oder zeitversetzt) erwerbstätig.

- In 0.2 % der Fälle ist die Mutter in
den ersten beiden Lebensjahren voll
e rwerbstätig, während der Va t e r
Elternzeit in Anspruch nimmt und kei-
ner Erwerbstätigkeit nachgeht.

- Bei den Paaren, die ein partnerschaft-
liches Modell gewählt haben, sieht

fast die Hälfte der Paare Probleme bei
der Arbeitsteilung.

- Für 40 % der Eltern war die finanziel-
le Situation ausschlaggebend für die
getroffene Entscheidung, für 29 %
die allgemeine Situation der Kinder-
betreuung.

- 38 % der Befragten gaben an, dass
sie in ihrem Unternehmen viel Ver-
ständnis und Entgegenkommen er-
fahren, wenn es die familiäre Situa-
tion erf o rd e rt. Knapp die Hälfte
schätzt diese Situation allerd i n g s
negativ ein.

Der Bericht macht deutlich, dass ein
Zusammenhang zwischen der Aus-
gestaltung der Regelungen zur Eltern-
zeit und ihrer in Anspru c h n a h m e
besteht. Wichtig waren vor allem die
E rhöhung der zulässigen Te i l z e i t-
beschäftigung (von 19 auf 30 Wochen-
stunden) während der Elternzeit und
die Möglichkeit der gleichzeitigen
Inanspruchnahme von Elternzeit durch
Vater und Mutter.

Vor der Neuregelung der Eltern z e i t
haben nur (geschätzte) 1,5 % der Väter
Elternzeit in Anspruch genommen. Die
g e ä n d e rten Regelungen haben den
Anteil der Väter, die Elternzeit bean-
spruchen auf 4,9 % gesteigert.

Der Elternzeitbericht macht auch deut-
lich, dass parallel zu einer verbesserten
finanziellen Absicherung die allgemeine
Betreuungssituation ausgebaut werden
muss.

Die Ergebnisse des Berichts zeigen - in
Übereinstimmung mit Erfahrungen in
a n d e ren europäischen, hauptsächlich
skandinavischen Staaten -, dass eine
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a u s reichende finanzielle Absicheru n g
der Familie Voraussetzung für eine stär-
k e re Beteiligung der Väter an der
Elternzeit ist. Daneben ist eine gute
a u ß e rf a m i l i ä re Betreuung Vo r a u s-
setzung für eine stärkere Erw e r b s-
beteiligung der Mütter. Insbesondere
für Kinder unter drei Jahren, aber auch
für Kinder ab drei Jahren und Schul-
kinder hat Deutschland einen von der
Politik erkannten Nachholbedarf. Die
Arbeitsgruppe ist daher der Auffassung,
dass die Überlegungen der Bundes-
regierung, das Erziehungsgeld in eine
Lohnersatzleistung (Eltern g e l d )
einschließlich eines Vaterschaftsanteils
umzuwandeln, in die richtige Richtung
weisen. Es wurde diskutiert, die jetzige
Elternzeit daneben beizubehalten. 

6.2 Pflegezeiten

Umsetzung des sogenannten 
„Pflegeurteils” des Bundes-
verfassungsgerichts vom 3. April 2001 
Der 1. Senat des Bundesverfassungs-
gerichts hat am 3. April 2001 in vier
Entscheidungen dem Gesetzgeber auf-
gegeben, spätestens bis zum 31. De-
zember 2004 im Pflegeversicherungs-
system Regelungen zu treffen, die den
von Eltern erbrachten generativen
Beitrag, der von kinderlosen Personen
nicht erbracht wird, auszugleichen.

Die Bundesre g i e rung setzte dieses
Urteil mit dem Gesetz zur Berücksichti-
gung von Kindererziehung im Beitrags-
recht der sozialen Pflegeversicherung
( K i n d e r-Berücksichtigungsgesetz -
KiBG) vom 15. Dezember 2004 um.
Danach müssen ab dem 1. Januar 2005
gesetzlich Versicherte zwischen 23 und

65 Jahren ohne Kinder einen Zuschlag
von 0,25 Prozentpunkten zur Pflege-
versicherung zahlen. Wehr- und Zivil-
dienstleistende sowie Empfängerinnen
und Empfänger vom Arbeitslosengeld II
sind vom Sonderbeitrag ausgenom-
men. Der Bundesrat hatte gegen dieses
Gesetz Einspruch erhoben, es kam aber
im Ve rmittlungsausschuss zu keiner
Einigung.

In ihrer Stellungnahme zu dem Gesetz-
entwurf gegenüber dem Senator für
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend
und Soziales hatte die Zentralstelle aus
nachstehenden Gründen verfassungs-
rechtliche Bedenken geäußert.

Das Gericht hatte gefordert, dass der
Ausgleich durch Regelungen erfolgen
muss, die die Eltern g e n e r a t i o n e n
„während der Zeit der Betreuung und
Erziehung entlasten, da die hiermit ver-
bundene Belastung der Eltern in deren
Erwerbsphase auftritt; sie ist deshalb
auch in diesem Zeitraum auszuglei-
chen”. Stattdessen hat das Gesetz eine
dauerhafte Entlastung festgelegt, und
zwar auch in Zeiträumen, in denen
Eltern die Kinderbetreuung längst nicht
mehr erbringen, weil die Kinder
erwachsen sind und sich selbst versor-
gen bzw. in denen keine Unterhalts-
pflichten mehr bestehen. Auch der
E l t e rn b e g r i ff ist nach Meinung der
Zentralstelle im Gesetzestext zu weit
gegriffen. Nach dem Entwurf reicht die
sogenannte Elterneigenschaft aus, das
heißt unter „Eltern” sind alle Eltern,
Stiefeltern und Pflegeltern, die mit dem
Kind / den Kindern in einem gemeinsa-
men Haushalt gelebt haben, zu verste-
hen. In der Begründung wird ausge-

führt, dass die bloße Elterneigenschaft
für eine dauerhafte Zuschlagsbefreiung
genügt. Die Zuschlagspflicht soll selbst
dann nicht wieder gelten, wenn ein
(lebendgeborenes) Kind verstirbt. Diese
sicherlich gut gemeinte Auslegung
w u rde in der Anhörung auch von
Familienverbänden kritisiert, da das
B u n d e s v e rfassungsgericht die Entlas-
tung für tatsächlich erbrachte Betreu-
ungs- und Erziehungsleistungen gefor-
dert hat.

A r b e i t s z e i t re d u z i e rung für pflegende
Angehörige
Der ganz überwiegende Teil der Pflege
wird von Angehörigen zu Hause und
zwar zu 80 % von Frauen erbracht.
W ä h rend Männer eher nach der
Berufsphase die Pflege ihrer Ehefrauen
übernehmen, sind vor allem die Frauen
d u rch häusliche Pflege neben ihre r
Erwerbsarbeit stark belastet und reagie-
ren darauf mit der Kündigung ihres
A r b e i t s v e rhältnisses. Dieses geschieht
typischerweise in einem Alter, in dem
der Wiedereinstieg in den Beruf nicht
mehr gelingt. Um diesen Frauen die
Situation zu erleichtern, hat die 14.
GFMK mit Unterstützung Bre m e n s
einen Antrag diskutiert, pflegenden
Personen einen Anspruch auf befristete
Teilzeit oder Freistellung zu gewähren,
wie dies im öffentlichen Dienst seit
Jahrzehnten gesetzlich geregelt ist. Aus
S o rge zusätzliche Barr i e ren für die
E rwerbsbeteiligung von Frauen zu
errichten, wurde schließlich beschlos-
sen, sich für einen gesetzlichen
A n s p ruch auf befristete Arbeitszeit-
re d u z i e rung, nicht aber völlige Fre i-
stellung einzusetzen.
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7Mädchen im
Erziehungs- und
Bildungswesen

Mit dem 6. Jugendbericht von 1984
wurde der Weg für die Etablierung und
Umsetzung der Mädchenarbeit berei-
tet. Es folgten das Kinder- und Jugend-
hilfegesetz (KJHG) mit dem § 9 Abs. 3,
wonach „die unterschiedlichen Lebens-
lagen von Mädchen und Jungen zu
berücksichtigen, Benachteiligungen
abzubauen und die Gleichberechtigung
von Mädchen und Jungen zu fördern”
sind. In Bremen und Bremerhaven wur-
den die „Empfehlungen zur Förderung
der Mädchenarbeit” entwickelt und
Anfang 2001 das Rahmenkonzept für
die bremische Kinder- und Jugend-
förderung (Anpassungsgesetz) verab-
schiedet. Mit Hilfe dieser Instrumente
setzten die Fachfrauen in der Mädchen-
arbeit Standards und Anforderungen,
die zur Folge haben sollten, dass die
Maßgaben des § 9 Abs. 3 KJHG erfüllt
werden. Dieses Ziel ist bisher nicht er-
reicht. Mädchenarbeit ist nach wie vor
ein umkämpftes Gebiet in der Jugend-
arbeit, das nicht gesichert ist und immer
wieder legitimiert werden muss.

An der Beratung und Begleitung dieses
nach wie vor erforderlichen Legitima-
tions- und Etablierungsprozesses ist die
Zentralstelle maßgeblich beteiligt.

7.1 Mädchenpolitik

Die eigenständige Mädchenarbeit in
Bremen kann auf eine fast 20jährige

Tradition zurückblicken. In Bre m e r-
haven sind es mehr als zehn Jahre.
Mädchen wachsen heute unter ande-
ren Bedingungen auf als vor 25 Jahren,
dennoch bleibt die Frage, ob sich ihre
Chancen im gesamten Lebensverlauf
denen der Jungen angenähert haben.
Um die in der Mädchenarbeit erreich-
ten Standards zu erhalten und auszu-
bauen, hat die Zentralstelle in
Kooperation mit anderen Institutionen
verschiedene Aktivitäten durchgeführt
und Vernetzungen hergestellt: 
- Mitarbeit in den Jugendhilfeausschüs-

sen und in den von diesen eingesetz-
ten Unterausschüssen

- Gründung der AG gemäß § 78 KJHG
Bremen zur Weiterentwicklung, Be-
gleitung und Gestaltung des Bereichs
der Kinder-, Jugend- und Familienför-
derung in der Stadtgemeinde Bremen

- Leitung des „Runden Tischs Mäd-
chenarbeit” in Bremerhaven

- Leitung des Arbeitskreises Mädchen-
politik im Lande Bremen

- Mitarbeit im Arbeitskreis Ess-
störungen Bremerhaven

- Aufbau der Landeskoord i n i e ru n g s-
stelle für den Girls’ Day

- P rojektentwicklungen und Durc h-
f ü h rung von Aktionen zur Beru f s-
o r i e n t i e rung von Mädchen im
Rahmen des Girls’ Day 

- F o rtbildung für Mädchenarbeiterin-
nen in Bremen und Bremerhaven

- Durchführung von und Beteiligung an
Mädchenprojekten

7.2 Mitarbeit in den
Jugendhilfeausschüssen

Die Zentralstelle ist beratend in den
Jugendhilfeausschüssen Bremen und

Bremerhaven sowie im Landesjugend-
hilfeausschuss vert reten. In Bre m e r-
haven arbeitet sie in den Unteraus-
schüssen des Jugendhilfeausschusses
„Kinder- und Jugendrechte” mit. Ziel
des Unterausschusses ist es, die
Beteiligungsrechte von Kindern- und
Jugendlichen zu stärken, die durch aus-
gebildete ModeratorInnen auf eine
breitere Plattform gestellt werden, um
damit ein Netzwerk der Kinder- und
Jugendbeteiligung zu entwickeln.
Dieser Prozess wird durch die Zentral-
stelle mit dem Blick auf die geschlechts-
spezifische Umsetzung der Beteili-
gungsrechte begleitet.

In der Arbeitsgruppe „Bestands-
e rhebung Jugendhilfeplanung” des
Jugendhilfeausschusses in Bremerhaven
arbeitet die Zentralstelle mit Sicht auf
eine geschlechtsspezifische Daten-
erhebung mit.

Für den Arbeitskreis Mädchenpolitik ist
die Zentralstelle an der Arbeitsgemein-
schaft „Kinder- und Jugendförderung”
gem. § 78 KJHG der Stadtgemeinde
Bremen beteiligt, um die Weiterent-
wicklung, Begleitung und Gestaltung
des Bereichs der Kinder-, Jugend- und
F a m i l i e n f ö rd e rung in der Stadt-
gemeinde Bremen mit geschlechtsspe-
zifischen Blick zu begleiten. Themen-
schwerpunkt ist die Erarbeitung eines
Leitbildes zur Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule, das sich an den beste-
henden Standards in der Mädchen-
arbeit ausrichtet. Das Leitbild wurde
inzwischen im Jugendhilfeausschuss
Bremen verabschiedet.
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7.3 Strukturen der Mädchenarbeit und
Umsetzung mädchenpolitischer
Forderungen

Die aufgestellten Standards der in
Bremen und Bremerhaven verabschie-
deten „Empfehlungen zur Förderung
der Mädchenarbeit” sind nach wie vor
Grundlage der Mädchenarbeit in bei-
den Städten; die Umsetzung der for-
mulierten Zielvorhaben zur Arbeit in
der Jugendförd e rung sind allerd i n g s
noch lange nicht abgeschlossen.

Das Anfang 2001 verabschiedete
Rahmenkonzept für die Bre m i s c h e
Kinder- und Jugendförderung (Anpas-
sungskonzept) hat die zukünftigen
Aufgabenfelder in sieben Eckpunkten
beschrieben und fördert die geschlech-
terbewusste und geschlechterbezogene
Ausgestaltung aller Angebote und
Leistungen als Querschnittsaufgabe für
alle Handlungsfelder des Rahmen-
konzeptes. Danach sollen die „Empfeh-
lungen zur Förderung von Mädchen-
arbeit in Bremen” einschließlich ihrer
re s s o u rc e n relevanten Leitorientieru n g
( B u d g e t i e ru n g / Q u o t i e rung) intensiver
verfolgt werden. Nach wie vor wird
Mädchenarbeit nicht als Querschnitts-
aufgabe verstanden, obwohl sie in der
Jugendarbeit generell als Qualitäts-
merkmal diskutiert wird. Grundsätzlich
muss Mädchenarbeit als Teil einer not-
wendigen geschlechterbewussten
Pädagogik in allen Handlungsfeldern
verankert werden.

Einrichtungen und Angebote sind in
ihrer Förderung und Ausstattung der-
zeit noch weit unterhalb der geforder-
ten und beschlossenen fachlichen
Standards. Grundlage muss weiterhin

die Drittelregelung sein - je ein Drittel
der Finanzmittel für die Mädchen- und
die Jungenarbeit, ein Drittel für koedu-
kative Arbeit. Damit besteht die
Möglichkeit, die geschlechtsspezifische
Arbeit mit Mädchen und Jungen zu
qualifizieren und weiterzuentwickeln.

Die Stelle der Mädchenkoordinatorin in
Bremen, in den Empfehlungen gefor-
dert, ist seit 2002 im Amt für Soziale
Dienste wieder besetzt. Die Zentral-
stelle arbeitet eng mit der Koordinatorin
für die Mädchenarbeit in der Jugend-
förderung zusammen und stimmt poli-
tische Zielvorhaben mit ihr ab. 

Der Arbeitskreis Mädchenpolitik im
Lande Bremen sieht es weiterhin als
seine Aufgabe an, die Mädchenarbeit
auf der Grundlage der bestehenden
Q u a l i t ä t s s t a n d a rds zu begleiten und
weiterzuentwickeln. Die Leitung und
G e s c h ä f t s f ü h rung des Arbeitskre i s e s
Mädchenpolitik im Lande Bremen lie-
gen bei der Zentralstelle. Die Arbeit des
Arbeitskreises wird häufig durch den
Spagat zwischen theoretischen An-
forderungen der Mädchenpolitik und
praktischer Umsetzung der Mädchen-
projekte erschwert. Einerseits besteht
der Anspruch, die geford e rt e n
Standards in Politik, Verwaltung und
Öffentlichkeit zu vertreten, andererseits
sollen mit Projekten - wie z. B. der
We i t e rentwicklung der Postkart e n-
aktion zur Bürgerschaftswahl 2003 und
dem Videofilmwettbewerb 2005 -
Mädchen und ihre Lebenswelten direkt
einbezogen werden. 

Die Diskussion über und Beratung von
Mädcheneinrichtungen, die zur Dis-
position standen, nahmen im Arbeits-

k reis Mädchenpolitik einen bre i t e n
Raum ein. Mit Unterstützung der
Zentralstelle konnten zunächst Lösun-
gen für diese Einrichtungen gefunden
werden, allerdings sind diese zur Zeit in
keiner Weise abgesichert. 

Die Privatisierung der stadtbremischen
F reizeiteinrichtungen hat zur Folge,
dass es notwendig ist, sich wieder ver-
stärkt mit den geforderten Standards in
der Mädchenarbeit auseinanderzuset-
zen und sie in Kontrakten zu verankern,
um nicht zu einem einschneidenden
Rückschritt in der Mädchenarbeit zu
kommen. Der Arbeitskreis wird in die-
sem Zusammenhang mit den Regional-
konferenzen der Stadtteile die Weiter-
entwicklung der Stadtteilkonzepte kri-
tisch begleiten, um die notwendigen
Impulse für die Mädchenarbeit zu
geben.

Im Mai 2005 fand in Zusammenarbeit
mit dem Arbeitskreis Jungenarbeit eine
erste Veranstaltung zu dem Thema
„Mädchenarbeit trifft Jungenarbeit”
statt, die fortgesetzt werden soll.

In Bremerhaven wird Mädchenarbeit
seit mehr als zehn Jahren vom „Runden
Tisch Mädchenarbeit” unter Feder-
führung der Zentralstelle initiiert und
weiterentwickelt. Der Runde Tisch hat
sich als Vernetzungsgremium für die
Mädchenarbeit bewährt, die fachlichen
Ressourcen und Kompetenzen sind in
diesem Arbeitskreis gebündelt. Nach
wie vor ist es Ziel des Runden Tisches,
Strategien für die Mädchenarbeit zu
entwickeln, diese strukturell zu veran-
k e rn und die Erreichung der im
M ä d c h e n f ö rderplan beschriebenen
Standards zu fordern.
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Realität ist: Mädchenarbeit findet in
allen Einrichtungen der Jugendförde-
rung statt, die geforderten Standards
können jedoch aufgrund der Ressour-
cen nur teilweise eingehalten werden.

Der Runde Tisch hatte im Berichts-
zeitraum folgende mädchenre l e v a n t e
Themenschwerpunkte: 
- Berufsorientierung von Mädchen
- Kinder kriegen Kinder
- Kinderarmut in Bremerhaven
- Borderline - Wer ist Ansprechpart-

nerin?
- Essstörungen - Was müssen Frauen in

der Mädchenarbeit beachten?
- Fortbildung für Pädagoginnen in der

Mädchenarbeit zur Standort b e s t i m-
mung der Mädchenarbeit in Bremer-
haven

Vor dem Hintergrund dieser Themen
hat der Arbeitskreis die im Mädchen-
f ö rderplan beschriebenen Standard s
auf ihre Aktualität hin überprüft und
d i s k u t i e rt. Damit verbunden ist die
Diskussion über die bestehenden
Konzepte zur Mädchenarbeit in den
Einrichtungen der Jugendförderung in
Bremerhaven. Es ist vorgesehen, diese
Ergebnisse gemeinsam mit Politik und
Ve rwaltung zu diskutieren, um
Strategien für die Umsetzung und
Verstetigung zu entwickeln.

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit
war die Entwicklung des Pro j e k t s
„Mädchen leben Zivilcourage”. Das
Projekt richtete sich als Beteiligungs-
projekt an Mädchen und wurde im
Rahmen des Projekts „Mut gegen
Gewalt” durc h g e f ü h rt. Mit diesem
P rojekt konnten Mädchen erpro b e n ,
Zivilcourage im Alltag umzusetzen.

Zielsetzung von Beteiligungsprojekten
ist die Stärkung von Selbstbewusstsein
und Aneignung von Durc h s e t z u n g s-
strategien auf der persönlichen Ebene.
Auf der politischen Ebene findet die
Einbindung in politische Prozesse statt
und damit verbunden die Erfahrung
von Gestaltungsmöglichkeiten im
öffentlichen Raum. 

Bei solchen Projekten ist die Beteiligung
von Mädchen inzwischen selbstver-
ständlich und wird entsprechend bei
der Mittelvergabe sowie durch die
Beteiligung der Zentralstelle bei der
Auswahl berücksichtigt.

7.4 Berufsorientierung

Ausbildung und Beruf haben einen
hohen Stellenwert in der weiblichen
Lebensplanung. Dies schlägt sich in der
hohen Ausbildungsmotivation und den
Q u a l i f i z i e rungsleistungen der jungen
Frauen nieder. Eine qualifizierte Berufs-
ausbildung ist für Mädchen zur Selbst-
verständlichkeit geworden. Jedoch ori-
entiert sich ihre Berufswahl stark an den
Bedingungen, die der geschlechtsspezi-
fisch segmentierte Arbeitsmarkt ihnen
anbietet.

Die Ausgangsposition für Mädchen hat
sich deutlich verändert. So hat sich ihr
Bildungsnachteil in einen nachweisli-
chen Bildungsvorsprung verw a n d e l t .
Dies hat auf die beruflichen Bildungs-
systeme bisher kaum Auswirkungen, da
die schulischen Vo l l z e i t a u s b i l d u n g e n
zum größten Teil von Mädchen prakti-
z i e rt und die dualen Ausbildungs-
systeme in der Regel von Jungen
bevorzugt werden. Die Ausbildung im

dualen System ist jedoch in der Regel
der schulischen Vollzeitausbildung in
Ausbildungsdauer und -verg ü t u n g
überlegen. 

Auch bei der Wahl der Studienfächer
schöpfen Mädchen ihre Möglichkeiten
nicht voll aus. Mit verschiedenen
P rojekten zur Beru f s o r i e n t i e rung soll
Mädchen die Möglichkeit gegeben
werden, ihr Interesse an naturwissen-
schaftlichen Ausbildungen und
Studiengängen zu wecken. 

Das Mentoring-Projekt in Bre m e r-
haven, in dem Mädchen in Begleitung
einer Mentorin Erfahrungen in “frauen-
untypischen” Berufen sammeln, konnte
mit der Beratungsstelle „Geschlechter-
g e rechte Schule” am Lehre rf o rt b i l-
dungsinstitut verstetigt werden.

Das Projekt „IT zum Anfassen”, das
Medienkompetenz von Mädchen ent-
wickelte und Einblicke in IT- und
M u l t i m e d i a f i rmen gab, konnte nicht
w e i t e rg e f ü h rt werden, da es der
Zentralstelle und den Kooperations-
p a rt n e rn nicht gelungen ist, einen
neuen Träger zur Weiterführung des
Projekts zu gewinnen.

Der „Runde Tisch Arbeitslehre” hat die
positive Zusammenarbeit zwischen
Schule und Wirtschaft verstetigt.

Girls´Day - Mädchen-Zukunftstag
Immer noch beginnen nur wenige
junge Frauen eine Ausbildung in den
neuen IT- B e rufen. Die Zentralstelle
setzt sich daher seit langem dafür ein,
dass mehr Frauen an die Informations-
und Kommunikationstechnologien her-
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angeführt werden. Der Girls’ Day ist
dafür ein guter „Türöffner”. Er konnte
seit 2002 unter Federf ü h rung der
Zentralstelle im Lande Bremen als ein
wesentlicher Baustein für die Berufs-
o r i e n t i e rung von Mädchen etabliert
werden. Mädchen und junge Frauen
begleiten ihre Eltern oder andere
Erwachsenen zur Arbeit, um vor Ort in
die praktische Arbeitswelt Einblick zu
gewinnen. Der Girls’ Day ist das einzige
Berufswahlinstrument, mit dem gezielt
die Mädchen im direkten Kontakt mit
Betrieben dabei unterstützt werd e n ,
sich mit ihren Berufswahlmustern aus-
einander zu setzen.

Bremen und Bremerhaven beteiligten
sich erstmals im Jahr 2002 am bundes-
weiten Girls’ Day - Mädchen-Zukunfts-
tag. Seither rufen jährlich wiederholt
der Senator für Bildung und Wissen-
schaft, der Senator für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales sowie
die Handelskammer und Handwerks-
o rganisationen gemeinsam Betriebe,
Schulen, Mädchen und Eltern zur akti-
ven Teilnahme auf. Mittlerweile ist der
Girls´Day als herv o rragende Gelegenheit
anerkannt, Kontakte zwischen Schü-
lerinnen und der betrieblichen Arbeits-
welt vor der Berufswahl herzustellen. 

Der Senator für Bildung würdigt die
Bedeutung dieses Aktionstages durch
eine Verfügung, die den Girls’ Day als
Schulveranstaltung regelt. Der Ve r-
sicherungsschutz für die teilnehmenden
Mädchen wird so sichergestellt. 

Im Jahre 2004 wurde der Girls’ Day er-
neut gemeinsam von der Zentralstelle,
dem Senator für Bildung und Wissen-
schaft/Landesinstitut für Schule (LIS)

und der Universität Bremen/Studien-
gang Informatik organisatorisch für
Bremen vorbereitet und teilweise mit
eigenen Angebote begleitet. 

Wegen des großen Erfolges dieser
Kampagne haben die Bundesministe-
rien für Bildung und Forschung sowie
das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend Mittel zur
Schaffung von Landeskoordinierungs-
stellen bereitgestellt. Es gelang der
Zentralstelle mit der Antragstellung
erfolgreich zu sein und ab dem Jahr
2005 entsprechende Finanzmittel für
drei Jahre zu akquirieren. 

Die Arbeit der Landeskoordinierungs-
stelle bei der Zentralstelle hat die
Aufgabe dazu beizutragen, dass die
o rganisatorischen Rahmenbedingun-
gen, die den Erfolg des Girls’ Day aus-
machen, auf Bundeslandebene und im
Netzwerk der Bundesländer verlässlich
weiterentwickelt werden. Der Aktions-
tag soll in seinem Profil als betriebliches
Angebot für Mädchen weiter geschärft
und in seiner quantitativen und qualita-
tiven Ausgestaltung aktiv unterstützt
werden. Regionale Nachhaltigkeit soll
dabei durch abgestimmtes Zusammen-
wirken der Akteure auf betrieblicher,
schulischer und politischer Ebene
erreicht werden. Es ist beabsichtigt, die
Wirkungen des Girls’ Day so auf eine
nachhaltigere Basis zu stellen. 

In Bremen ist die Beteiligung der Be-
triebe und der Schülerinnen an diesem
bundesweit stattfindenden Aktionstag
a u ß e rgewöhnlich hoch. Das Land
Bremen erzielte laut Registrierung per
Internetanmeldungen durch die Bun-
deskoordinierungsstelle für den Girls’

Day im Jahr 2005 eine Beteiligung von
14,53% der Mädchen. Im Vergleich der
Bundesländer untereinander erlangte
Bremen damit im Jahr 2005 einen über-
ragenden 1. Platz (Thüringen mit Platz
2 liegt z.B. bei 7,37 %). Ergänzende
Erfassungen des LIS aus dem Jahr 2004
durch Befragung an den Schulen zei-
gen, dass die tatsächliche Beteiligung
noch um ein Vielfaches höher lag. So
wurden Anmeldungen von ca. 6.000
Mädchen - entsprechend ca. 40% aller
Schülerinnen in der Zielgruppe der 5. -
12. Klassen in Bremen - gezählt. Für
2005 liegen keine Nacherf a s s u n g s-
daten aus Bremen vor.

Von den Betrieben und Organisationen
in Bremen und Bremerhaven wird der
Girls’ Day mit wachsender Wertschät-
zung wahrgenommen und durc h g e-
führt. Die von der Bundeskoordinie-
rungsstelle durchgeführte Erhebung auf
G rundlage der Intern e t a n m e l d u n g e n
bestätigt bei den betrieblichen Ange-
boten eine bemerkenswerte Steige-
rungsrate von fast 65% vom Jahr 2004
auf 2005 (von 62 Betrieben 2004 auf
103 in 2005). Die Nacherfassung der
absoluten Zahlen von 2004 durch das
LIS zeigt auch hier, dass die Beteiligung
von Unternehmen in Bremen um ein
vielfaches höher liegt (bei ca. 1.000
Unternehmen).

Im fünften Jahr seiner Existenz wurde
der Girls’ Day zudem als verlässlich wie-
d e r k e h rend und somit als planbar
wahrgenommen. Das äußert sich u.a. in
einer gestiegenen Differenziertheit der
betrieblichen Angebote im Jahr 2005. 

Parallel dazu steigt die Zahl der ansch-
ließenden Bewerbungen von Mädchen
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um (Schul-)Praktika und Ausbildungs-
möglichkeiten in den vorg e s t e l l t e n
B e ru f s f e l d e rn. Untern e h m e n s v e rt re t e-
rinnen und -vertreter signalisieren ihr
Interesse, vermehrt Mädchen einzustel-
len. Die daraus resultierende Impuls-
kraft ist angesichts der Lage auf dem
Ausbildungsmarkt hoch zu bewerten.

Der Girls´Day bietet auch den organisa-
torischen Rahmen und die vielfach
g e f o rd e rte Gelegenheit, seitens der
Schulen das geschlechtsspezifische
Rollen- und Sozialverhalten sowie die
Lebensentwürfe von Jungen und jun-
gen Männern zu thematisieren. So
ergänzt den Girls’ Day inzwischen die
Frage: „Was machen wir mit den
Jungen?”. Die Konzeption des Girls’
Day - Mädchen-Zukunftstages sieht
vor, dass Schulen bundesweit an die-
sem Tag für die verbliebenen Jungen
(und Mädchen) geschlechterbewusste
e rgänzende Unterrichtsangebote ge-
stalten. Diesen Auftrag erhielten auch
Bremer und Bremerhavener Lehrerin-
nen und Lehrer. Die hohe öffentliche
Aufmerksamkeit für den Girls’ Day und
die daraus resultierenden organisatori-
schen Möglichkeiten bilden die Grund-
lage für schulische und außerschulische
Jungenveranstaltungen. Den Schulen
wurden vom LIS konkrete Hilfen für die
Gestaltung angeboten. Dieses Konzept
ist aber noch nicht breit umgesetzt.

In Bremerhaven wird der Girls’ Day seit
2002 von der Zentralstelle koordiniert.
Mit der Bündelung gemeinsamer
Aktionen entfaltet der Girls’ Day eine
nachhaltige Wirkung, von der sowohl
die Betriebe als auch die Mädchen pro-
f i t i e ren. So können Mädchen in
Betrieben, die sie am Girls’ Day ken-

nengelernt haben‚ ein Praktikum absol-
v i e ren. Die Zahl der anbietenden
Betriebe hat sich auch hier von Jahr zu
Jahr gesteigert; außerdem versucht die
Zentralstelle in jedem Jahr Betriebe mit
„frauenuntypischen” Berufen zur
Beteiligung zu gewinnen. Seit 2002 fin-
den zusätzlich Angebote für Mädchen
aus den 6. Klassen statt. Diese konnten
seit 2004 in den Werkstätten des
Betriebstechnologiezentrums (BTZ) der
K reishandwerkerschaft durc h g e f ü h rt
werden.

In Kooperation mit der Hochschule
B re m e rhaven wurde 2004 das
„Schnupperstudium für Mädchen” ent-
wickelt. Mit dem Projekt soll die Nach-
haltigkeit des Girls’ Day erreicht wer-
den, daher richtet es sich an Mädchen,
die am Girls’ Day im BTZ, im Alfred-
We g e n e r-Institut und in der Hoch-
schule teilgenommen haben. Das
Schnupperstudium findet an fünf
Vormittagen in den Herbstferien statt.
Am letzten Tag werden die Ergebnisse
aus den Laboren den Eltern und
Geschwistern im Rahmen einer Feier-
stunde vorgestellt. Im Anschluss erhal-
ten die Teilnehmerinnen ein Zertifikat.
Das Projekt hat großen Zulauf und ist
im Land Bremen bisher einmalig. Eine
Fortsetzung des Projekts ist auch für
das Jahr 2006 geplant. 

Nach wie vor ist es schwierig, Mädchen
aus gymnasialen Oberstufen zur Teil-
nahme am Girls’ Day zu bewegen. Dies
hängt u. a. damit zusammen, dass in
den Oberstufen verschiedene Projekte
zur Berufsorientierung angeboten wer-
den, z. B. in Zusammenarbeit mit der
Hochschule. Andererseits wird davon
ausgegangen, dass Mädchen der gym-

nasialen Oberstufe ein Studium durch-
laufen wollen und sie sich somit vom
Girls’ Day mit seiner betrieblichen
Orientierung nicht ausreichend ange-
s p rochen fühlen. Hier müssen in
Zusammenarbeit mit den Lehrkräften
w e i t e rhin Motivationsstrategien ent-
wickelt werden, da der Girls´ Day auch
den Gymnasiastinnen wichtige Impulse
für die Studien- und Berufswahl bietet.

8Gesundheit

Ein frauengerechtes Gesundheitswesen
muss die geschlechtsspezifischen
I n t e ressen und Bedarfe von Frauen
berücksichtigen, die sich aus allen
sozialen, politischen und ökologischen
Bereichen ihres Lebens bestimmen: als
Versicherte, als Patientin und auch als
Beschäftigte im Gesundheitswesen.

Wir brauchen politische Instrumente,
um eine Frauengesundheitspolitik zu
entwickeln und zu erhalten, die auf all
diesen Ebenen gesellschaftliche
Gestaltungsräume nutzt und die
Selbstkompetenz von Frauen stärkt. Ein
frauengerechtes Gesundheitssystem ist
für die einzelne Frau, aber auch für die
gesamte Bevölkerung sozialverträglich
und effizient im Einsatz und Nutzen
ihrer Mittel.
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8.1 Vernetzung kommunaler
Frauengesundheitsaktivitäten

Im Jahr 2004 feierte das Bremer Forum
Frauengesundheit sein 10 jähriges
Bestehen. Seit der ersten off i z i e l l e n
Sitzung des Forum Frauengesundheit
Dezember 1994 hat das Forum durch
K o n g resse, Fortbildungen und Ve r-
öffentlichungen regional und bundes-
weit Maßstäbe für Frauengesundheit
gesetzt. Seit langem ist das Bremer
F o rum Frauengesundheit das vom
Deutschen Städtetag empfohlene Mo-
dell einer regionalen Handlungsbühne
für die Vernetzungen von Fachfrauen.
Die berufliche Interdisziplinarität der
Mitglieder hat sich dabei als neue
Qualität bei der Diskussion komplexer
Zusammenhänge bewährt. Die Zentral-
stelle ist häufig gefordert, die Organi-
sation und Arbeitsweise des Bre m e r
F o rum Frauengesundheit in andere n
Kommunen Deutschlands zum dortigen
Aufbau vor Ort zu präsentieren

Methode des Forums ist, Repräsentan-
tinnen aus Frauenprojekten, Beratungs-
stellen, Bildungseinrichtungen, Fach-
und Berufsverbänden, Kliniken,
Betrieben, Ärzte- und Arbeitnehmer-
kammer und Behörden zu vernetzen.
Frauengesundheitspolitik soll basisori-
entiert und fachübergreifend diskutiert
werden, um aus gemeinsamen Erkennt-
nissen Forderungen für ein frauenge-
rechteres Gesundheitswesen zu formu-
lieren und politisch durchzusetzen. Es
w e rden Themen aus der Sicht von
Frauen aufgegriffen, die bislang in der
gesundheitspolitischen Diskussion
kaum Beachtung finden, aber für die
G e s u n d h e i t s v e r s o rgung von Frauen
von grundsätzlicher Bedeutung sind. 

In den Jahren 2004 und 2005 fanden
jeweils vier Sitzungen des Foru m s
Frauengesundheit in der Zentralstelle
statt. Die Organisation der Sitzungen
hat seit November 2004 das Institut für
Public Health und Pflegeforschung
(IPP) der Universität Bremen übernom-
men.

Das Bremer Forum Frauengesundheit
setzte sich im Berichtszeitraum (Stand:
Dezember 2005) aus 48 Mitgliedern
von 38 Institutionen sowie 15 Expertin-
nen zusammen. 
Schwerpunktthemen waren:
• das Präventionsgesetz des Bundes-

ministerium für Gesundheit und
Soziale Sicherung

• die medizinische Ve r s o rgung von
Frauen ohne Aufenthaltsstatus

• Entwicklung der Kaiserschnittraten,
insbes. “Wunschsectio” (siehe 8.6)

• die Situation älterer unterstützungs-
b e d ü rftiger Frauen in stationäre r
Obhut

• die Entwicklung von Materialien und
Instrumenten für die Umsetzung von
Gender Mainstreaming im Gesund-
heitsbereich

• G e n d e r- und diagnosespezifische
Trends in Gesundheitsberichten

• Depressionen: Geschlechtsspezifische
Diagnosekriterien und Behandlungs-
formen 

E rf re u l i c h e rweise konnte unter maß-
geblicher Beteiligung der Zentralstelle
und mit tatkräftiger Unterstützung des
Dezernenten für Gesundheit in Bremer-
haven im November 2005 endlich das
B re m e rhavener Forum Frauen +
Gesundheit gegründet werden. Das
Forum lehnt sich an das Modell des

B remer Forum Frauengesundheit an
und hat im Februar 2006 der erste Mal
getagt. Bis zum Ende des Berichtszeit-
raums haben sich bereits über 25
Frauen aus Institutionen und Ämtern
für eine regelmäßige Teilnahme am
Forum angemeldet. Das Forum Frauen
+ Gesundheit Bremerhaven läuft unter
der Trägerschaft des Deutschen Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes und wird
von der Geschäftsführerin geleitet.
Finanziell wird das Forum Frauen +
Gesundheit durch den Magistrat
B re m e rhaven, Dezernat Gesundheit,
unterstützt. 

8.2 Die Situation der Bremer
Brustmedizin in der stationären
medizinischen Versorgung

Auf Grund der stetigen Etablierung von
Qualitätsstandards in der Behandlung
von Bru s t k rebs haben Frauen kaum
eine Möglichkeit, die für sie relevante
Qualität hinter den verschiedensten
Zertifikats-Bezeichnungen von Kliniken,
die Frauen mit Brustkrebs behandeln,
zu erkennen.

Das Forum Frauengesundheit bildete
deshalb in Zusammenarbeit mit dem
Institut für Public Health und Pflege-
forschung an der Universität Bremen
eine Arbeitsgruppe „Brustgesundheit”,
die sich mit Hilfe eines Fragebogens zur
Bestandsaufnahme der medizinischen
Versorgung von Brustkrebspatientinnen
einen Überblick über die Arbeit aller
B remer und Bre m e rhavener Frauen-
kliniken verschaffte.

Die Entwicklung dieses Fragebogens
erfolgte in Anlehnung an eine ähnliche
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Befragung des Netzwerkes Frauen-
gesundheit Berlin im November 2004.
Der Bremer Fragebogen wurde insbe-
sondere um Fragen zu psychosozialen
und psychosomatischen Aspekten bei
der Erkrankung Brustkrebs erweitert.

Im September 2005 konnte die
Synopse „Vergleichende Erhebung von
B a s i s i n f o rmationen über Bru s t z e n t re n
und Frauenkliniken im Lande Bremen”
erstellt werden. Von sieben Frauen-
kliniken - St. Josef-Stift Bre m e n ,
Klinikum Bremen-Mitte, Diakonissen-
Krankenhaus Bremen, Klinikum Links
der We s e r, Klinikum Bre m e n - N o rd ,
Klinikum Reinkenheide Bre m e rh a v e n
und St.-Joseph-Hospital Bremerhaven -
konnten entsprechende Daten zur
gesundheitlichen Ve r s o rgung von
B ru s t k rebspatientinnen erhoben wer-
den.

Einige wichtige Ergebnisse:
Fünf Kliniken hatten zur Versorgung
von Brustkrebs erkrankten Frauen ein
Brustzentrum gegründet. Bis auf eine
Klinik hatten alle Häuser einen struktu-
r i e rten Behandlungsvertrag (DMP)
B ru s t k rebs abgeschlossen oder in
Planung. Zwei der Kliniken behandeln
jährlich bis zu 300 an Bru s t k re b s
erkrankte Patientinnen, zwei weitere
weniger als 100 Patientinnen pro Jahr.
Bis auf eine Klinik waren alle zumindest
durch KTQ (Zertifikat „Kooperation für
Transparenz und Qualität”, gegründet
von der Bundesärz t e k a m m e r, dem
Deutschen Pflegerat und der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft) zertifi-
ziert. Bei allen Häusern ist eine psycho-
soziale Beratung unmittelbar angesie-
delt, an drei Kliniken ist eine Selbst-
hilfegruppe vor Ort aktiv. Fallkonferen-

zen unter Mitbeteiligung der Pflege-
kräfte und Psychologinnen erfolgen nur
an drei Standorten. Behandlungs-
begleitende Komplementärt h e r a p i e n
werden von zwei Häusern durchge-
führt. Aus den Antworten ergaben sich
u.a. deutlich unterschiedliche Warte-
zeiten der Patientinnen auf ihren histo-
logischen Befund. Die Spanne reichte
von 24 Stunden bis eine Woche.

Die Auswertung der Fragebögen ergibt
ein detailliertes Gesamtbild der Quali-
tätsaspekte der Versorgung von Brust-
krebspatientinnen im Land Bremen. In
Diagnostik und Therapie zeigt sich ins-
gesamt an allen Standorten ein
P ro c e d e re entsprechend dem „com-
mon sense” der Fachgesellschaften. 

Ansätze zur Verbesserung der Versor-
gung liegen vor allen Dingen in der
w e i t e ren Implementierung interd i s z i-
plinärerer Fallkonferenzen, in der stär-
keren Verortung von Selbsthilfegrup-
pen an den Kliniken und in der
I n f o rm a t i o n s b e reitstellung mittels
Internet/Bibliotheken für die Patientin-
nen an den Standorten.

8.3 Bremer Brustkrebs-Screening-
Projekt (BBSP)

Die Zentralstelle und Mitglieder des
F o rum Frauengesundheit haben sich
während des gesamten Modellversuchs
zur Einführung eines flächendeckenden
M a m m o g r a f i e - S c reenings als manda-
tierte Vertreterinnen der Frauen in den
Entwicklungs- und Implementierungs-
prozess eingebunden. Es wurden aus
der Praxis des Bremer Modells Stan-
dards für die Einführung des bundes-

weiten Screenings entwickelt und for-
muliert:
• fundierte Aufklärung zur informierten

Entscheidungsfindung
• unabhängige Beratung der Frauen 
• Einrichtung einer Beschwerdestelle (in

Bremen war es der Beirat) und
• Transparenz im Verfahren.

Die Erf a h rungen aus den Modell-
regionen (Bremen, Wiesbaden, Weser-
Ems) flossen nur sehr geringfügig in die
flächendeckende Einführung des
M a m m o g r a f i e - S c reenings und in die
Richtlinien zur „Einführung eines bun-
desweiten Mammografie-Screenings”,
auf deren Grundlage die Reihenunter-
suchungen ein- und durchgeführt wer-
den, ein. Daraufhin hat das Foru m
Frauengesundheit als Mitglied im
„Nationalen Netzwerk Frauen und
Gesundheit”, in dem sich gesundheits-
bezogene Institutionen, Verbünde und
Wissenschaftsorganisationen aus allen
B u n d e s l ä n d e rn zusammengeschlossen
haben, eine Arbeitsgruppe eingerichtet,
die die Bremer Erfahrungen anderen
zugänglich machen sollte.

2004 hat die Zentralstelle und das
Forum Frauengesundheit die Erstellung
der Informationsbroschüre “Brustkrebs
Früherkennung - Informationen zur
Mammografie. Eine Entscheidungs-
hilfe” koordiniert. Diese Informations-
b ro s c h ü re geht auf Inform a t i o n s-
bedürfnisse, Fragen und Bedenken ein,
die Bremer Frauen zum Modellvor-
haben “Bremer Brustkrebs Screening”
geäußert haben. In dieser Broschüre
werden wissenschaftliche Fakten und
persönliche Erfahrungen von Frauen zu
den Vor- und Nachteilen des Mammo-
g r a f i e - S c reenings zusammengetragen,
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um die eigene Meinungsbildung von
Frauen zu unterstützen. Die Broschüre
gilt als die einzige bundesweit, die sich
an den Europäischen Richtlinien für die
Aufklärung vor Reihenuntersuchungen
orientiert. In Deutschland wurde sie
schon mehrfach ausgezeichnet als posi-
tives Beispiel für Aufklärung, die auf
eine informierte Entscheidung setzt. Sie
wird zwischenzeitlich auch interessiert
im Ausland zur Kenntnis genommen,
positiv bewertet und auch in Österreich
herausgebracht.

Im Jahr 2005 konnte dann auch eine
zweite Broschüre veröffentlicht werden
(Mammografie Screening - Was Multi-
plikatorInnen vor Ort wissen sollten,
Erfahrungen - Informationen - Tipps),
die die Bremer Erfahrungen all denen
zur Verfügung stellt, die in Deutschland
die Einführung der flächendeckenden
Reihenuntersuchung vor Ort beeinflus-
sen können. Herausgebende der
Broschüre, an der die Zentralstelle und
Mitglieder des Forum Frauengesund-
heit mitgewirkt haben, sind das Institut
für Public Health und Pflegeforschung
der Universität Bremen (IPP) und die
Ärztekammer Bremen.

Beide Broschüren, auch deren bundes-
weite Ve r b reitung, wurden von der
Gmünder Ersatzkasse finanziert. Die
Technikerkasse hat sich für ihre
Versicherten in der Zwischenzeit mit
einer Textgleichen Bro s c h ü re ange-
schlossen.

Die Landesbeauftragte wird häufig
gebeten, über den Bremer Implementa-
tionsprozess in anderen Kommunen zu
berichten, weil sich vor Ort die in
B remen entwickelten Qualitäts-

standards als wichtige Grundlage für
eine frauenzentrierte Vorgehensweise
als sinnvoll erweisen.

8.4 Frauen und Sucht

Der Arbeitskreis Frauen und Sucht,
angegliedert am Forum Frauengesund-
heit, der im Jahr 2005 sein 10 jähriges
Bestehen feierte, hat in den vergange-
nen Jahren insbesondere an der
Vernetzung der Einrichtungen sowie an
der Erarbeitung frauenspezifischer
B e t reuungskonzepte gearbeitet und
hierdurch die Entwicklung der Ange-
bote in Bremen gestaltend beeinflusst.
Ziel der Arbeit des Arbeitskreises ist es,
größere Transparenz über Versorgungs-
angebote oder auch Ve r s o rg u n g s-
mängel für suchtkranke Frauen in
Bremen herzustellen.

Themenschwerpunkte waren im
Berichtszeitraum:
• Einsparungen und die Auswirkungen

bei der Bremer Suchthilfe
• Medikamentenabhängigkeit,
• “Interkulturelle Kompetenz” in der

Suchtberatung
• Auswirkungen der Sozialreformen auf

das Suchtklientel
• Trauma und Sucht
• Gender Mainstreaming.

Die Arbeit des Arbeitskreises Frauen
und Sucht wurde insbesondere durch
Fragestellungen im Bezug auf die neue
Sozialgesetzgebung und die Umstruk-
t u r i e rung des ambulanten Bre m e r
D rogenhilfesystems zum 01.01.2005
geprägt.

Die freien Träger, die die Aufgaben der

v o rmals kommunalen ambulanten
Drogenhilfe übernommen haben, sind
mit erheblichen Einsparplänen für das
Jahr 2006 konfrontiert. Hiervon sind
insbesondere Projekte für die psychoso-
ziale Begleitung suchtmittelabhängiger
Frauen betroffen (Ergänzendes Metha-
don Programm - Zielgruppe Frauen,
Mütterprojekt).

Exemplarisch ist hier das “Mütter-
projekt” der Ambulanten Drogenhilfe
Bremen gGmbH zu nennen, das zum
01.01.2005 auf ausdrücklichen
Wunsch der Gesundheitssenatorin von
der Ambulanten Drogenhilfe übernom-
men und im Jahr 2005 weitergeführt
wurde. Die Höhe der im Jahr 2006 vor-
genommen Pro j e k t m i t t e l k ü rz u n g e n
(die Hälfte der 3 Stellen) gefährden das
Projekt.

Die Reduzierung der psychosozialen
Begleitung für suchtmittelabhängige
Frauen kann von den verbleibenden
Angeboten nur bedingt aufgefangen
werden. Bei der hierdurch entstande-
nen Ve r s o rgungslücke besteht die
Gefahr der Zunahme von Prostitution
und gesundheitlicher Verelendung.

8.5 Vorsorge und Rehabilitation für
Mütter

In den Regelungen der Gesetzlichen
K r a n k e n v e r s i c h e rung (GKV) ebenso
wie in der Struktur der Gesundheits-
versorgung wird noch selten nach dem
geschlechtsspezifischen oder lebens-
phasenorientierten Bedarf von Frauen
und Männern differenziert. Dies betrifft
sowohl spezifische Bedarfe, Angebote
und Maßnahmen in der Gesundheits-
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v e r s o rgung, als auch gender- F r a g e-
stellungen und den geschlechtssensi-
blen Umgang in den Bewilligungs-
verfahren und ärztlichen Fortbildungen
oder die Berücksichtigung von sozial
benachteiligten Gruppen.

M u t t e r- K i n d - K u ren und Mütterkure n
ohne Kinder sind nach dem Frauen-
gesundheitsbericht der Bundesre g i e-
rung aus dem Jahr 2001 die einzigen
frauenspezifischen Maßnahmen. Sie
gehören zu den gesetzlich vorgesehe-
nen Leistungen der gesetzlichen
Krankenkassen nach Sozialgesetzbuch
V. Der Gesetzgeber hat besondere
Regelungen für Mütter und Väter bei
Vorsorge wie auch bei Rehabilitation
vorgesehen. Mit der Neufassung der
gesetzlichen Regelungen 2002 hat die
B u n d e s re g i e rung die Vo l l f i n a n z i e ru n g
der Mutter/Va t e r- K i n d - K u ren bei
Eigenbeteiligung beschlossen. Es war
erklärtes familienpolitisches Ziel, durch
die Ausweitung der Maßnahmen auf
Väter und eine einheitliche Finanzie-
ru n g s regelung sicherzustellen, dass
Eltern mit kleineren Kindern an einer
effektiven stationären Vorsorge- und
Rehabilitationsmaßnahme teilnehmen
können. Denn Mehrf a c h b e l a s t u n g e n
durch Familie, Partnerschaft, Beruf oder
a n d e re soziale Rahmenbedingungen
können krank machen. Die Kuren sollen
langfristig die gesundheitliche und psy-
chosoziale Situation der Kurt e i l n e h-
merinnen unterstützen und die
Fähigkeit zur Bewältigung schwieriger
Lebenssituationen und ein verbessertes
Gesundheitsverhalten bewirken. Ziel ist
neben der Therapie der Erkrankungen
die dauerhafte Stärkung und Förderung
des Selbsthilfepotenzials und der
Eigenverantwortung.

Beschwerden von Frauen über nicht
n a c h v o l l z i e h b a re Ablehnungen ihre r
Kuranträge, Berichte von Beratungs-
stellen über hohe Hürden im Antrags-
und Bewilligungsverf a h ren, Pre s s e-
berichte über einen massiven Rückgang
von Mutter- K i n d - K u ren und ein
Schwerpunktinfo der Arbeitnehmer-
kammer Bremen über eine restriktive
Genehmigungspraxis und re g i o n a l e
Ungleichbehandlung der verschiedenen
(auch Bremer) Krankenkassen und des
Medizinischen Dienstes der Kranken-
kassen (MDK) veranlassten die Zentral-
stelle mit der Befassung des Themas.

Nach Angaben des Müttergenesungs-
werkes (MGW) und der kassenunab-
hängigen bremischen Beratungsstellen
waren für das Land Bremen im Jahr
2003 mehr als 40% der Anträge auf
Mutter-Kind-Kuren abgelehnt worden.
Davon waren insbesondere Frauen mit
niedrigen Einkommen betroffen. Über
90 % der Ablehnungen erfolgten unter
dem Hinweis, dass „ambulante Maß-
nahmen vor stationären” zu erfolgen
hätten. Die Bewilligungsraten nach
Widerspruch waren hoch.

Aus Sicht der Zentralstelle muss im
B e w i l l i g u n g s v e rf a h ren deutlicher als
bisher die Lebenssituation von Frauen,
die in der Regel noch immer die Haupt-
last von Hausarbeit und Erziehung tra-
gen, gewürdigt werden. Auch frau-
enspezifische Krankheitsformen und
psychosomatische Beschwerden müs-
sen stärker berücksichtigt werden. Dies
gilt insbesondere für die Lebenslage
von alleinerziehenden Müttern und
pflegenden Frauen. Vorliegende Ab-
lehnungen von Anträgen unter der
Begründung, dass ambulante Maß-

nahmen nicht ausgeschöpft wurden,
verkennen diese Besonderheiten und
die spezifische Lebenssituation von
Frauen.

Auf Einladung der Landesbeauftragten
für Frauen kamen erstmals im Juni
2004 Vertreter und Vertreterinnen von
Beratungsstellen der Wo h l f a h rt s v e r-
bände, der AOK Bremen/Bremerhaven,
Landesvertretungen des Verbands der
Angestelltenkrankenkassen, Betriebs-
krankenkassen und Innungskranken-
kassen, des Medizinischen Dienstes der
Krankenkassen, der Ärzte- und der
Arbeitnehmerkammer zu einem
„Runden Tisch Mutter- K i n d - K u re n ”
zusammen. Dieser setzte sich zum Ziel,
die Kommunikation und Zusammen-
arbeit aller am Verfahren Beteiligten zu
verbessern, Probleme bei der Genehmi-
gungspraxis aufzuspüren und
Reibungsverluste abzubauen. Dazu hat
der Runde Tisch regelmäßige Treffen
verabredet.

Ein besonderes Problem bei Mutter-
Kind-Kuren im Antragsverfahren stellen
die sogenannten „Selbstauskunfts-
bögen” dar. Sie sollen nach Angaben
des MDK und der Krankenkassen den
Zusammenhang von psychosozialen
Belastungen und medizinischen Fakto-
ren belegen. Da die zwischen den
Kassen unterschiedlichen Selbst-
auskunftsbögen allerdings erh e b l i c h e
d a t e n s c h u t z rechtliche Probleme auf-
warfen, wurden sie auf Veranlassung
der Zentralstelle dem Bre m i s c h e n
Landesbeauftragten für Datenschutz
und dem Bundesbeauftragten für
Datenschutz mit der Bitte um Prüfung
vorgelegt. 
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Mit Schreiben vom 09.06.2005 hat der
Bundesbeauftragte grundsätzlich Stel-
lung genommen. Er hat die Bedenken
der Zentralstelle bestätigt und konkrete
Änderungen in der inhaltlichen Gestal-
tung der Selbstauskunftsbögen und im
Ve rf a h ren empfohlen. Die re c h t l i c h e
Bewertung und Stellungnahme erfolgte
in Abstimmung mit dem Bundes-
ministerium für Gesundheit sowie dem
B u n d e s v e r s i c h e rungsamt als der zu-
ständigen Fachaufsichtsbehörde.

Eine Arbeitsgruppe des „Runden
Tisches Mutter-Kind-Kuren” hat mitt-
lerweile einen Fragebogen entwickelt,
der den Vorgaben des Datenschutzes
Rechnung trägt und der nach Angaben
der bremischen Krankenkassen mittler-
weile einheitlich in Bremen eingesetzt
wird.

Die Fraktionen der SPD und CDU
haben am 30.9.2005 eine Gro ß e
Anfrage „Elter- K i n d - K u ren” gestellt,
die vom Senat am 19.12.2005 beant-
wortet wurde. Deutlich wurde, dass die
Datenlage verbessert werden muss: Die
Krankenkassen sollten vereinheitlichte
und überprüfbare Statistiken führe n ,
der MDK ein transparentes und über-
p r ü f b a res Empfehlungsmanagement
vorlegen. U.a. diese Forderungen wur-
den in Folge der Großen Anfrage in der
Debatte in der Bremischen Bürg e r-
schaft, die im Januar 2006 stattgefun-
den hat, gestellt.

Der „Runde Tisch Mutter-Kind-Kuren”
hat in der Zwischenzeit Vo r b i l d-
charakter für andere Bundesländer und
Kommunen, um die auch dort ähnlich
gelagerten Probleme zu lösen.

8.6 Der sog. „Wunschkaiserschnitt”

Die Kaiserschnittraten sind auch in
B remen in den vergangenen Jahre n
stark angestiegen und liegen in einzel-
nen Kliniken bei über 30 Prozent. Als
Ursachen für diesen Anstieg werden
unterschiedliche Gründe diskutiert, z.B.
das gestiegene Alter der Frauen und ein
größerer Anteil von Kindern mit hohem
Geburtsgewicht oder auch der gestie-
gene Anteil an Mehrlingsschwanger-
schaften durch die Zunahme reproduk-
tionsmedizinischer Verfahren. Diskutiert
werden aber auch system- und arztsei-
tige Faktoren: Neben der bessere n
Vergütung ist ein Kaiserschnitt für eine
g e b u rtshilfliche Klinikabteilung mit
weniger Personalaufwand verbunden
und passt sich leichter als eine Spontan-
geburt in die Klinikroutinen ein. Auch
die Einleitung von Geburten erhöht die
Wahrscheinlichkeit einer Schnittentbin-
dung. Dem stehen veränderte Opera-
tions- und Narkosetechniken gegen-
über, die ein Erleben des Kaiserschnitts
und eine schnelle Kontaktaufnahme
nach der Geburt möglich machen. 

Es herrscht Konsens, dass die Forensik
einen wesentlichen Beitrag zur Ent-
wicklung der Kaiserschnittraten gelei-
stet hat. Die Zahl der Prozesse wegen
nicht erfolgter geburt s m e d i z i n i s c h e r
Interventionen (mit der Folge kindlicher
Schädigungen) ist gestiegen. Dies führt
zu einem defensiven Vorgehen in der
G e b u rtshilfe, das auch bei kleinsten
Anzeichen eines pathologischen Ver-
laufs einen Kaiserschnitt die vertretbar-
ste Option werden lässt.

Auch das gesellschaftliche Klima hat
sich verändert. Ein Kaiserschnitt wird als

eine von mehre ren Möglichkeiten
wahrgenommen, das Kind auf die Welt
zu bringen. Die Diskussion um den sog.
„ Wunschkaiserschnitt” verweist dar-
auf, dass ein Kaiserschnitt auch dann in
Betracht gezogen wird, wenn keine
medizinische Indikation vorliegt. 

So vielfältig die genannten Gründe sind,
so unklar ist ihre Bedeutung. Vor allen
Dingen ist bislang ungeklärt, an wel-
chen Punkten Interventionen ansetzen
können, um die Kaiserschnittraten sta-
bil zu halten oder sogar zu senken (die
WHO gibt als akzeptablen Grenzwert
10-15% an). Aus diesem Grund hat sich
das Forum Frauengesundheit diesem
Thema angenommen. Arbeitsgru n d l a g e
des Forums ist die Haltung, dass die
derzeitige Entwicklung kritisch gesehen
wird aus einer Befähigung von Frauen,
spontan zu gebären, hat sich Geburt zu
einem medizinischen Eingriff gewan-
delt. Die dadurch ausgelösten Folgen
für Frauen sind zu wenig in der Beur-
teilung der Entwicklung berücksichtigt.

Am 02.07.2004 fand auf Anregung der
Landesbeauftragten eine Gesprächs-
runde in der AOK Bre m e n / B re m e r-
haven statt, da die Krankenkassen für
das Thema auf Grund höherer Kosten
bei Geburten per Kaiserschnitt interes-
siert werden konnten.

Später wurden Gespräche mit nieder-
gelassenen GynäkologInnen, Chef-
ärztInnen der Bremer geburtshilflichen
Abteilungen sowie Hebammen geführt,
um Ansatzpunkte für eine Verbesse-
rung der gesundheitlichen Versorgung
rund um Schwangerschaft und Geburt
zu identifizieren. Darüber hinaus wur-
den in Kooperation mit dem Institut für
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Public Health und Pflegeforschung IPP
(Prof. Kolip) Forschungsprojekte ange-
regt, von denen drei inzwischen auch
realisiert werden konnten (Befragung
von Frauen, die mit Kaiserschnitt ent-
bunden haben, qualitative Studie mit
Frauen, die einen Kaiserschnitt für sich
als Option formulieren, Befragung nie-
d e rgelassener GynäkologInnen über
ihre Rolle bei der Beratung kaiserschnit-
tinteressierter Frauen).

Die Ergebnisse der Studien zeigen, dass
in den wenigsten Fällen der Kaiser-
schnitt der Geburtsmodus der persönli-
chen Wahl gewesen ist, sondern dass
durch das Vorliegen besonderer Bedin-
gungen ein Kaiserschnitt als Alternative
zur Spontangeburt akzeptiert wurde.
Schwangerschaft und Spontangeburt
haben für viele Frauen noch immer
einen hohen emotionalen Stellenwert,
und dieses sollte bei der Betreuung
Schwangerer, aber auch bei Müttern
nach Kaiserschnittgeburten unbedingt
berücksichtigt werden.

8.7 Ess-Störungen

„Die Ausweitung der Angebote für
Menschen mit Essstörungen in Bremen
ist aufgrund fehlender finanzieller
Absicherung noch nicht nachhaltig.”
Das war das Fazit eines Berichts des
Gesundheitsressorts vom Juli 2003.

Der Arbeitskreis Ess-Störungen vernetz-
te bis dahin die Bremischen Angebote
für Essgestörte und versuchte, für die
großen Bedarfe, besonders im niedrig-
schwelligen Bereich, Angebote zu ent-
wickeln. In den Koalitionsvere i n b a-
rungen 2003 war formuliert: „Die Zahl

der Menschen mit Ess-Störungen steigt.
Davon liegt der Anteil der Frauen und
Mädchen bei etwa 85 %. Durch den
Arbeitskreis Ess-Störungen wurde zur
Schließung der Ve r s o rgungslücke im
niedrigschwelligen Beratungsbere i c h
das Konzept eines „Beratungszentrums
E s s - S t ö rungen” erarbeitet. Auch das
aufgebaute Internetangebot „Schla-
r a ffenland” ist fort z u f ü h ren.” (S.47)
Tatsächlich wurde trotz der Koalitions-
beschlüsse kein Geld zur Verfügung
gestellt. Deshalb wurde das Internet-
p rojekt „Schlaraffenland” bereits im
November 2003 an eine Agentur in
Oldenburg gegeben. 

Das Beratungszentrum Ess-Störungen
hatte im April 2003 unter dem Dach
des Vereins ISAPP seine Arbeit aufge-
nommen, 80%ig finanziert aus Mitteln
der „Aktion Mensch”. Obwohl das
zweite und dritte Jahr über „Aktion
Mensch” und die Stiftung Software AG
f i n a n z i e rt gewesen wären, wenn
Bremen die weitere Fortführung des
B e r a t u n g s z e n t rums gesichert hätte,
mussten diese Mittel zurückgegeben
werden, da Bremen keine Nachhaltig-
keit unterschreiben wollte. Mitte 2004
musste daher das Beratungszentru m
Ess-Störungen seine Arbeit einstellen.

Auch das Angebot „STEPS bei Ess-Stö-
rungen - der zweite Schritt”, das Nach-
sorge nach dem Klinikaufenthalt für
junge Frauen und Männer anbot, mus-
ste im Jahr 2005 wegen fehlender
finanzieller Absicherung nach Auslauf
der Mittel von „Aktion Mensch”
schließen.

Im Jahre 2004 wurde eine komplett
überarbeitete Neuauflage des „Bera-

tungsführer Ess-Störungen”, von der
Suchtprävention Bremen, beim Landes-
institut für Schule (LIS) herausgegeben.

Der Eltern k reis essgestörter Töchter
und Söhne setzte seine verdienstvolle
Arbeit fort.

Die Versorgungssituation für essgestör-
te Mädchen und junge Frauen im nied-
rigschwelligen Bereich hat sich im
Lande Bremen verschlechtert. Präven-
tion findet in geringem Umfang statt,
die Veranstaltungsreihe „Ess-Störungen
- Darstellung einer geheimen Krank-
heit” wird z.Zt. nicht fortgeführt. Der
Nachfrage nach Fortbildungen im schu-
lischen und außerschulischem Bereich
wird durch die Suchtprävention Bremen
am LIS versucht nachzukommen.

In den vergangenen Berichtszeiträumen
musste die Zentralstelle auch  für
Bremerhaven immer wieder feststellen,
dass das Thema Ess-Störungen zwar
prekär ist, aber von Seiten des Magis-
trats und der politischen VertreterInnen
nicht mit konkreten Lösungen bearbei-
tet wurde. Erfreulicherweise konnte im
Herbst 2005 unter maßgeblicher Be-
teiligung der Zentralstelle der Arbeits-
kreis Ess-Störungen für Bremerhaven
gegründet werden. Die Organisation
des Arbeitskreises wird von der Sucht-
prävention an Schulen und dem Lehrer-
fortbildungsinstitut (LFI) erbracht.

Mit der Konstituierung nahm der Ar-
beitskreis seine konkrete Arbeit auf und
stellte als erstes ein Faltblatt “Durch
dick und dünn - Infos für dich” zusam-
men, dass sowohl eine kurze Dar-
stellung der verschiedenen Arten von
Ess-Störungen, einen Test als auch die
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einschlägigen Beratungsstellen beinhal-
tet; das Faltblatt erschien im Sommer
2005. Die Finanzierung des Dru c k s
(6.000 Stck.) erfolgte über die AOK
Bremerhaven und das Gesundheitsamt.

Anfang 2006 fand unter Beteiligung
der Zentralstelle ein Fachtag statt, der
die Lehrkräfte an Schulen und die
PädagogInnen in der Jugendarbeit fort-
gebildet hat. Aus den Ergebnissen des
Fachtags werden sich die weitere n
Schwerpunkte für die Arbeit des
Arbeitskreises ergeben.

Der AK Ess-Störungen wird auch in dem
neu gegründeten Bremerhavener Fo-
rum Frauen + Gesundheit Mitglied sein.

8.8 GFMK-Beschlüsse

Die Zentralstelle hat im Berichtszeit-
raum ihre Mitarbeit in der Arbeitsgrup-
pe „Soziale Sicherung” fortgesetzt. Für
den Bereich der gesetzlichen Kranken-
v e r s i c h e rung und Pflegeversicheru n g
hat sich die 14. Frauen- und Gleich-
stellungsministerinnen und -minister-
konferenz (GFMK) mit der eigenständi-
gen sozialversicherungsrechtlichen Ab-
sicherung von Frauen beschäftigt. 

Reform der gesetzlichen
Krankenversicherung
Die GFMK hat 2004 (erneut) gefordert,
bei der anstehenden Reform der ge-
setzlichen Krankenversicherung einen
eigenständigen beitragspflichtigen Ver-
s i c h e rungsschutz von erw e r b s f ä h i g e n
und nicht erwerbstätigen Ehepartnerin-
nen und -partnern gesetzlich zu regeln.
Dabei ist sicherzustellen, dass Mutter-
schutz sowie Eltern- und Pflegezeit wei-

terhin beitragsfrei bleiben. Ausreichen-
de Überg a n g s regelungen für bisher
Familienversicherte sind vorzusehen. Zu
dem soll, wenn aus dem Leistungs-
katalog der gesetzlichen Krankenkassen
einzelne Leistungen herausgenommen
w e rden, geprüft werden, inwieweit
diese unter den gleichen Rahmenbedin-
gungen wie in der GKV auch in der PKV
angeboten werden können.

Geschlechtergerechte Tarifgestaltung
in der privaten Krankenversicherung
(PKV)
2005 äußerte die GFMK Zweifel an der
G e s c h l e c h t e rg e rechtigkeit der PKV-
Tarife. Anlass war eine im Oktober
2004 veröffentlichte Untersuchung des
Bundesverbandes der Betriebskranken-
kassen (BKK Bundesverband), die eine
zentrale Aussage einer im Juli 2004
vom Statistischen Bundesamt vorgeleg-
ten Krankheitskostenstudie hinterfragt,
wonach Frauen angeblich höhere
Krankheitskosten verursachen als Män-
ner. Auch die PKVs begründen höhere
Tarife für Frauen mit den höhere n
Krankheitskosten, die Frauen verursa-
chen würden.

Die Studie des BKK Bundesverbandes
bestätigte zwar zunächst die im Ver-
gleich der reinen Durc h s c h n i t t s a u s-
gaben höheren Kosten für Frauen. Es
ergibt sich jedoch ein differenzierteres
Bild, wenn diese Gegenüberstellung um
die unterschiedliche Altersvert e i l u n g
zwischen Männern und Frauen sowie
um die besonderen Kosten durc h
Geburt und Schwangerschaft bereinigt
wird. Allein die Bereinigung um den
Altersfaktor (Nivellierung der Anzahl
der Frauen auf die der Männer in der
jeweiligen Alterskohorte) führt zu einer

deutlichen Annäherung. Dann liegen
die altersstandard i s i e rten We rte der
Gesundheitsausgaben für Frauen nur
noch um 8 % über denen der Männer.
Im Detail verdeutlichen die BKK-Profile,
dass Frauen ab dem 15. Lebensjahr zu-
nächst teurer als Männer werden, sich
das Bild aber ab dem 55. Lebensjahr
wandelt und dann für Frauen niedrige-
re Durchschnittsausgaben auftre t e n .
Erst im hohen Lebensalter der über 85-
Jährigen übersteigen die Gesundheits-
ausgaben der Frauen auf Grund der
höheren Lebenserwartung wieder die
der Männer. Vor diesem Hintergrund
hat die GFMK die Bundesregierung mit
der Entschließung gebeten, die derzeiti-
ge Tarifgestaltung in der privaten
Krankenversicherung (PKV) im Hinblick
auf ihre Geschlechtergerechtigkeit im
Rahmen einer Machbarkeitsstudie zu
überprüfen, um die Kosten geschlech-
t e rd i ff e re n z i e rt darstellen zu können
und damit eine geschlechtergerechte
Tarifgestaltung in der privaten
Krankenversicherung zu ermöglichen.
Von Interesse für die unterschiedlichen
Gesundheitskosten sind insbesondere
Kosten, die durch Schwangerschaft und
G e b u rt entstehen, geschlechtsspezifi-
sche Altersfaktoren, Auswirkungen
f a m i l i ä rer Unterstützungsleistungen
von Frauen sowie Auswirkungen des
bei Frauen früher einsetzenden Rechts-
a n s p ruchs auf Früherkennungsmaß-
nahmen. Frauenpolitisch ist es nicht
einzusehen, dass Kosten von
Schwangerschaft, Geburt und Wochen-
bett rechnerisch den Frauen „angela-
stet” werden. Die Kosten sind zu ver-
gesellschaften.
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9Gewalt gegen Frauen

Gewalt gegen Frauen bleibt weiterhin
ein großes gesellschaftliches Problem.
Das wurde im September 2004 beson-
ders deutlich, als die Bundesregierung
ihre erste repräsentative Studie zum
Thema Gewalt gegen Frauen vorlegte.
10264 Frauen wurden befragt und
37% gaben an, dass sie schon einmal
seit ihrem 16. Lebensjahr Gewalt erlebt
hatten.

Diese Zahlen korrespondieren mit den
Zahlen, von denen Fachfrauen in
F r a u e n h ä u s e rn und Beratungsstellen
schon immer ausgegangen waren und
machen noch einmal deutlich, wie tief
v e rw u rzelt das Problem in unsere r
Gesellschaft immer noch ist.

Der Paradigmenwechsel in der polizeili-
chen und gerichtlichen Umgehensweise
mit dem Problem häusliche Gewalt
“Wer schlägt, geht” zeigt Erfolge. Viele
Bereiche des bisherigen Dunkelfeldes
häusliche Gewalt werden jetzt zum
Hellfeld:
In Bremen verteilen sich die polizeili-
chen Wegweisungen über das ganze
Stadtgebiet - es gibt keinen Stadtteil,
der davon ausgenommen ist - und bun-
desweit (auch in Bremen) sind die
Frauenhäuser gefüllt mit Frauen, die
sich vor ihrem Partner derartig fürch-
ten, dass sie sich nicht trauen, in der
Wohnung zu bleiben. 

Seit Inkrafttreten des geänderten Bre-
mer Polizeigesetzes wurden in Bremen

447 Wegweisungen erteilt, einige
Männer haben dagegen Widerspruch
eingelegt, die aber ausnahmslos zugun-
sten der polizeilichen Maßnahme ent-
schieden worden sind. In Bremerhaven
gab es 57 Wegweisungen.

9.1 Umsetzung des Bremischen
Polizeigesetzes und
Gewaltschutzgesetzes

9.1.1Ressortübergreifende Arbeits-
gruppe „Häusliche
Beziehungsgewalt”

Die ressortübergreifende Arbeitsgruppe
“Häusliche Beziehungsgewalt” unter
Federführung der Zentralstelle begleite-
te auch im Berichtszeitraum die Um-
setzung der speziell für Bremen ent-
wickelten Maßnahmen zum Schutz der
Frauen:
Wenn ein Mann der Wohnung verwie-
sen wird, geht von der Polizei sofort
eine Mitteilung an den zuständigen
sozialen Dienst, der seinerseits die Frau
anschreibt oder binnen drei Werktagen
die Frau zu Hause aufsucht, um mit ihr
zu beraten, welche Schritte ergriffen
w e rden müssen. Dieser pro - a k t i v e
Ansatz hat sich - wissenschaftlich aner-
kannt - als die einzige Möglichkeit
erwiesen, die betroffenen Frauen - die
zumeist zum ersten Mal in einer solchen
Situation sind - tatsächlich zu erreichen.

Es muss positiv erwähnt werden, dass
die Zusammenarbeit zwischen dem
Amt für Soziale Dienste und der Polizei
sehr gut funktioniert, trotz der Um-
stellungsschwierigkeit des Amtes im
Zusammenhang mit der Bre m e r
Arbeitsgemeinschaft für Integration
und Soziales BAgiS. 

2004 wurden von den Krankenhäusern
und dem Senator für Gesundheit mit
begleitender Beratung durch die
Zentralstelle unterschiedliche Faltblätter
jeweils für Klinikpersonal und Patientin-
nen entwickelt, die einerseits dem
Klinikpersonal beru f s ü b e rg re i f e n d
Hilfen beim Umgang mit von Gewalt
b e t ro ffenen Patientinnen geben und
andererseits Patientinnen über Anlauf
und Beratungsstellen inform i e re n .
Diese Faltblätter gibt es in mehreren
Sprachen.

Zentralstelle, LIS, Kinderschutzzentrum
und der Verein Neue Wege führten
eine Fortbildung zum Thema „Häus-
liche Beziehungsgewalt und ihre Aus-
wirkungen auf Kinder” für LehrerInnen
und Betreuungspersonen durch, die
sehr gut besucht war. Der Beratungs-
bedarf zum Umgang mit durch häusli-
che Gewalt sekundär geschädigten
Kindern war so groß, dass der Schul-
psychologische Dienst und das Kinder-
s c h u t z z e n t rum eine Nachfolge-
veranstaltung anboten, die wieder sehr
frequentiert war.

Die ressortübergreifende Arbeitsgruppe
hat im Juni 2006 ihren dritten Bericht
über die Umsetzung von bere i t s
geplanten und die Entwicklung von
neuen Maßnahmen vorgelegt

In Bremerhaven wurde während des
gesamten Berichtszeitraums das Thema
„ Wegweisung, Ve rf a h rensweg und
Umsetzung des Polizeigesetzes” von
der Zentralstelle begleitet. Im Berichts-
zeitraum 2002/2003 konnte bere i t s
unter Federf ü h rung der Zentralstelle
und des zuständigen Dezernenten ein
Verfahrensweg erarbeitet und schrift-
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lich fixiert werden, der die Polizei, das
Amt für Jugend und Familie, das
Frauenhaus sowie das Amtsgericht ein-
bezieht. Im Berichtszeitraum wurde von
Seiten der Ort s p o l i z e i b e h ö rde mehr-
mals moniert, dass die Betreuung der
gewaltbetroffenen Frauen bzw. Frauen
mit Kindern durch die zuständigen
Stellen nicht immer zur Zufriedenheit
der Polizei bzw. der Frauen durchge-
f ü h rt wurde. In einem Ve rt i e f u n g s-
gespräch mit jeweils einem Vertreter/
einer Vertreterin der beteiligten Institu-
tionen konnte geklärt werden, dass der
Informationsaustausch und die Trans-
p a renz zwischen den einzelnen
Institutionen verbessert werden muss.
Dieses gilt auch für Rückmeldungen
aus den Beratungsinstitutionen an die
Polizei. In Bremerhaven wird weiterhin
an einer Ve r b e s s e rung der Situation
gearbeitet. 

Im Frühjahr 2004 wurde ein gemeinsa-
mes Faltblatt zum Thema „Häusliche
Beziehungsgewalt, Wegweisungsrecht,
Beratungsstellen und Hilfestellungen”
erarbeitet. Bis dahin gaben die ver-
schiedenen involvierten Institutionen
eigene Faltblätter heraus, die auf diese
Weise zusammengeführt wurden und
somit den Frauen einen komprimierten
Gesamtüberblick zu diesem Thema lie-
fern. Das Faltblatt wurde vom Magis-
trat Bremerhaven in hoher Auflage und
mehreren Sprachen veröffentlicht und
bei allen einschlägigen Institutionen
und Ämtern ausgelegt. 

Ein Ergebnis des Fachtags „Gewalt
gegen Frauen und Mädchen” im
November 2004 (siehe 9.2.2) ist der
Wunsch der Polizei, für Bremerhaven
eine sogenannte BISS - Beratungs- und

I n t e rventionsstelle bei häuslicher
Gewalt - aufzubauen. Dadurch sollen
die genannten Schwierigkeiten bei der
Betreuung und Beratung von gewaltbe-
troffenen Frauen (nach Wegweisung)
abgestellt werden. Unterstützt durch
den zuständigen Dezernenten konnte
eine kleine Arbeitsgruppe unter Be-
teiligung der Zentralstelle ein Konzept
entwickeln: Da das Land Niedersachsen
im Frühjahr 2005 ankündigte, dass sie
i h re erf o l g reichen BISS für alle
L a n d k reise bzw. Polizeiinspektions-
bezirke aus- bzw. aufbauen will (ab
2006 für jede Polizeiinspektion), bot
sich an, mit dem Landkreis Cuxhaven
eine Kooperation einzugehen. Die
Polizeiinspektion Cuxhaven ist zustän-
dig für den Landkreis Cuxhaven und
den Landkreis Wesermarsch und bietet
seit  Januar 2006 eine BISS unter Feder-
führung eines privaten Trägers (Deut-
scher Paritätischer Wohlfahrtsverband)
an. Die Vorstellung der Arbeitsgruppe
in Bremerhaven lief darauf hinaus, dass
die Stadt Bremerhaven sich an dieser
BISS beteiligt. Leider konnte auf der
politischen Ebene in den Ve rh a n d-
lungen mit dem Land Niedersachsen
nicht rechtzeitig geklärt werden, wie
die Beteiligung Bremerhavens an einer
BISS aussehen könnte. Daher führt die
Polizeiinspektion Cuxhaven die BISS
allein. Sie wurde im Januar 2006 in Bad
Bederkesa eröffnet. Seit 1.Juli 2006 ver-
fügt auch Bremerhaven über eine zen-
trale Beratungsstelle für gewaltbetrof-
fene Frauen.

9.1.2Fachtag „Häusliche
Beziehungsgewalt” in Bremen

Im November 2005 fand der erste von
der Zentralstelle org a n i s i e rte Bre m e r
Fachtag für alle im Verfahren häusliche

Beziehungsgewalt Beteiligten statt, d.h.
RechtsanwältInnen, Staatsanwältinnen,
PolizistInnen, MitarbeiterInnen des
Amtes für soziale Dienste und NRO-
Vertreterinnen. Es stellte sich heraus,
dass ein großer Teil der MitarbeiterIn-
nen des Amtes für Soziale Dienste viele
der überwiegend kostenlosen Hilfs-
angebote nicht kannte. Auch bei den
n i e d e rgelassenen RechtsanwältInnen
war die Unkenntnis hoch. Es wurde
verabredet, diesen Fachtag mindestens
einmal jährlich zu wiederholen.

9.2 Internationaler Gedenktag 
gegen Gewalt an Frauen 
am 25. November

Der internationale Gedenktag gegen
Gewalt an Frauen hat sich inzwischen
als ein Höhepunkt intern a t i o n a l e r
Aktivitäten entwickelt und wird auch in
B remen zunehmend wahrg e n o m m e n
und aktiv für Maßnahmen und Aktio-
nen gegen Gewalt genutzt.

9.2.1Mehrsprachige
Informationsmaterialien

2004 wurden aus diesem Anlass mit
Hilfe der Zentralstelle Faltblätter der
Polizei für Täter und Opfer bei Anwen-
dung einer Wegweisung in russisch,
englisch und türkisch übersetzt. Dies
war notwendig und sinnvoll, da der
Anteil von Personen mit Migration-
hintergrund bei den polizeilichen Weg-
weisungen erschreckend hoch ist.

9.2.2Fachtag gegen Gewalt in
Bremerhaven

Die Zentralstelle führte am 25.11.2004
einen Fachtag zum Thema „Gewalt
gegen Frauen und Mädchen - Versor-
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gungsansätze, Beratung und Präven-
tion” für Bremerhaven durch. Dieser
Fachtag wandte sich an ExpertInnen
und MultiplikatorInnen, also das Fach-
personal aus Ämtern, Beratungsstellen,
Krankenhäusern etc., die in ihrer tägli-
chen Arbeit Frauen und Mädchen erle-
ben, die von Gewalt betroffen sind. Es
w u rden die notwendigen Vo r a u s s e t-
zungen für eine ausreichende Versor-
gung gewaltbetro ffener Frauen und
Mädchen sowie Qualitätsstandards für
die Arbeit herausgearbeitet und Ko-
operationen und Prävention beleuch-
tet. Der Fachtag wurde von ca. 90
BeraterInnen, PolizistInnen, Thera-
peutInnen und JuristInnen besucht und
erbrachte insbesondere in den Work-
shops zur gesundheitlichen Versorgung
gewaltbetroffener Frauen, in der Be-
ratung, Betreuung und Intervention bei
häuslicher Gewalt sowie zu sexueller
Gewalt an Mädchen neue Erkenntnisse
für die MultiplikatorInnen und die Stadt
Bremerhaven. Außerdem zeigten sich
insbesondere bei der gesundheitlichen
Versorgung gewaltbetroffener Frauen
erhebliche Lücken, die von der Zentral-
stelle mit dem zuständigen Dezernen-
ten erörtert wurden. Bislang konnte
jedoch noch keine dieser zu Tage getre-
tenen Lücken bzw. Probleme in der
Ve r s o rgung zufriedenstellend gelöst
werden.

9.2.3 Freierkampagne
Um die Öffentlichkeit erneut für das
Thema Zwangsprostitution und Frauen-
handel zu sensibilisieren, beschloss die
Zentralstelle gemeinsam mit mehreren
K o o p e r a t i o n s p a rtnerInnen eine von
Terre des Femmes in enger Abstim-
mung mit Männerforschern und -bera-
tungsstellen, dem Fraueninformations-

zentrum für Migrantinnen in Stuttgart
und der sec GmbH in Osnabrück konzi-
p i e rte Kampagne „Männer setzen
Zeichen” auch in Bremen durc h z u-
führen. Zuvor lief die Kampagne bereits
in Baden-Württemberg und Hamburg
und wurde dort - wie in Bremen auch -
mit großem Interesse von der Presse
und der Öffentlichkeit aufgenommen.
Sie wurde von den Bre m e r
Kooperationspartner/innen für Bremen
angepasst und lief vom 25. November
2005, dem Internationalen Tag gegen
Gewalt an Frauen, bis zum 10.
Dezember, dem Internationalen Tag für
Menschenrechte. Organisiert wurde die
Kampagne durch ein breites Bündnis
von KooperationspartnerInnen: 
• die Bremische Zentralstelle
• die Frauenbeauftragte der Bre m i-

schen Evangelischen Kirche 
• Männer gegen Männer-Gewalt e. V.
• Amt für Soziale Dienste
• Terre des Femmes e. V. Tübingen und

Ortsgruppe Bremen
• Gesundheitsamt Bremen
• B remer Inform a t i o n s z e n t rum für

M e n s c h e n rechte und Entwicklung
(biz).

Weitere UnterstützerInnen waren die
Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesund-
heit Jugend und Soziales, das
Diakonische Werk Bremen und der
Verein für Innere Mission Bremen. 

Wie in anderen Bundesländern leben
auch in Bremen Frauen, die zur Sex-
arbeit gezwungen werden, unter ande-
rem in einigen der ca. 200 sogenannten
Modelwohnungen. Ziel der Kampagne
war es, die Öffentlichkeit und insbeson-
dere Freier für das Thema zu sensibili-
sieren und ihnen Wege aufzuzeigen,
wie sie von Frauenhandel und Zwangs-

prostitution Betroffenen helfen können.
Schließlich sind Freier häufig - neben
den Zuhältern - der einzige Kontakt,
den Opfer von Frauenhandel und
Zwangsprostitution haben. Das Motto
der Kampagne „Männer setzen
Zeichen” sollte zum Ausdruck bringen,
dass Männer sich fair gegenüber be-
troffenen Frauen verhalten und ihnen
ihre Hilfe anbieten sollen. Damit diente
die Kampagne auch der Prävention und
dem Schutz der betroffenen Frauen.

Die Bremer Kampagne „Männer setzen
Zeichen” umfasste ein Bündel von
Maßnahmen. Für die Dauer der Kam-
pagne wurde eine Hotline von
Männern für Männer geschaltet. Freier,
die den Ve rdacht hatten, dass eine
Prostituierte unter Zwang arbeitet oder
Gewalt ausgesetzt ist, fanden während
der Telefonaktion einen Anspre c h-
partner, von dem sie sich anonym bera-
ten lassen konnten, welche Hilfs-
möglichkeiten für die Frauen bestehen.
Männer, die sich nicht an die Polizei
wenden wollten, konnten dort auch
Hinweise auf Zwangspro s t i t u t i o n
geben. Als Anspre c h p a rtner standen
Mitarbeiter des Vereins Männer gegen
M ä n n e r-Gewalt zur Ve rfügung, ein
Verein der ansonsten Täter und ihre
Angehörigen bzw. Beziehungspartne-
rinnen in Fällen häuslicher Gewalt
berät.

An 180 Orten Bremens wie Gaststätten
und Kinos wurde mit Postkarten auf die
Kampagne aufmerksam gemacht und
die Hotline verbreitet. Weitere Informa-
tionen über das Thema „Frauenhandel
und Zwangsprostitution” standen auf
der Internetseite www.menschenhan-
del-bremen.de bereit (und sind dort
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auch weiterhin eingestellt) bzw. waren
der Bro s c h ü re „Männer setzen Zei-
chen” zu entnehmen. In der Broschüre
sind auch Adressen und Fachbera-
tungsstellen im norddeutschen Raum
für Betroffene von Frauenhandel und
Zwangsprostitution aufgelistet. Ergänzt
wurden diese Angebote mit der Aus-
stellung: „Ohne Glanz und Glamour -
P rostitution und Frauenhandel im
Zeitalter der Globalisierung”. Sie wurde
von Terre des Femmes erstellt und war
in der Zeit vom 2. bis 15.12.2005 im
Forum Kirche zu sehen. Das Bremer
I n f o rm a t i o n s z e n t rum für Menschen-
rechte und Entwicklung biz gestaltete
sein Schaufenster zu dem Thema
Frauenhandel und Zwangsprostitution.
Die Kirchen führten anlässlich der Kam-
pagne am 10.12.2005 in der Propstei-
kirche St. Johann einen ökumenischen
Gottesdienst unter dem Motto „Ich
habe keinen Menschen...” durch.

Den Koopert i o n s p a rtnerInnen gelang
es, als Schirm h e rren der Kampagne
Bürgermeister a. D. Dr. Henning Scherf,
H e rmann Kleen (MdBB, SPD), Dr.
Matthias Güldner (MdBB, Bündnis
90/Die Grünen) und Polizeipräsident
Prof. Eckard Mordhorst zu gewinnen.

9.3 Opfer von Frauenhandel

Die Zentralstelle war, wie in den letzten
Jahren auch, im „kleinen” Arbeitskreis
Frauenhandel beratend vert re t e n .
Außer der Zentralstelle nehmen an die-
sem AK Ve rt reterinnen des Bre m e r
Gesundheitsamtes, des Landesver-
bandes der Evangelischen Frauenhilfe
e.V., des Amtes für Soziale Dienste, der
Inneren Mission Bremen e.V. und die

Frauenbeauftragte der Evangelischen
Kirche teil. Die Mitglieder des kleinen
AK haben neben der fachlichen Beglei-
tung der Beratungs- und Betreuungs-
stelle für Betroffene von Frauenhandel
und Zwangsprostitution (BBMeZ) auch
Vorschläge für die Öffentlichkeitsarbeit
- so die Idee zur Durchführung der
Freierkampagne - entwickelt. Zu dem
berät der AK die Weiterentwicklung der
BBMeZ.

Die Zentralstelle hat sich, wie auch die
beteiligten Institutionen, für die finanzi-
elle Absicherung der BBMeZ bei den
zuständigen Stellen eingesetzt. Seit
Herbst 2005 wird die Arbeit des kleinen
AK Frauenhandel in Form eines von der
Inneren Mission Bremen e. V. gegrün-
deten Beirats für die Beratungsstelle
BBMeZ - Betreuung für Betroffene von
Menschenhandel und Zwangspro s t i-
tution - fortgesetzt. Die Zentralstelle ist
Mitglied dieses Beirats.

Parallel zu der beratenden Tätigkeit im
kleinen AK Frauenhandel war die
Zentralstelle weiterhin in dem von der
Diakonie Bremen initiierten „großen”
Arbeitskreis Frauenhandel mitberatend
vertreten, an der Vertreterinnen und
Ve rt reter des Diakonischen We r k e s
Bremen, der Frauenhäuser, von Nitribitt
e.V, der Inneren Mission, des Senators
für Inneres, des Fachkommissariates
des Landeskriminalamtes, des Bundes-
g renzschutzes und Mitarbeiterinnen
der BBMeZ teilnehmen. Die Treffen die-
nen der Koordinierung und Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der beteilig-
ten Stellen.

Die erfolgreiche Arbeit der BBMeZ und
der langjährige Einsatz ihrer Unterstüt-

zerInnen, zu denen außer den genann-
ten insbesondere auch der Parlaments-
ausschuss für die Gleichberechtigung
der Frau gehört, für eine Verstetigung
der Finanzierung wurde 2004 endlich
mit Erfolg gekrönt. Der Senat beschloss
am 06.07.2004 ein zwischen dem
Senator für Inneres und Sport, dem
Senator für Justiz und Verfassung und
dem Senator für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales abge-
stimmtes Konzept „Gewinnabschöp-
fung”. Damit sollen die Ermittlungs-
tätigkeiten bei Polizei und Justiz im
Hinblick auf Gewinnabschöpfungs-
maßnahmen intensiviert und gleichzei-
tig die dauerhafte Finanzierung der
Beratungsstelle für Opfer von Zwangs-
prostitution sichergestellt gestellt wer-
den. Zu dem hat der Senat um den
Aufbau eines unterjährigen Contro l-
lings hinsichtlich der Gewinnabschöp-
fungsmaßnahmen bis Ende 2004 und
um einen Bericht über die Ergebnisse
des Projektes bis Ende 2005 gebeten.
Der Bericht über die Ergebnisse des
Projekts lag im Berichtszeitraum noch
nicht vor. Die für die BBMeZ notwendi-
gen Finanzmittel werden aufgrund des
Senatsbeschlusses im Rahmen vorhan-
dener Mittel des Senators für Arbeit,
Frauen, Gesundheit, Jugend und Sozia-
les bis zur Realisierung der vorrangig
dem Projekt zuzuweisenden Einnah-
men aus einer intensivierten Gewinn-
abschöpfung vorfinanziert.

9.4 Runder Tisch „Gewalt gegen
Frauen” in Bremerhaven

Im Mai 2004 setzte sich der Runde
Tisch „Gewalt gegen Frauen” in
Bremerhaven unter Federführung der
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Zentralstelle mit dem vom Magistrat
Ende 2003 eingegangenen Bericht über
die Umsetzung des Konzepts „Maß-
nahmen gegen häusliche Beziehungs-
gewalt” für die Stadt Bremerhaven aus-
einander. Für einige Bereiche wie z. B.
Polizei oder auch Amt für Jugend und
Familie konnte der Runde Tisch feststel-
len, dass diese beiden Institutionen
i h ren Auftrag ernst nehmen, das
We g w e i s u n g s recht aktiv angewandt
w i rd und im Bereich der Familien-
bildung oder Prävention verschiedene
Konzepte und Aktionen aufgelegt wer-
den, während Sozialamt und Gesund-
heitsamt keinen Handlungsbedarf
sehen bzw. keine Maßnahmen planen.
Im Bereich Schulen gab es zwar in der
S c h u l l e i t u n g s k o n f e renz ausführliche
Informationen zu dem Thema, konkre-
te Maßnahmen oder Konzepte wurden
jedoch weder vorgeschlagen noch um-
gesetzt. Im Bereich des Krankenhauses
kann positiv vermerkt werden, dass seit
nunmehr zwei Jahren eine Fachpsycho-
login für Gynäkologie (Forderung aus
dem Konzept) tätig ist. Im Bereich der
gesundheitlichen Versorgung insgesamt
und in der Psychiatrie insbesondere
bleiben jedoch etliche Handlungsfelder
offen (siehe 9.2.2).

In einem Gespräch mit dem zuständi-
gen Dezernenten konnte der notwendi-
ge Handlungsbedarf geklärt werden,
w e i t e re Umsetzungen bleiben abzu-
warten. Im Bereich Schulen ergab ein
Gespräch mit dem zuständigen Ober-
schulrat, dass das Thema Gewalt zwar
immer wieder in Schulprojekten thema-
t i s i e rt wird, das Thema häusliche
Gewalt speziell jedoch nicht. Das
Schulamt sieht es auch als schwierig an,
aufgrund der vielfältigen Anforderun-

gen, die zur Zeit an Schulen gestellt
werden, hier noch aktiver zu werden.
Die Aktionen und Konzepte zum
Thema Gewalt und Gewaltprävention
insgesamt werden von Seiten der
Schule als erfolgreich bewertet.

Für die gesundheitliche (auch psychia-
trische) Versorgung von gewaltbetrof-
fenen Frauen verspricht sich die
Zentralstelle neue Impulse aus dem im
November 2005 gegründeten „Forum
Frauen + Gesundheit” in Bremerhaven.
Insgesamt ist festzuhalten, dass das
Thema Gewalt gegen Frauen und häus-
liche Beziehungsgewalt in der Umset-
zung hauptsächlich von der Ortspolizei-
behörde, dem Amt für Jugend und
Familie und dem Frauenhaus (Diakonie)
getragen und bearbeitet wird. Die
Zentralstelle setzt weiterhin auf Koope-
ration, Koordinierung, „Anmahnung”
w e i t e rer Maßnahmen, und das
Einfordern von Qualitätsstandards.

9.5 Sexuelle Gewalt an Kindern

Der zu diesem Thema im Büro Bremer-
haven der Zentralstelle angesiedelte
Arbeitskreis „Gegen sexuelle Gewalt an
Kindern” hat sich im Berichtszeitraum
mit den Themen Kinderarmut, behin-
d e rte Kinder, Vi d e o v e rnehmung und
Fortbildungen für einzelne Zielgruppen
auseinandergesetzt. Nach wie vor wird
das Ziel verfolgt, die Aktivitäten zugun-
sten betroffener Mädchen und Jungen
zu vernetzen und deren Situation zu
verbessern.

Das Thema des sexuellen Missbrauch
an behinderten Kindern kann als
„heißes Eisen” bezeichnet werden. Der

Arbeitskreis setzte sich mit den Ergeb-
nissen wissenschaftlicher Untersuchun-
gen und Erfahrungsberichten aus der
Bundesrepublik auseinander. Eine Über-
tragung der Ergebnisse und mögliche
Maßnahmen für Bremerhaven stehen
noch zur Diskussion.

Das Thema „Kinderarmut” nahm im
Jahr 2005 einen großen Diskussions-
zeitraum ein, da der Arbeitskreis sich
hierzu - gerade wegen der beobachte-
ten zunehmenden Armut und auch
Verwahrlosung von Kindern - eine fun-
dierte Meinung bilden und für die eige-
ne Arbeit Empfehlungen entwickeln
wollte. Als Ergebnisse der schon Jahre
andauernden Diskussionen und der sich
weiter verschlechternden Sozial-
situation in den einzelnen Stadtteilen
sind inzwischen einige Projekte auf
Stadtteilebene konkret entwickelt wor-
den (Mittagstisch für Kinder, Eltern-
werkstatt, Schule für Eltern, Eltern-
b i l d u n g s p rojekt zur Anleitung zum
Spielen, aufsuchende Nachbarschafts-
hilfe in den Stadtteilen). Generell wird
immer wieder festgestellt, dass Kindes-
misshandlung bzw. -verw a h r l o s u n g
nicht unmittelbar mit sexueller Gewalt
an Kindern einhergehen. Allerd i n g s
können Kindesmisshandlungen als
Risikofaktor angesehen werden.

Mit der Fortbildungsakademie der Ärz-
tekammer Land Bremen wurde für den
Herbst 2005 eine Fortbildungsreihe für
Ä rztInnen und PsychotherapeutInnen
in Bremerhaven zum Thema „Sexuelle
Gewalt an Kindern” geplant. Hierbei
sollte umfassend über die Thematik, die
Definition sexueller Gewalt, Beratungs-
und Unterstützungsangebote, juristi-
sche Schritte, die Relevanz für die

49



gynäkologische Praxis etc. informiert
werden. Da bis kurz vor Beginn der
Fortbildung keine Anmeldungen vorla-
gen, musste diese abgesagt werden.
Der Arbeitskreis geht in seiner Einschät-
zung davon aus, dass ÄrztInnen und
PsychotherapeutInnen sich mit diesem
Thema ad hoc auseinandersetzen,
wenn sie konkret mit einem Fall kon-
frontiert werden. Dieses zeigt sich auch
in der Beratungspraxis des Mädchen-
und Jungentelefons. Der Arbeitskreis
zieht daraus die Konsequenz, dass
F o rtbildungseinheiten für diese Ziel-
gruppe nur angeboten werden sollen,
wenn konkret Informationen nachge-
fragt werden bzw. Beratungsbedarf
angemeldet wird.

Das Thema „Chatten im Internet -
Gefahren für Kinder und Jugendliche?”
wurde bereits im vorherigen Berichts-
zeitraum in Bre m e rhaven eingeführt
und konnte durch Initiative des Arbeits-
k reises und der Zentralstelle im
Präventionsrat fortgesetzt werd e n :
Dort wurde im Sommer 2005 unter
Einbeziehung der Zentralstelle eine
A r b e i t s g ruppe „Sicher Chatten im
Internet” eingerichtet, die für die Stadt
Bremerhaven ein Gesamtkonzept ent-
wickelte. Das Konzept umfasst mehrere
Bestandteile, die auf die Zielgruppen
Eltern, Kinder und Jugendliche, Päda-
gogInnen in der außerschulischen
Jugendarbeit und Schule abzielen. Für
alle wurden konkrete Maßnahmen
erarbeitet, die seit November 2005 um-
gesetzt werden. U. a. wurde vom Amt
für Jugend und Familie ein Elternbrief
zum Thema herausgegeben. Anfang
2006 sollen außerdem an Schulen der
Sekundarstufe erste Elterninformations-
abende stattfinden. Diese Maßnahmen

werden finanziell vom LernNetzWerk
Region Bremen unterstützt. Der Flyer
„Chatten - ja sicher!” wurde vom Amt
für Jugend und Familie ebenfalls erneut
aufgelegt, so dass auch die nachwach-
senden Kinder und Jugendlichen mit
diesen Informationen versorgt werden
können. Ziel ist es außerdem, in einer
Jugendeinrichtung eine Fachstelle zu
e t a b l i e ren, die als Anspre c h p a rt n e r i n
für Kinder und Jugendliche, Eltern und
MultiplikatorInnen zu inhaltlichen und
technischen Fragen arbeitet. Aufgabe
soll die Entwicklung von Unterrichts-
einheiten und die Planung von
Schulungen für Multiplikatorinnen zum
Thema sein. Neben der Planung von
Ö ffentlichkeitsarbeit sollen aktuelle
F a c h i n f o rmationen, z. B. welche
Schutzsoftware oder Fachliteratur aktu-
ell ist, mit den zuständigen Stellen kom-
muniziert werden.

10Stadtentwicklung 
und Beteiligung

10.1 Wohnen in Nachbarschaften

“Wohnen in Nachbarschaften (WiN)”
ist ein äußerst erf o l g reiches Pro j e k t
unter der Federf ü h rung der Senats-
ressorts Soziales und Bau, an dem alle
R e s s o rts in der Steueru n g s g ru p p e
beteiligt und in der die Zentralstelle von
Beginn an mitarbeitet. Ziel diese Pro-
jektes ist es, BewohnerInnen zur

Gestaltung ihres Wohnumfeld zu akti-
vieren. Ein Teil der dafür benötigten
Mittel wird von den Organisationen vor
Ort selbst erbracht, ein Teil wird von
staatlichen WIN-Mitteln finanziert.

D u rch häufigen Kontakt mit den
K o o rdinatorInnen in den Stadtteilen
und sehr produktiven Diskussionen in
der Steuerungsgruppe konnte erreicht
werden, dass eine hohe Beteiligung von
Frauen vor Ort unterstützt und geför-
d e rt wurde - teilweise auch durc h
gezielt an Migrantinnen und Mädchen
gerichtete Projekte.

Aktuell sollen jetzt integrierte Hand-
lungshilfen entwickelt werden, um die
gewünschten Ve r ä n d e rungen in den
benachteiligten Stadtteilen gezielt an-
gehen zu können. Die dazu notwendi-
ge Analyse der in den Stadtteilen vorlie-
genden Probleme und die Handlungs-
hilfen sollen gegendert werden. 

10.2 Projekte „Zeiten der Stadt”

Die Zentralstelle ist weiterhin im Forum
„Zeiten der Stadt” vert reten. Das
F o rum in Bremen setzte sich im
Berichtszeitraum schwerpunktmäßig
mit folgenden Themen auseinander: 

• Arbeitszeit, Arbeitszeitmodelle,
Arbeitszeitverkürzung - Dieses Thema
ist nach wie vor ein zentrales, zumal
die aktuelle politische Diskussion und
Umsetzung in Wirtschaft und öffent-
lichem Dienst eher zu Arbeitszeit-
verlängerungen führt. In Umfragen
widerspricht diese Realität den
Wünschen der ArbeitnehmerInnen,
die eher zu Wochenarbeitszeiten zwi-
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schen 30 und 35 Stunden tendieren.
Unter dem Aspekt der Vereinbarkeit
von Beruf und Familie sowie den
gesellschaftlichen Gegebenheiten bei
der Verteilung der Arbeit in Beruf und
Familie bedeuten verlängerte Arbeits-
zeiten für Frauen mit Familien-
aufgaben erhöhte Belastungen und
für Väter meist die Abstinenz bei der
Familienarbeit.

• Daher beteiligte sich das Foru m
„Zeiten der Stadt” an einer Veranstal-
tungsreihe der Arbeitnehmerkammer
Bremen und der Deutschen Gesell-
schaft für Zeitpolitik mit dem Thema
„Leben - Arbeit - Zukunft. Was uns
unsere Lebenszeit wert ist und wofür
wir sie investieren. Eine Ideenwerk-
statt” im Herbst 2004. Dabei wurden
Fragen und Kontroversen der Arbeits-
zeitdebatte beleuchtet, insbesondere
unter gesamtgesellschaftlichen
Aspekten, den Ford e rungen nach
A r b e i t s z e i t v e r l ä n g e rung versus
Arbeitszeitverkürzungen und lebens-
biografischen Konzepten, die nicht
nur die Arbeitszeit beinhalten. Unter
geschlechtsspezifischen Aspekten ge-
h ö ren dazu die Debatte um die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie,
lebensbiografische Ansätze von
Arbeitszeiten und Arbeitszeitmodellen
und alltagsbezogene geschlechterge-
rechte Zeitgestaltungen. 

• Im Dezember 2004 führten das
Bremer Forum „Zeiten der Stadt” und
ver.di Bremen eine gemeinsame Ver-
anstaltung zu „Neue Zeitverteilung -
für eine gerechte Ve rteilung von
Arbeit, Zeit und Chancen” durch, die
insbesondere eine Zwischenbilanz der
ver.di-Arbeitszeitinitiative zog. In die-

ser Initiative wird auf eine biografieo -
r i e n t i e rte Arbeitszeit hingearbeitet
und die Gewerkschaftsmitglieder
wurden in einer Bestandsaufnahme
dazu befragt. Zur Zeit ist jedoch nicht
feststellbar, dass diese Arbeitszeitini-
tiative auf die ver.di-Organisation vor
Ort gewirkt hätte.

• Das von der Deutschen Gesellschaft
für Zeitpolitik vorgelegte „Zeitpoli-
tische Manifest” wurde im Foru m
„Zeiten der Stadt” insbesondere
unter dem Geschlechteraspekt disku-
tiert: Teilzeitarbeit, Vereinbarkeit von
Beruf und Familie werden am Beispiel
Schweden angesprochen, die Ge-
s c h l e c h t e rfrage wird jedoch nicht
explizit behandelt. Leider konnte die
Zentralstelle mit dem Forum „Zeiten
der Stadt” zusammen nicht durchset-
zen, dass das Manifest entsprechend
geändert wurde. 

• Im Frühjahr 2006 startete ein Teil des
Forums „Zeiten der Stadt” die Bremer
Arbeitszeitinitiative „Mehr Zeit zum
Leben” - Arbeit sichern und umver-
teilen - nicht verlängern!” Diese
Initiative zielt mit einer programmati-
schen Erklärung zum Thema Arbeits-
zeit, Arbeitsalltag und Leben der
Menschen darauf ab, die Bedeutung
von Zeit neu bewusst zu machen, um
der Ökonomisierung aller Lebens-
zusammenhänge zu widerstehen.
Diese Arbeitszeitinitiative, die neben
A r b e i t n e h m e rv e rt retungen, Gewerk-
schaften, Kirchen auch vom Forum
„Zeiten der Stadt” getragen wird, will
sich für intelligente Arbeitszeit-
gestaltungen und Arbeitszeitverkür-
zung einsetzen. 

Einen weiterhin besonderen Stellenwert
innerhalb der Arbeit des Forums nimmt
die „Initiative familienfre u n d l i c h e
Stadt” ein, die das „Lokale Bündnis für
Familie” begleitet und zu dessen Arbeit
sie maßgeblich beigetragen hat. Außer-
dem gründete sich Ende 2003 das
Ve r b u n d p rojekt „Beruf und Familie”
aus dieser Initiative heraus, an dem die
Zentralstelle in Bremen und Bremer-
haven maßgeblich beteiligt ist (siehe
2.3).

Das Forum „Zeiten der Stadt” initiierte
damit in den vergangenen Jahren meh-
rere Projekte, die sich im Laufe ihres
E n t w i c k l u n g s p rozesses verselbständigt
haben, in ihrer Eigenständigkeit die
oben genannten Erfolge zeigen und
damit mittelbar zur humanen und
geschlechtergerechten Gestaltung von
Arbeits- und Lebenszeiten beitragen.
Das Forum wird daher zukünftig seine
Schwerpunkte eher in diesen Projekten
sehen.

10.3 Frauenbelange in den
Stadtteilkonferenzen
Bremerhaven

Basisdemokratische Arbeit wird in den
S t a d t t e i l k o n f e renzen nach wie vor
erfolgreich praktiziert. Frauenpolitische
Themen werden über den Runden
Tisch „Frauen in den Stadtteilkonferen-
zen” unter Federführung der Zentral-
stelle erarbeitet und in die verschiede-
nen Stadtteilkonferenzen transportiert.

In fünf von sechs Stadtteilkonferenzen
arbeiten inzwischen Frauen im
Sprechergremium, das sich aus zwei bis
drei Personen zusammensetzt. Damit
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verbunden ist eine Stärkung der Arbeit
des Runden Tisches „Frauen in den
Stadtteilkonferenzen”. Den Teilnehme-
rinnen ist es wichtig, die Rückwirkung
der frauenpolitischen Themen in die
S t a d t t e i l k o n f e renzen zu verstärken.
Dies ist durch die Schwerpunkt-
setzungen des Arbeitskreises gelungen,
die Teilnehmerinnenzahl hat sich ver-
g r ö ß e rt und der Rückfluss in die
S t a d t t e i l k o n f e renzen ist stru k t u re l l
abgesichert.

Nach wie vor hat der Runde Tisch die
Funktion, sich zu wichtigen Themen zu
i n f o rm i e ren und zu schulen, um
gestärkt in den Stadtteilkonfere n z e n
auftreten zu können. Themen waren u.
a. Elternschule, Aktion Zivilcourage
„Mut gegen Gewalt”, Stalking, Kinder-
armut in Bremerhaven. Letztgenanntes
Thema wird inzwischen von allen
Stadtteilkonferenzen behandelt und soll
in einer moderierten Sitzung der
S p recherinnen gemeinsam bearbeitet
werden. Der Runde Tisch hat 2005 in
Kooperation mit der Volkshochschule
Bremerhaven und dem Magistrat ein
Seminar zum „Umgang mit Stamm-
tischparolen” organisiert. Eine Fortset-
zung ist für 2006 vorgesehen. 

Der Arbeitskreis hat sich als Fach-
gremium für frauenpolitisch relevante
Fragen bewährt, ist als solches von den
Stadtteilkonferenzen, Politik und Ver-
waltung anerkannt und wird zu diesen
Themen gehört. 

11Information, 
Beratung und Hilfe 
in Einzelfällen

In wachsendem Umfang übte die
Zentralstelle ihre Funktion als Anlauf-
und Beschwerdestelle in Fällen
geschlechtsspezifischer Benachteiligung
aus. Frauen aus den unterschiedlichsten
gesellschaftlichen Schichten und
Lebenssituationen und verschiedener
Nationalitäten wandten sich an die
Zentralstelle.

Im Mittelpunkt standen rechtliche und
finanzielle Fragen zur beru f l i c h e n
Situation von Frauen, insbesondere zu
den Hartz-Regelungen, zum Teilzeit-
und Befristungsgesetz und zu Existenz-
gründung. Ein weiterer Schwerpunkt
der Einzelberatungen lag im Bereich
Familie, insbesondere in Tre n n u n g s -
und Scheidungssituationen. Ein dritter
Komplex betraf Fragen zu Mutter-
schutz, Kinder- und Erz i e h u n g s g e l d
sowie Elternzeitregelungen.

In Bremerhaven lag der Schwerpunkt
der Beratungen ebenfalls bei den
Auswirkungen durch die Hartz-Rege-
lungen, der Umsetzung des LGG,
Trennung und Scheidung, aber auch
E l t e rnzeit, soziale Angelegenheiten
sowie häusliche Gewalt.

12Öffentlichkeits- und
Informationsarbeit,
Veranstaltungen

12.1 Informations- und Pressearbeit

In den Jahren 2004 und 2005 ging die
Zentralstelle mit vielfältigen Themen an
die Öffentlichkeit. Sie führte eigene
Veranstaltungen durch, nutzte aber
auch verstärkt Kooperationen mit
anderen Institutionen, um Bürgerinnen
und Bürger oder jeweilige Fachöffent-
lichkeiten zu informieren und mit ihnen
zu diskutieren. Inhaltliche Schwer-
punkte der Öffentlichkeitsarbeit lagen
insbesondere im Bereich Vereinbarkeit
von Beruf und Familie, häusliche
Gewalt gegen Frauen, Frauenhandel
und Zwangsprostitution sowie berufli-
che Perspektiven von Frauen und
Mädchen. Von der Presse wurd e n
besonders der Girls´Day, das Verbund-
p rojekt Beruf und Familie, Gewalt
gegen Frauen sowie arbeitsmarktpoliti-
sche Themen aufgegriffen. Überregio-
nal fand nach wie vor das Thema
Mammografie Screening Beachtung.

12.2 25 Jahre Zentralstelle, 15 Jahre
Landesgleichstellungsgesetz

Im November 2005 jährte sich das
Bestehen der Zentralstelle zum 25. Mal.
Zugleich bestand das Bremer LGG 15
Jahre. Dies war für die Zentralstelle
Anlass, gemeinsam mit Unterstützerin-
nen und Unterstützern Bilanz zu ziehen
und ihre Arbeit öffentlich zu präsentie-
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ren. In einer Zeitungsbeilage in Bremen
und Bremerhaven stellte die Zentral-
stelle allen Bürgerinnen und Bürgern
ihre Querschnittsaufgabe anhand der
wichtigsten Arbeitsbereiche vor und
ließ in einer Zeitleiste die historischen
Meilensteine der Gleichbere c h t i g u n g
aus den vergangenen 60 Jahren Revue
passieren. In einem Festakt im Rathaus
würdigten insbesondere Bürgermeister
Jens Böhrnsen und Senatorin Karin
Röpke vor 600 geladenen Gästen die
Arbeit der Zentralstelle und die Bedeu-
tung des LGG. 

12.3 Der Internationale Frauentag

Nach wie vor hat der Internationale
Frauentag am 8. März die Bedeutung,
die Errungenschaften aus dem langen
Kampf um die Gleichbere c h t i g u n g
ö ffentlich sichtbar zu machen, aber
auch auf die nichteingelösten Forde-
rungen nach Gleichberechtigung hinzu-
weisen. Der Tag wird genutzt, die ver-
schiedenen Aktivitäten von Frauen-
o rganisationen darzustellen und zu
bündeln. In Bremen unterstützte die
Zentralstelle dies wie in jedem Jahr
auch 2004 und 2005 durch ein Faltblatt
mit einer Veranstaltungsübersicht. In
Bremerhaven organisierte sie in beiden
Jahren wieder die Frauenwoche und
gab das Programmheft dazu heraus. 

Frauenwochen in Bremerhaven 
Die Bre m e rhavener Frauenwoche,
organisiert von der Zentralstelle, ist eine
nicht mehr wegzudenkende Veranstal-
tungsreihe zum Internationalen Frauen-
tag. Ca. 30 KooperationspartnerInnen
und jeweils über 25 angebotene Ver-

anstaltungen boten in beiden Jahren
ein breites Spektrum für Frauen, die
sich zu gesellschaftlich re l e v a n t e n
Themen informieren und kulturelle und
kreative Angebote wahrnehmen konn-
ten. 

Die 16. Bremerhavener Frauenwoche
2004 mit dem Motto „Frauen in siche-
ren Lebenslagen?” bezog sich auf die
aktuellen und langfristigen Ve r ä n d e-
rungen in der Gesellschaft und ihre
Bedeutung für Frauen. In zahlreichen
Veranstaltungen wurden die verschie-
denen Reformansätze am Arbeitsmarkt,
im Gesundheitswesen und im Familien-
b e reich diskutiert, kritisch re f l e k t i e rt
und auf die eigene Lebenssituation
bezogen. Ein Höhepunkt war wieder
das Kulturcafé am Intern a t i o n a l e n
Frauentag im Büro Bremerhaven der
Zentralstelle mit Kulturprogramm und
Vo rträgen zum Thema „Frauen in
sicheren Lebenslagen aus europäischer
Sicht”. Der Arbeitskreis „Beru f l i c h e
Perspektiven für Frauen in Bre m e r-
haven” bot die Veranstaltung „Hartzer
Berge hinterm Deich” an, die sich mit
den neuen Gesetzen am Arbeitsmarkt
und den Folgen für die Frauen ausein-
andersetzte.

Die 17. Bremerhavener Frauenwoche
2005 hatte das Motto „Lebensqualität
- weiblich” und wollte damit aus-
drücken, dass die Vorstellungen von
Frauen und Männern von einem guten
Leben sehr unterschiedlich sind und
dass es viele Wege zur eigenen Lebens-
qualität gibt. Die Ve r a n s t a l t u n g e n
beleuchteten die Bereiche Arbeit und
Freizeit, Beruf und Familie sowie die
individuellen und gesellschaftlichen
Aspekte. Ein Höhepunkt war der

„Markt der Möglichkeiten für Frauen”
am 8. März im Columbus Center mit
mehr als 20 Informationsständen für
Frauen, angeboten von allen wichtigen
Frauenorganisationen und Frauengrup-
pen in Bremerhaven zu den Themen
Arbeitsmarkt, Erwerbsarbeit, We i t e r-
bildung, Familienplanung, Gesundheit,
Politik, Kultur, Kinderbetreuung etc.
Mit dieser Veranstaltung und den damit
verbundenen kulturellen Einlagen
konnte die Bre m e rhavener Frauen-
woche eine große Öffentlichkeit errei-
chen, die Informationsstände ware n
sehr gut besucht und das Anliegen der
Frauen konnte damit erfolgreich trans-
portiert werden. Das Thema „Hartzer
Berge hinterm Deich (2)” wurde in
einer gemeinsamen Veranstaltung der
Zentralstelle und der Arbeitnehmer-
kammer neu aufgelegt, es ging um
Hartz IV und die Folgen für Frauen seit
dem 01.01.2005. Zielgruppe dieser gut
besuchten Veranstaltung waren in
erster Linie betroffene Frauen.

12.4 Weitere Veranstaltungen der
Zentralstelle 

Neben den in den jeweiligen Schwer-
punkten genannten Aktivitäten führte
die Zentralstelle zumeist in Kooperation
mit anderen Institutionen und Organi-
sationen weitere Informations- und
Diskussionsveranstaltungen durch.

Vortragsreihe Ortswechsel
Jeweils im Herbst und Winter 2004 und
2005 fand zum 9. und 10. Mal im
Berichtzeitraum die Veranstaltungsreihe
Ortswechsel - Fragen und Ergebnisse
der Frauen- und Geschlechterforschung
statt. Der Titel „Ortswechsel” ist
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zugleich Programm: Über die Grenzen
akademischer Räume hinaus werden
aktuelle Forschungsergebnisse der
Frauen- und Geschlechterf o r s c h u n g
vorgestellt. Diese Forschung hat in den
letzten Jahrzehnten jene Spuren aufge-
deckt, die durch die Kategorie „Ge-
schlecht” in allen Lebensbezügen gezo-
gen werden. Dies hat Auswirkungen
auf die Gestaltung aller Gesellschafts-
p rozesse, von Wi rtschaft, Bildung,
Politik, Kunst und Kultur bis hin zu
Gesundheit und Alltag. Mit den Vor-
trägen der Ortswechsel-Reihe wird ein
Austausch von Wissen und Erfahrung
zwischen Wissenschaft und Praxis
angeregt und fortgesetzt. Die Vortrags-
reihe soll dazu beitragen, den Dialog
zwischen Wissenschaftlerinnen und
i n t e re s s i e rten Bremerinnen und
Bremern zu ermöglichen.

Die Zentralstelle organisierte die Veran-
s t a l t u n g s reihe gemeinsam mit dem
Zentrum für feministische Studien, dem
Büro Chancengleichheit der Universität
Bremen, dem Verein der Freundinnen
und Freunde des Zentrums für femini-
stische Studien, dem Referat Chancen-
gleichheit der Hochschule für Künste,
der Zentralen Kommission für Frauen-
fragen der Hochschule Bremen und der
International University Bremen. Damit
beteiligen sich inzwischen alle Bremer
Hochschulen mit Referentinnen an der
Reihe. Die Themenpalette reichte dies-
mal wieder von Grundsatzfragen der
Frauenforschung über gesundheits-
und sozialpolitische Fragen bis zur Rolle
von Frauen in den Medien und im
Kunstbetrieb. Die Reihe findet nach wie
vor ein wechselndes lebhaftes Publikum
- dies zeugt von der Richtigkeit des
Konzepts.

Georg-Elser-Preis
Am 8. November 2005 verlieh die Freie
Hansestadt Bremen dem Verband der
Kommitees der Soldatenmütter Russ-
lands den Georg-Elser-Preis für ihren
Einsatz um Menschenrechte in der
Armee und gegen Militarisierung und
Gewalt. Die Landesbeauftragte war
Mitglied der Jury für die Pre i s v e r-
leihung. Die beiden Vertreterinnen des
Verbands waren vorher in der Zentral-
stelle zu Gast und berichteten vor
Bremer Frauenprojekten und Initiativen
über ihre Arbeit.

Kunst in der Knochenhauerstraße
Im Berichtszeitraum fanden unter dem
Label “Kunst in der Knochenhauer-
straße” wieder Ausstellungen von
Künstlerinnen statt, allerdings unter
anderen Bedingungen als im vorherigen
Berichtszeitraum.

Die für die Betreuung der Kunst-
ausstellungen zuständige Mitarbeiterin
schied im Frühjahr 2004 aus der
Zentralstelle aus. Aufgrund der schma-
len Personaldecke der Zentralstelle
konnte innerhalb der Zentralstelle nie-
mand mit der bisherigen umfangrei-
chen Arbeit betraut werden.

In einer Absprache mit dem Kulturres-
sort und mit dessen finanzieller Unter-
stützung wurden in Folgezeit Künstle-
rinnen der GEDOK mit der Aufgabe der
Kuratorin für die weiteren Kunstaus-
stellungen betraut und zwar für jeweils
1 Jahr. Insgesamt gab es im Berichts-
zeitraum 7 Ausstellungen, davon eine
zu Beginn 2004 noch unter dem alten
Reglement, 6 Ausstellungen unter der
Regie der GEDOK. Durch den besonde-
ren Blick der jeweiligen Kuratorin - im

ersten Jahr war es Susanne Bollen-
hagen, im zweiten Jahr Claudia Cardo-
zo - wurde eine andere Art von Kunst
als vorher in der Zentralstelle präsen-
tiert. Auch ein anderes Publikum fand
seinen Weg in die Ausstellungsräume.
Besonders erwähnt werden muss eine
Installation von Claudia Kapp, die den
Sitzungssaal der Zentralstelle völlig ver-
änderte und einen neuen Blick auf das
Gegenüber jenseits der Fensterf ro n t
ermöglichte. Leider wird die Koopera-
tion in den kommenden Jahren nicht
weiter geführt werden können, da das
Kulturressort sein finanzielles Engage-
ment zurück gezogen hat.

Am 1. Dezember 2004 feierte die
Zentralstelle 10 Jahre Kunst in der
Knochenhauerstraße mit einem Fest-
vortrag des Rektors der Hochschule für
Künste Prof. Dr. Peter Rautmann mit
dem Thema “Unerh ö rt. Bilder von
Frauen - Frauenbilder. Zur Wechselbe-
ziehung künstlerischer Positionen von
K ü n s t l e rn und Künstlerinnen im 20.
J a h rh u n d e rt. Annäherungen, Ge-
spräche, Dialoge”. 

45 Künstlerinnen hatten bis zu diesem
Zeitpunkt die Gelegenheit genutzt, in
der Zentralstelle als Malerin, Bild-
hauerin oder Fotografin ihre We r k e
auszustellen und zu verkaufen. 34 von
ihnen sind nach wie vor in einer virtuel-
len Ausstellung im Landesportal für
Frauen gesche.online präsentiert.

Ausstellung „doublebind spezial”
Die Ausstellung „doublebind spezial”
im April und Mai 2004 in der Zentral-
stelle entstand in enger Zusammen-
arbeit mit dem Paula Modersohn-
Becker Museum, das zur gleichen Zeit
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die Ausstellung „doublebind. kunst kin-
der karriere” mit Werken von 27 Künst-
lerinnen zeigte. Drei von ihnen prä-
sentierten Werke, in denen sie „Mutter
sein” in der Kunst reflektierten und
gesellschaftlich zugeschriebene Rollen,
soziale Utopien und das Zusammen-
leben der Generationen thematisierten. 

Daneben beteiligte sich die Zentralstelle
an vielen weiteren Veranstaltungen in
F o rm von Vo rträgen, Moderationen,
Grußworten, Diskussionsbeiträgen und
Interviews. Die Landesbeauftragte hielt
ca. 170 Vorträge und Beiträge, haupt-
sächlich mit den Themenschwer-
punkten Ve reinbarkeit von Familien-
und Berufsarbeit, Frauengesundheit
sowie Gender Mainstreaming und zu
jeweils aktuellen Themen. 

12.5 Anfragen und Informationen
über die Arbeit der Zentralstelle

M e h rfach empfing die Zentralstelle
Gruppen von Frauen und Mädchen aus
B remen, aus verschiedenen Bundes-
l ä n d e rn und dem Ausland in ihre n
Räumen, die sich über Frauenpolitik in
Bremen bzw. Deutschland und über die
Institution und die Angebote der
Zentralstelle inform i e rten. Die Mit-
arbeiterinnen der Zentralstelle stellten
das Informations-, Beratungs- und Ver-
netzungsangebot in den verschiedenen
Arbeitsschwerpunkten dar und wiesen
auf die Möglichkeit der Unterstützung
der Gruppen hin, indem die Zentral-
stelle Referentinnen und Materialien
anbot und Infrastruktur zur Verfügung
stellte, z.B. Auslage und Weitergabe
von Informationen über die Zentral-
stelle oder Aufnahme in ihre Verteiler.

Regelmäßig wird das Inform a t i o n s-
angebot der Zentralstelle beispielsweise
von den Kursen „Neuer Start ab 35”
genutzt, die vom Bremer Frauenaus-
schuss durchgeführt werden und die
Frauen nach der Familienphase bei der
Neuorientierung unterstützen. 

Auch in diesem Berichtszeitraum beant-
wortete die Zentralstelle wieder eine
große Zahl von Anfragen zu frauenspe-
zifischen Themen aus Universitäten,
Schulen, Frauengruppen und von
Einzelpersonen aus Bremen und
Bremerhaven, dem Bundesgebiet und
dem Ausland mit der Bitte um Material
- insbesondere Statistiken zu verschie-
denen Frauenthemen, zur Geschichte
der Frauenbewegung und zu allgemei-
nen Fragen über die Stellung der Frau
in unserer Gesellschaft.
Außerdem verbreitete die Zentralstelle
viele Informationen über ihre Website
und das Landesfrauenportal gesche.
online.

13Die personelle
Situation der
Zentralstelle 

Die Zentralstelle arbeitete im Berichts-
zeitraum entsprechend ihrem Auftrag
laut Errichtungsgesetz als Landesbehör-
de. Zugleich nahm sie Aufgaben für das
Ressort des Senators für Frauen wahr.
Die Anbindung der Zentralstelle an das

Ressort erfolgte durch Ausweisung der
Abteilungsleiterin in Personalunion als
Referentin im Stab der Senatorin. Mit
dieser Konstruktion ist die gesetzlich
festgeschriebene Unabhängigkeit der
Landesbeauftragten weiterhin gewahrt
und ein Nebeneinander von zwei
Landesbehörden vermieden worden.

Im Berichtszeitraum hatte die Zentral-
stelle und ihr Büro Bremerhaven 16
Mitarbeiterinnen, und zwar acht Voll-
zeitkräfte und acht Teilzeitkräfte auf
insgesamt 11,85 Stellen. Davon traten
vier Mitarbeiterinnen in die passive
Phase der Altersteilzeit. Drei der Stellen
wurden bis Ende 2005 nicht wieder
besetzt. Im Personalentwicklungspro-
gramm (PEP) war das Personalvolumen
auf 12,9 Stellen bis Ende 2005 festge-
schrieben. Wie alle vom PEP ausge-
nommenen Bereiche muss die Zentral-
stelle die Kosten für Tarifsteigerungen
aus dem Personalbudget erbringen. 
Zu Beginn des Berichtszeitraums war
eine Mitarbeiterin auf der Basis von
SGB III in der Zentralstelle beschäftigt,
die beim Thema Gender Mainstreaming
mitarbeitete. 

Aus Drittmittel konnte eine halbe Stelle
für die Landeskoord i n i e ru n g s s t e l l e
„Girls´ Day” besetzt werden, die über
einen Zeitraum von drei Jahren mit der
Vo r b e reitung und Durc h f ü h rung des
Mädchenzukunftstags betraut ist.

Im Projekt gesche.online waren zu
Beginn des Berichtszeitraums 4 Mit-
arbeiterinnen in Teilzeit mit einem
Gesamtvolumen von zwei Stellen be-
schäftigt, Ende 2005 waren zwei
Mitarbeiterinnen im Projekt in Teilzeit
im Volumen von 1,35 Stellen tätig.

55



14Anhang

14.1 Liste der Gremien/Arbeitskreise

14.1.1 
Stadtgemeinde und Land Bremen

14.1.1.1 
Mitgliedschaft in Gremien und
vom Senat eingesetzten ressortü-
bergreifenden Arbeitsgruppen

- A r b e i t s k reis “Personalentwicklung”
des Senators für Finanzen

- Aufsichtsrat der Bremer Arbeit GmbH
- Beirat der Beratungsstelle „Betreuung

für Betroffene von Menschenhandel
und Zwangsprostitution (BBMeZ)”

- Beirat des Bremer Brustkrebs-Scree-
n i n g - P rojekts (im Berichtszeitraum
beendet)

- Beirat der Koordinations- und
Beratungsstelle Frau und Beruf zib
(nun: Verein Frauen in Arbeit und
Wirtschaft e.V.)

- Beirat der Migrantinnen Berufsorien-
tierung und -Planung MiBoP ( nun:
Verein Frauen in Arbeit und Wirt-
schaft e.V.)

- Beirat des Expert i n n e n b e r a t u n g s-
netzes ebn

- Beirat des Instituts für Public Health
IPH der Universität Bremen (im
Berichtszeitraum beendet, Auflösung
des IPH und Überführung ins Institut
für Public Health und Pflegeforschung
IPP)

- Beirat des Zentrums für Feministische
Studien der Universität Bremen

- Bündnis für Arbeit Bremen und
Bremerhaven

- Fahrgastbeirat im VBN
- Jugendhilfeausschuss und Landes-

jugendhilfeausschuss
- Landesausschuss für Berufsbildung 
- Landesausschuss für Weiterbildung 
- Projektgruppe „Neuordnung der per-

sonalrechtlichen Entscheidungsbefug-
nisse in der Freien Hansestadt
Bremen”

- P rojektlenkungsausschuss „Neues
Steuerungsmodell”

- Regionaler Begleitausschuss (EFRE-
Förderung)

- R e s s o rt ü b e rg reifende Arbeitsgru p p e
„Häusliche Beziehungsgewalt”
(Federführung)

- R e s s o rt ü b e rg reifende Arbeitsgru p p e
„Wohnen in Nachbarschaften”

- R e s s o rt ü b e rg reifender Arbeitsstab
zum Projekt „Bremen 2030 - eine
zeitbewusste Stadt” (im Berichts-
zeitraum beendet)

- „Runder Tisch Bildung”
- Steuerungskommission Verwaltungs-

reformabkommen
- Ve rwaltungsausschuss der Agentur

für Arbeit Bremen (Stellvertretung)
- Ve rwaltungsausschuss des Landes-

arbeitsamtes Niedersachsen - Bremen
(Stellvertretung) (im Berichtszeitraum
beendet)

Die Landesbeauftragte ist beratendes
Mitglied in der Staatsrätekonferenz und
weiteren Staatsrätegremien.

14.1.1.2 
Arbeitskreise unter Federführung
der Zentralstelle

- Arbeitskreis „Berufliche Perspektiven
von Mädchen und Frauen in Bremen”

- Arbeitskreis der Gender-Verantwort-
lichen der senatorischen Behörd e n
(gemeinsam mit dem Senator für
Finanzen)

- A r b e i t s k reis „Mädchenpolitik im
Lande Bremen” (Geschäftsführung)

- Bremer Forum Frauengesundheit und
themenbezogene Arbeitskreise

14.1.1.3 
Mitarbeit in Arbeitskreisen

- Arbeitskreis „Freierkampagne”
- „Kleiner” Arbeitskreis “Frauenhandel” 
- „ G roßer” Arbeitskreis “Frauenhandel”

bei der Diakonie Bremen
- A r b e i t s k reis Ess-Störungen beim

Landesinstitut für Schule
- Arbeitskreis der Frauenbeauftragten

beim Gesamtpersonalrat 
einschließlich Untergruppen
- A r b e i t s k reis Frauengesundheit in

Medizin, Psychotherapie und Gesell-
schaft AKF e.V., Regionalgru p p e
Bremen

- Arbeitskreis “Integrationskonzept für
Zuwanderer und Zuwanderinnen”

- Arbeitskreis „Junge Mütter” (aner-
kannt nach § 78 KJHG)

- Arbeitskreis Mobbing bei der Arbeit-
nehmerkammer

- Beirat des Projekts „MOSAIK -
Kompetenzentwicklung für junge
Mütter”

- Beirat des Projekts „WomenExist -
Vermittlung von Unternehmens- und
Existenzgründungskompetenzen für
junge Frauen”

- Bremer Initiative Aktive Bürgerstadt
(BIAB)

- Bündnis für Familie
- Forum Zeiten der Stadt Bremen
- Jury Bürgerpreis der CDU
- Jury Wirtschaftsrat Bremen-Nord
- Perspektivenlabor des Bürgermeisters

a. D. Dr. Henning Scherf
- Ständiger re s s o rt ü b e rg re i f e n d e r

A r b e i t s k reis der EU-Refere n t i n n e n
und Referenten
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- Verbundprojekt Beruf und Familie -
Steuerungsgruppe 

Die Landesbeauftragte hat außerdem
ständiges Gastrecht im 
- Parlamentsausschuss der Bremischen

Bürgerschaft „Förderung der Gleich-
b e rechtigung der Frau im Lande
Bremen” und im 

- Gesamtvorstand des Bremer Frauen-
ausschusses.

14.1.2 
Stadtgemeinde Bremerhaven

14.1.2.1 
Mitgliedschaft in Gremien und re s-
s o rt ü b e rg reifenden Arbeitskre i s e n

- Aufsichtsrat Bre m e rhavener Arbeit
GmbH

- Aufsichtsrat Arbeitsförd e ru n g s - Z e n-
trum im Lande Bremen GmbH (bis
12/2004)

- Begleit- und Lenkungsausschuss
Urban II

- Fachbeirat für Frauenbelange (zuge-
ordnet dem Ausschuss für Frauen,
Bürgerbeteiligung und Ausländer der
S t a d t v e ro rdnetenversammlung. Die
Leiterin des Büros Bremerhaven der
Zentralstelle ist eine der beiden Spre-
cherinnen des Fachbeirats; Geschäfts-
führung Büro Bremerhaven)

- Jugendhilfeausschuss
- Lenkungsausschuss Ve rw a l t u n g s-

modernisierung des Magistrats
- Pädagogischer Beirat des Evangeli-

schen Bildungszentrum Bad Bederkesa
(seit 2004 ist die Leiterin des Büro s
B re m e rhaven stellvert retende Vo r s i t-
z e n d e )

- Ve rwaltungsausschuss des Agentur
für Arbeit Bre m e rhaven (Stellver-
tretung, bis 12/2004)

14.1.2.2 
Arbeitskreise unter Federführung
der Zentralstelle

- Arbeitskreis „Berufliche Perspektiven
für Frauen in Bremerhaven”

- Arbeitskreis “Frauenbeauftragte nach
dem LGG”

- Arbeitskreis “Gegen sexuelle Gewalt
an Kindern” (anerkannt nach § 78
KJHG, Geschäftsführung)

- Arbeitskreis „Runder Tisch Mädchen-
arbeit” (anerkannt nach § 78 KJHG)

- Runder Tisch „Gewalt gegen Frauen”
- Runder Tisch “Frauen in den Stadt-

teilkonferenzen” 

14.1.2.3 
Mitarbeit in Arbeitskreisen

- Arbeitsgemeinschaft „Erz i e h u n g s-
hilfen in Bremerhaven”

- Arbeitskreis der Frauenbeauftragten
des Magistrats

- Arbeitskreis Mobbing
- B re m e rhavener Präventionsvere i n

(Leiterin des Büros ist stellvertretende
Vorsitzende)

- Präventionsrat der Stadt Bremerhaven 
- Runder Tisch Arbeitslehre / B e ru f s-

orientierung
- Verbundprojekt Beruf und Familie -

Steuerungsgruppe 
Die Leiterin des Büros der Zentralstelle
in Bremerhaven ist regelmäßig zu Gast
im 
- Ausschuss für Frauen, Bürgerbeteili-

gung und Ausländer der Stadt-
verordnetenversammlung.

14.1.3 
Überregional

- Arbeitsgruppe der Abteilungsleiterin-
nen der Frauen- und Gleichstellungs-
ministerInnen der Länder

- A r b e i t s g ruppe der Arbeitsmarkt-
referentinnen der GFMK

- A r b e i t s g ruppe der Euro p a re f e re n-
tinnen der GFMK

- A r b e i t s g ruppe “Familienrecht und
Familienpolitik” der GFMK

- A r b e i t s g ruppe “Soziale Sicheru n g ”
der GFMK

- A r b e i t s g ruppe der Wi s s e n s c h a f t s-
referentinnen der GFMK

- Ausschuss „Frauen- und Gleichstel-
lungsangelegenheiten” des Deut-
schen Städtetags (Vorsitz: Landesbe-
auftragte) 

- Ausschuss für Frauen und Jugend des
Bundesrates (Landesbeauftragte ist
stellvertretendes Mitglied der Freien
Hansestadt Bremen)

- Beirat des Arbeitskreises Frauen-
gesundheit in Medizin, Psycho-
therapie und Gesellschaft AKF e.V.
(im Berichtszeitraum beendet)

- B a rmer Ersatzkasse Ve rw a l t u n g s r a t
(Landesbeauftragte im Ehrenamt)

- B a rmer Ersatzkasse Ausschuss Ge-
sundheit und Verträge (Landesbeauf-
tragte Vorsitz, im Ehrenamt) 

- B u n d - L ä n d e r- A r b e i t s g ruppe Gender
Mainstreaming

- Bundesarbeitsgemeinschaft der Kom-
munalen Frauenbeauftragten und
Frauenbüros

- Bundesweiter Zusammenschluss
„Gender Commission”

- Bundeszentrale für gesundheitliche
A u f k l ä rung (BzgA): beratender
Arbeitskreis Frauengesundheit

- F r a u e n f o rum Fort p f l a n z u n g s m e d i z i n
„Reprokult”

- Jury Georg-Elser-Preis 2005
- Kommission der Frauenbeauftragten

im Deutschen Städtetag (Vo r s i t z
Leiterin Büro Bremerhaven)

- Kuratorium des Mütterg e n e s u n g s w e r k s
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- Netzwerk der Girls’ Day Landes-
koordinierungsstellen

- Nationales Netzwerk Frauen und
Gesundheit

- Netzwerk Frauen-Zeiten; Frauen-
bündnis für Arbeit

- Projektausschuss Bundeskoordination
Frauengesundheit BKF (im Berichts-
zeitraum beendet)

Die Landesbeauftragte ist beratendes
Mitglied im Hauptausschuss des
Deutschen Städtetages. 

Kontinuierliche Arbeitskontakte beste-
hen zu Frauenbeauftragten der umlie-
genden niedersächsischen Kommunen
und Landkreise sowie zu Gleich-
stellungsbeauftragten weiterer Städte.
Der Erf a h rungsaustausch zwischen
ihnen wird über die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Kommunalen Frauen-
beauftragten und Frauenbüros organi-
siert.

14.2 Liste der Veröffentlichungen 
(Auflagenhöhe in Klammern)

- Schwanger in Bremen und Bremer-
haven, überarbeitete Neuauflage,
November 2003, 302 Seiten (10.000)

- LGG Das Bremer Landesgleich-
stellungsgesetz - Eine Handreichung,
Dezember 2004, 80 Seiten (1.500)

- Bericht der Bremischen Zentralstelle
für die Ve rwirklichung der Gleich-
b e rechtigung der Frau über dere n
Tätigkeit vom 01.Januar 2002 bis 31.
Dezember 2003, September 2004, 51
Seiten (2.000)

- B re m e rhavener Frauenstadtbuch
2004 - Eine Sammlung wichtiger
Adressen, Februar 2004 (3.000)

- I n f o rmationsfaltblätter zur 16. und
17. Bre m e rhavener Frauenwoche
2004 und 2005 (je 4.500)

- I n f o rmationsfaltblätter mit den
Veranstaltungen zum Internationalen
Frauentag in Bremen Februar 2004
und 2005 (je 3.000)

- Was Sie Mutterschutz, Erz i e h u n g s-
geld, Elternzeit wissen müssen, 9.
überarbeitete Auflage, Januar 2005
(3.000)

- Bremer Frauenstadtbuch - Adressen,
I n f o rmationen, Tipps, April 2005
(8.000)

- Stadt der Frauen. 25 Jahre Bremische
Zentralstelle für die Ve rw i r k l i c h u n g
der Gleichberechtigung der Frau.
Zeitungsbeilage November 2005
(156.000)

- H ö r-CD von Vo rträgen der Reihe
Ortswechsel - Fragen und Ergebnisse
der Frauen- und Geschlechterf o r-
schung, Vo rtragszyklen 2002/2003
und 2003/2004, in Kooperation mit
den anderen Veranstalterinnen, Juni
2005 (500)
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